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Kontext 
Der Schutz der Menschenrechte ist eine staatliche 
Pflicht. Sie kann nicht auf andere gesellschaftliche Ak-
teure übertragen werden. Gleichzeitig tragen Unter-
nehmen die Verantwortung, Menschenrechte zu ach-
ten. Voraussetzung ist, dass sie die Auswirkungen 
ihrer Geschäftstätigkeit auf die Menschenrechte kennen 
und Prozesse menschenrechtlicher Sorgfalt etablie-
ren, um nachteilige Auswirkungen zu vermeiden, zu 
verringern und auszugleichen. 

Vor diesem Hintergrund hat die Bundesregierung am 
21. Dezember 2016 den Nationalen Aktionsplan Wirt-
schaft und Menschenrechte (NAP) verabschiedet. 
Grundlage für den NAP bilden die Leitprinzipien für 
Wirtschaft und Menschenrechte der Vereinten Natio-
nen (VN-Leitprinzipien). Die VN-Leitprinzipien sind 
im Jahr 2011 vom Menschenrechtsrat der Vereinten 
Nationen im Konsens angenommen worden und bilden 
einen international anerkannten Referenzrahmen für 
menschenrechtliche Sorgfaltspflichten. Entsprechend 
den Inhalten der VN-Leitprinzipien ist im NAP die 
staatliche Pflicht zum Schutz der Menschenrechte und 
die Verantwortung von Unternehmen zur Achtung 
der Menschenrechte in globalen Liefer- und Wert-
schöpfungsketten formuliert. 

Um Unternehmen in Branchen mit besonderen Risiken 
für nachteilige menschenrechtliche Auswirkungen zu 
unterstützen, hat die Bundesregierung Branchendia-
loge beschlossen. Durchgeführt werden die Dialoge 
durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS). Ziel der Dialoge ist es, Unternehmen dabei 

zu helfen, die fünf Kernelemente menschenrechtlicher 
Sorgfaltspflicht des NAP angemessen umzusetzen 
und somit zur Verbesserung der menschenrechtlichen 
Lage beizutragen. Die fünf Kernelemente sind:

 � Grundsatzerklärung zur Achtung der Menschenrechte
 � Verfahren zur Ermittlung tatsächlicher und poten-

ziell nachteiliger Auswirkungen auf die Menschen-
rechte

 � Maßnahmen zur Abwendung potenziell negativer 
Auswirkungen und Überprüfung der Wirksamkeit 
dieser Maßnahmen

 � Berichterstattung
 � Beschwerdemechanismus

Ab 2023 verpflichtet zudem das deutsche Lieferketten-
sorgfaltspflichtengesetz (LkSG) bestimmte Unter
nehmen, in ihren Lieferketten menschenrechtliche und 
umweltbezogene Sorgfaltspflichten in angemessener 
Weise zu beachten.1 Aufgrund der großen Schnitt-
menge dieses Gesetzes mit dem NAP bieten die 
Branchendialoge zugleich eine bedeutende Unter-
stützung für Unternehmen bei der Umsetzung der 
LkSG-Anforderungen.

Als Schlüsselindustrie der deutschen Wirtschaft trägt 
die Automobilindustrie an ihren weltweiten Produktions-
standorten und gemeinsam mit einem Netzwerk von 
Zulieferbetrieben zu Arbeit, Ausbildung und wirt-
schaftlicher Entwicklung bei. Mehr als die Hälfte der 
Wertschöpfung innerhalb der Branche generieren  
Zulieferer, von der Rohstoffgewinnung über die Ferti-
gung von Vorprodukten und die Montage von Kraft-
wagenteilen bis hin zu der Fertigung ganzer Fahrzeuge. 

1 �Mit dem LkSG sind ab Inkrafttreten am 1. Januar 2023 ungeachtet der Rechtsform in Deutschland ansässige Unternehmen mit mindestens 
3.000 Arbeitnehmer*innen sowie Unternehmen mit Zweigniederlassung in Deutschland und mindestens 3.000 Arbeitnehmer*innen im Inland 
verpflichtet, menschenrechtliche und umweltbezogene Sorgfaltspflichten einzuhalten. Innerhalb von verbundenen Unternehmen sind die 
im Inland beschäftigten Arbeitnehmer*innen sämtlicher konzernangehöriger Gesellschaften bei der Berechnung der Arbeitnehmerzahl der 
Obergesellschaft zu berücksichtigen und ins Ausland entsandte Arbeitnehmer*innen zu erfassen. Ab dem 1. Januar 2024 gilt ein Schwellenwert 
von mindestens 1.000 Arbeitnehmer*innen. Da die Sorgfaltspflichten durch die Anwender*innen jedoch an ihre Zulieferer weitergegeben 
werden sollen, sind indirekt auch kleine und mittlere Unternehmen betroffen.

1. Einführung in die  
Handlungsanleitungen
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Zugleich birgt die Situation in den international ver-
zweigten Liefer- und Wertschöpfungsketten der Auto-
mobilbranche in vielen Bereichen erhebliche menschen-
rechtliche Risiken. Dies betrifft in besonderem Maße 
die vorgelagerten Stufen. Menschenrechtsverletzun-
gen sowie Korruption treten zudem häufiger in Staa-
ten auf, wo es etwa an Rechtsstaatlichkeit mangelt, 
Institutionen schwach sind und viel Armut herrscht. 
Menschenrechtliche Risiken, die in diesen Ländern 
auftreten können, sind etwa die Beeinträchtigung der 
Gesundheit sowie Sicherheit von Beschäftigten und 
der lokalen Bevölkerung, Diskriminierung, Probleme 
bei der Vereinigungsfreiheit und die Verletzung der 
Rechte indigener Völker. Die Verantwortung der deut-
schen Automobilindustrie für die Gestaltung nachhal-
tiger globaler Liefer- und Wertschöpfungsketten  
sowie die Achtung der Menschenrechte ist daher von 
großer Bedeutung.

Warum gibt es den Branchendialog der 
Automobilindustrie?

Als Branche mit engem Kontakt zu Verbraucher*innen 
stehen nicht nur große Hersteller und Zulieferer der 
Automobilindustrie wachsenden Anforderungen an ihre 
Nachhaltigkeitsleistungen und ihre menschenrecht
liche Sorgfaltspflicht gegenüber. Auch kleine und 
mittlere Unternehmen (KMU) müssen sich zunehmend 
dem Anspruch stellen, ihre Wertschöpfungsketten 
von der Rohstoffgewinnung über das Endprodukt bis 
hin zur Entsorgung verantwortlich zu gestalten. 

Die Umsetzung menschenrechtlicher Sorgfaltspflicht 
ist dabei – im Sinne einer Lernreise – für jedes Unter-
nehmen ein individueller und fortwährender Prozess, 
den es regelmäßig zu überprüfen und zu verbessern gilt. 

Zugleich sind die Herausforderungen aufgrund hoher 
internationaler Verflechtungen der Liefer- und Wert-
schöpfungsketten häufig komplex und vielschichtig. 
Viele Automobilhersteller und -zulieferer engagieren 
sich bereits einzeln sowie im Rahmen von bestehenden 
nationalen und internationalen Initiativen. Bei struk-
turellen Ähnlichkeiten von Liefer- und Wertschöp-
fungsketten können ein gemeinschaftliches Vorgehen 
in der Branche und branchenübergreifende Koopera-
tion zusätzlich Wirkung erzielen. Aus diesem Grund 
haben sich Branchenakteure aus Unternehmen, Verbän-
den und Gewerkschaften sowie aus zivilgesellschaft
lichen Organisationen gemeinsam mit dem BMAS in 

einem Branchendialog zur Achtung der Menschen-
rechte entlang der globalen Liefer- und Wertschöp-
fungsketten der deutschen Automobilindustrie zu-
sammengeschlossen.

Ziel des Branchendialogs ist es, zur Verbesserung der 
menschenrechtlichen Lage entlang der globalen  
Liefer- und Wertschöpfungsketten der Branche bei-
zutragen. Im Fokus steht die Verantwortung der  
Unternehmen, Menschenrechte zu achten. Die im 
NAP beschriebenen fünf Kernelemente unterstützen 
Unternehmen dabei, menschenrechtliche Sorgfalts-
pflichten im Rahmen der unternehmerischen Tätig-
keit umzusetzen und in betriebliche Management-
prozesse zu integrieren. Zu diesem Zweck haben die 
Mitglieder des Branchendialogs Handlungsanleitun-
gen zur Umsetzung der fünf NAP-Kernelemente er-
arbeitet. Die vorliegenden Handlungsanleitungen sind 
hierbei als Leitplanken und als ein Instrumenten
kasten für Unternehmen zu verstehen.

Wie unterscheiden sich die Handlungs-
anleitungen von anderen Hilfestellungen?

Die Handlungsanleitungen zu den fünf Kernelementen 
menschenrechtlicher Sorgfaltspflicht heben sich in 
entscheidenden Punkten von bisherigen Hilfestellun-
gen ab und bieten so einen bedeutenden Mehrwert:

  �Die Handlungsanleitungen sind als in sich geschlos-
sene sowie vom Aufbau her identische Leitfäden 
einsetzbar und adressieren die Anforderungen des 
NAP vollständig.

  �Der NAP dient der umsetzungsorientierten Darstel-
lung der VN-Leitprinzipien für Wirtschaft und 
Menschenrechte. Die Handlungsanleitungen greifen 
auf die VN-Leiprinzipien zurück und tragen somit 
maßgeblich dazu bei, den internationalen Refe-
renzrahmen umzusetzen, zu dessen Zielen sich die 
Mitglieder des Branchendialogs explizit bekennen. 

 � Die Handlungsanleitungen beinhalten explizite 
Hinweise zu den Anforderungen des LkSG. Dadurch 
werden diejenigen Unternehmen, die unter den 
Anwendungsbereich des Gesetzes fallen, dabei un-
terstützt, parallel die gesetzlichen Vorschriften  
umzusetzen. Punktuell gehen die Handlungsanlei-
tungen über die genannten politischen Rahmen-
werke und regulatorischen Anforderungen hinaus.
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 � Bestehende einschlägige Leitfäden wurden in die 
Handlungsanleitungen integriert und mit aktuellen 
Beispielen aus der Unternehmenspraxis angerei-
chert. Die Handlungsanleitungen berücksichtigen 
sowohl Charakteristika großer Konzerne als auch 
kleiner und mittlerer Unternehmen.

 � Nutzer*innen können auf Basis der Handlungsan-
leitungen ihre Fortschritte bei der Umsetzung der 
NAP-Anforderungen, auch entlang von Check
listen, überprüfen. Dadurch schaffen sie Transparenz 
und Verifizierbarkeit sowohl für das Unternehmen 
als auch für seine Stakeholder und können gleich-
zeitig den Umsetzungsfortschritt demonstrieren.

 � Die Handlungsanleitungen – oder Teile von ihnen – 
können von Unternehmen für Schulungen oder 
Schulungsunterlagen genutzt werden.

Die Mitglieder des Branchendialogs haben die Hand-
lungsanleitungen in einem rund zweijährigen Multi-
Stakeholder-Prozess erarbeitet. Die Handlungsan
leitungen überzeugen durch den Wissens- und 
Erfahrungsschatz der einzelnen Mitglieder und genie-
ßen somit breite Akzeptanz unter den verschiedenen 
Stakeholdergruppen des Branchendialogs. 

Wie sind die Handlungsanleitungen  
aufgebaut?

Das vorliegende Dokument befasst sich mit dem 
Kernelement „Maßnahmen und Wirksamkeits
kontrolle“ und

 � fasst auf einen Blick die wesentlichen Inhalte der 
Handlungsanleitung zusammen (Kapitel 2) 

 � erläutert anschaulich die NAP-Anforderungen zu 
dem Kernelement und nennt die daran angelehnten 
Anforderungen des LkSG an die Maßnahmen und 
die Wirksamkeitskontrolle (Kapitel 3) 

 � legt praxisnah und branchenspezifisch die Umset-
zungsschritte zur Integration der NAP-Anforde-
rungen in betriebliche Managementprozesse dar 
(Kapitel 4) 

 � zeigt auf, wie der Umsetzungsfortschritt in der  
betrieblichen Praxis überprüft und transparent  
gemacht werden kann (Kapitel 5) 

 � listet weiterführende Informationen und Quellen 
zur ergänzenden Lektüre auf (Kapitel 6.1 und 6.4)

 � stellt die Anforderungen des NAP jenen des  
LkSG tabellarisch gegenüber und ordnet sie den 
Umsetzungsschritten der Handlungsanleitungen zu 
(Kapitel 6.2)

 � enthält ein Glossar, in dem neben einschlägigen 
Ausdrücken im Zusammenhang mit menschen
rechtlichen Sorgfaltspflichten auch Beschreibungen 
ausgewählter Begriffe aus dem LkSG und der  
Gesetzesbegründung zum LkSG aufgeführt sind 
(Kapitel 6.3).
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Bei den unternehmerischen Sorgfaltspflichten geht 
es darum, Verfahren einzurichten, die potenziell und 
tatsächlich nachteilige Auswirkungen Ihres unter
nehmerischen Handelns auf die Menschenrechte 
identifizieren und angemessen adressieren. Aufbau-
end auf der Identifikation im Rahmen der Risiko
analyse sollten Sie deshalb Maßnahmen ergreifen,  
um zweierlei Ziele zu verfolgen:

  �Prävention, d.h. die Schwere und Eintrittswahr-
scheinlichkeit von Risiken beseitigen oder  
vermindern, sowie

 � Abhilfe und Wiedergutmachung, d.h. bereits ent-
standenen menschenrechtlichen Schäden entge-
genwirken, um sie zu beenden oder zumindest zu 
mindern, und sie wiedergutmachen.

Mithilfe der vorliegenden Handlungsanleitung können 
Sie Schritt für Schritt die vom NAP geforderten Sorg-
faltsprozesse umsetzen. Im Ergebnis entstehen Ver-
fahren, anhand derer Ihr Unternehmen identifizierten 
potenziell und tatsächlich nachteiligen Auswirkungen 
durch angemessene Maßnahmen begegnet. Im Rahmen 
dieser Verfahren wird auch die Wirksamkeit von Maß-
nahmen überprüft und gegebenenfalls verbessert.

Die Handlungsanleitung sieht dazu folgende  
Umsetzungsschritte vor:

1. �Für die Festlegung von Maßnahmen greifen Sie ins-
besondere auf die Erkenntnisse aus der Risiko
analyse zurück: In deren Rahmen haben Sie zuvor 
tatsächliche und potenzielle Auswirkungen Ihres 
unternehmerischen Handels auf die Menschen-
rechte identifiziert, tiefergehend analysiert und be-
wertet. Auf dieser Basis werden Risiken anhand  
der Schwere der menschenrechtlichen Auswirkungen 
priorisiert angegangen. Ziel ist es, Maßnahmen zur 
Prävention, Abhilfe und Wiedergutmachung nach-
teiliger Auswirkungen festzulegen und umzusetzen. 

2. �Ihr Unternehmen schafft die notwendigen Rahmen-
bedingungen, um Maßnahmen umzusetzen: Dafür 
passt es Unternehmensprozesse sowie Unterlagen 
an und baut entsprechende organisatorische Struk-
turen auf. Nur so können Sorgfaltsprozesse im ge-
samten Unternehmen verankert werden und somit 
effektiv sein. Konsultieren Sie – wo immer möglich 
und sinnvoll – (potenziell) Betroffene oder deren 
legitime Interessenvertretungen (z.B. Gewerk-
schaften, zivilgesellschaftliche Organisationen).

3. �Sie ermitteln den Verursachungsbeitrag, d.h. in 
welcher Form Ihr Unternehmen mit identifizierten 
nachteiligen Auswirkungen verbunden ist, sowie 
das Einflussvermögen Ihres Unternehmens und 
nutzen diese Informationen als Grundlage, um 
Maßnahmen auszugestalten und umzusetzen. 

4. �Ihr Unternehmen sorgt für Abhilfe und Wiedergut-
machung, d.h. es entwickelt und implementiert 
Maßnahmen, die vorliegende nachteilige Auswir-
kungen beenden oder zumindest mindern, den  
Status vor der Verletzung nach Möglichkeit wieder-
herstellen und ggf. Wiedergutmachung leisten.

5. �Ihr Unternehmen betreibt Prävention, d.h. es ent-
wickelt und implementiert Maßnahmen, die zu-
künftige nachteilige Auswirkungen möglichst ver-
hüten oder zumindest abmildern.

6. �Im Rahmen der Wirksamkeitskontrolle überprüfen 
Sie regelmäßig mithilfe von qualitativen und quan-
titativen Indikatoren den Erfolg der ergriffenen 
Maßnahmen.

Praxisbeispiele aus dem Automobilsektor und ähn
lichen Branchen ebenso wie Hinweise auf weiterfüh-
rende Informationen unterstützen Sie bei einer effizi-
enten Umsetzung dieser Schritte. Zusätzlich wird 
aufgezeigt, welche Anforderungen das LkSG an die Maß-
nahmen und die Wirksamkeitskontrolle stellt und 
welche Umsetzungsschritte der Handlungsanleitung 
Sie unterstützend bei der Umsetzung der LkSG-An-
forderungen nutzen können. Mithilfe eines Kriterien-

2. Kernelement „Maßnahmen 
und Wirksamkeitskontrolle“ – 
Das Wichtigste auf einen Blick
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katalogs können Sie außerdem den Fortschritt bei  
der Umsetzung der Anforderungen des NAP an men-
schenrechtliche Sorgfaltspflicht überprüfen.

Verbindung zu Handlungsanleitungen zu den  
weiteren NAP-Kernelementen

Die Verfahren des Unternehmens zur Entwicklung 
und Umsetzung von Maßnahmen sowie zu deren 
Wirksamkeitskontrolle sind eng mit weiteren Ele-
menten menschenrechtlicher Sorgfaltspflicht ver-
knüpft. Die bedeutenden Zusammenhänge mit  
den anderen Handlungsanleitungen zur Umsetzung 
der NAP-Anforderungen gestalten sich wie folgt:

 � Grundsatzerklärung: In der Grundsatzerklärung 
wird dargestellt, durch welche Prozesse und Verant-
wortlichkeiten Maßnahmen festgelegt sowie umge-
setzt werden und wie deren Erfolg überprüft wird.

 � Risikoanalyse: Mithilfe einer menschenrechtlichen 
Risikoanalyse ermitteln, bewerten und priorisieren 
Sie anhand der Schwere die tatsächlich und poten-
ziell nachteiligen Auswirkungen des unternehmeri-
schen Handelns entlang der Liefer- und Wertschöp-
fungskette. Aufbauend auf diesen Erkenntnissen 
legen Sie Maßnahmen für die identifizierten Risiken 
fest und setzen diese um. Im Rahmen der Risiko-
analyse bestimmen Sie zudem relevante Kriterien 
wie den Verursachungsbeitrag und das Einflussver-
mögen Ihres Unternehmens auf die Risiken. Wie 
Sie Maßnahmen gestalten, wird von diesen Kriterien 
beeinflusst.

  �Beschwerdemechanismus: Um Ihren Sorgfalts-
pflichten nachzukommen, müssen Sie neben Prä-
ventionsmaßnahmen auch Maßnahmen zur Abhilfe 
und Wiedergutmachung umsetzen. Beschwerde-
mechanismen stellen dabei ein formalisiertes Ver-
fahren dar, durch das Einzelpersonen oder Gruppen 
Hinweise bzw. Beschwerden über die Auswirkun-
gen der unternehmerischen Geschäftstätigkeit  
äußern und Abhilfe sowie Wiedergutmachung ein-
fordern können.

 � Berichterstattung: In der internen sowie externen 
Kommunikation sollen relevante Informationen 
darüber zur Verfügung gestellt werden, wie Sie Ihren 
Sorgfaltspflichten nachkommen. Mithilfe des pro-
aktiven Dialogs mit Stakeholdern und (potenziell) 
Betroffenen sowie transparenter Berichterstattung 
stellen Sie daher Maßnahmen und deren Wirkung 
mit dem Ziel dar, Stakeholdern und Rechteinhaber*in-
nen darzulegen, dass Sie die tatsächlich und  
potenziell nachteiligen Auswirkungen Ihres unter-
nehmerischen Handelns kennen und diesen in  
geeigneter Weise begegnen. 
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Im Kern der unternehmerischen Sorgfaltspflichten 
geht es darum, Verfahren einzurichten, die potenziell 
und tatsächlich nachteilige Auswirkungen unterneh-
merischen Handelns auf die Menschenrechte verhüten 
und abmildern oder, im Fall von aufgetretenen Ver-
letzungen, für Abhilfe und Wiedergutmachung sor-
gen. Legen Sie dafür basierend auf den Ergebnissen 
Ihrer Risikoanalyse angemessene Maßnahmen zur 
Prävention, Abhilfe und Wiedergutmachung fest und 
setzen Sie diese um. Überprüfen Sie zudem regelmä-
ßig die Wirksamkeit der Maßnahmen. Hierzu stellt 
der NAP2 folgende Anforderungen an Unternehmen:3

Das müssen Sie bei der Umsetzung von  
Maßnahmen beachten
 
A. �Ziehen Sie die Ergebnisse der Risikoanalyse als 

Grundlage heran, um geeignete Maßnahmen zu 
identifizieren.

B. �Entwickeln Sie je nach Art der Auswirkungen Maß-
nahmen zur Prävention von und Abhilfe für men-
schenrechtliche Auswirkungen, setzen Sie diese um 
und integrieren Sie sie in die Geschäftstätigkeit.

C. �Formulieren Sie für festgelegte Maßnahmen Ziele.
D. �Je nach Maßnahme kommunizieren Sie die Ziele  

intern und extern.
E. �Verfügt Ihr Unternehmen nicht über ausreichendes 

Einflussvermögen, erfolgreiche Maßnahmen allein 
durchzuführen, arbeiten Sie mit anderen Akteure 
zusammen, um Ihren Einfluss zu erhöhen.

F. �Achten Sie darauf, die Maßnahmen so zu gestalten, 
dass sie den potenziellen oder tatsächlichen nach-
teiligen Auswirkungen angemessen begegnen.

G. �Ist eine Verbesserung der Situation nicht möglich, 
so ist der Rückzug aus einem Geschäftsfeld oder 
einem Standort das Mittel letzter Wahl. Sie sollten 
vorranging Maßnahmen zur Abhilfe entwickeln 
und umsetzen.

Beispiele möglicher Präventions- und Abhilfemaß-
nahmen aus dem NAP

 � Es können spezialisierte Schulungen bestimmter 
Beschäftigter im Unternehmen oder bei Lieferanten 
durchgeführt werden.

 � Es können bestimmte Managementprozesse ange-
passt werden.

 � Es können Veränderungen in der Lieferkette vorge-
nommen werden.

  �Ihr Unternehmen kann Brancheninitiativen beitreten.

So überprüfen Sie die Wirksamkeit von Maßnahmen

H. �Mithilfe einer Wirksamkeitskontrolle überprüfen 
Sie regelmäßig den Erfolg der ergriffenen Maß-
nahmen.

I. �Der Dialog mit Betroffenen oder deren Vertre-
ter*innen ist Bestandteil der Wirksamkeitskontrolle.

Dem Branchendialog Automobilindustrie und den 
Handlungsanleitungen liegt ein weites Verständnis 
von Maßnahmen zugrunde: Dies umfasst neben Maß-
nahmen zur Abhilfe und Wiedergutmachung auch 
Präventionsmaßnahmen für alle identifizierten Risiken. 
Das LkSG unterscheidet ebenfalls zwischen Präven-
tions- und Abhilfemaßnahmen.

2 �Angelehnt an: Die Bundesregierung (2016): Nationaler Aktionsplan: Umsetzung der VN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte, 
S. 9 u. S. 21.

3 �Hinweis: Für den Wortlaut aus dem Nationalen Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte zu den Anforderungen an das Kernelement 
„Maßnahmen und Wirksamkeitskontrolle“ siehe Glossar (Kapitel 6.3).

3. Welche Anforderungen  
müssen Maßnahmen und  
Wirksamkeitskontrolle erfüllen?
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Ebenso wie im NAP wird im LkSG grundsätzlich zwi-
schen Präventionsmaßnahmen (§ 6 LkSG) und Abhilfe-
maßnahmen (§ 7 LkSG) unterschieden sowie die 
Überprüfung von deren Wirksamkeit (§ 6 Abs. 5 und § 7 
Abs. 4 LkSG) gefordert. Darüber hinaus hat das Unter-
nehmen bei substantiierter Kenntnis anlassbezogen 
Sorgfaltspflichten in Bezug auf Risiken bei mittelbaren 
Zulieferern umzusetzen (§ 9 LkSG).

Präventionsmaßnahmen (§ 6 und § 9 LkSG)
Durch Präventionsmaßnahmen können Unternehmen 
nachteiligen menschenrechtlichen und umweltbezo-
genen Risiken vorbeugen. Stellt ein Unternehmen im 
Rahmen einer Risikoanalyse nach § 5 LkSG ein Risiko 
fest, hat es unverzüglich angemessene Präventions-
maßnahmen nach § 6 Abs. 2 bis 4 LkSG zu ergreifen 
(§ 6 Abs. 1 LkSG).

Zu den verpflichtenden Präventionsmaßnahmen zählt 
die Abgabe einer Grundsatzerklärung über die Men-
schenrechtsstrategie (§ 6 Abs. 2 LkSG). Die Anforde-
rungen an die Abgabe einer Grundsatzerklärung 
durch die Unternehmensleitung ist ausführlich in der 
Handlungsanleitung zum Kernelement „Grundsatzer-
klärung“ erläutert.

Eigener Geschäftsbereich
Gemäß § 6 Abs. 3 LkSG muss das Unternehmen im  
eigenen Geschäftsbereich insbesondere folgende  
angemessene Präventionsmaßnahmen verankern:

1. �die Umsetzung der in der Grundsatzerklärung dar-
gelegten Menschenrechtsstrategie in den relevan-
ten Geschäftsabläufen,

2. �die Entwicklung und Implementierung geeigneter 
Beschaffungsstrategien und Einkaufspraktiken, 
durch die festgestellte Risiken verhindert oder mi-
nimiert werden,

3. �die Durchführung von Schulungen in den relevan-
ten Geschäftsbereichen,

4. �die Durchführung risikobasierter Kontrollmaßnah-
men, mit denen die Einhaltung der in der Grund-
satzerklärung enthaltenen Menschenrechtsstrategie 
im eigenen Geschäftsbereich überprüft wird.

Bei dieser Aufzählung handelt es sich gemäß der Ge-
setzesbegründung der Bundesregierung um soge-
nannte Regelbeispiele. Diese sind aus rechtlicher Sicht 
nicht abschließend, sodass für Unternehmen den
noch die Möglichkeit besteht, alternative, gleich zweck-
dienliche und gleich angemessene Präventionsmaß-
nahmen zur Vorbeugung vor menschenrechtlichen 
und umweltbezogenen Risiken zu ergreifen. Die Aus-
wahl liegt zwar im Ermessen des Unternehmens,  
allerdings ist das gesetzliche Prinzip der Angemessen-
heit nach § 3 Abs. 2 LkSG zu berücksichtigen. Dem-
nach hat das Unternehmen eine konkrete Einzelfall-
prüfung im eigenen Geschäftsbereich durchzuführen, 
um geeignete und ausreichende Präventionsmaß
nahmen definieren zu können. Um diese Regelbeispiele 
im Unternehmen umzusetzen, werden dabei unter 
anderem folgende konkrete Maßnahmen vorgeschlagen: 

 � Erstellung eines internen (für Mitarbeiter*innen) 
und externen (für Vertragspartner) Verhaltens
kodexes sowie Festlegung von Maßnahmen bei  
etwaigen Verstößen,

 � Festlegung einer Strategie zur Lieferantenauswahl,
 � Festlegung von Lieferzeiten, Einkaufspreisen und 

der Dauer von Vertragsbeziehungen im Rahmen 
von Beschaffungsstrategien im Einklang mit der 
Menschenrechtsstrategie,

 � Schulung im Hinblick auf Standards im Tages
geschäft und in Arbeitsvorgängen zum Konflikt
management,

  �regelmäßige Aktualisierung der Verfahrensleitfäden.

Unmittelbare Zulieferer
Vorstehendes gilt nach § 6 Abs. 4 LkSG auch gegen-
über unmittelbaren Zulieferern, mit denen sich eine 
Vertragsbeziehung anbahnt oder bereits eine Ver-
tragsbeziehung besteht. Hier muss das Unternehmen 
insbesondere folgende angemessene Präventions-
maßnahmen verankern: 

1. �die Berücksichtigung der menschenrechtsbezoge-
nen und umweltbezogenen Erwartungen bei der 
Auswahl eines unmittelbaren Zulieferers,

Welche Anforderungen stellt das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz  
(LkSG) an Maßnahmen und Wirksamkeitskontrolle?4 

4 �Hinweis: Begriffsbestimmungen zum LkSG finden sich im Glossar (Kapitel 6.3). In Kapitel 6.2 sind die Anforderungen des NAP jenen des 
LkSG tabellarisch gegenübergestellt und den Umsetzungsschritten der Handlungsanleitung zugeordnet.
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2. �die vertragliche Zusicherung eines unmittelbaren
Zulieferers, dass dieser die von der Geschäftslei-
tung des Unternehmens verlangten menschen-
rechtsbezogenen und umweltbezogenen Erwar-
tungen einhält und entlang der Lieferkette
angemessen adressiert,

3. �die Durchführung von Schulungen und Weiterbil-
dungen zur Durchsetzung der vertraglichen Zu
sicherungen des unmittelbaren Zulieferers nach
Nummer 2,

4. �die Vereinbarung angemessener vertraglicher
Kontrollmechanismen sowie deren risikobasierte
Durchführung, um die Einhaltung der Menschen-
rechtsstrategie bei dem unmittelbaren Zulieferer
zu überprüfen.

Konkret schlägt die Gesetzesbegründung der Bundes-
regierung hierzu folgende beispielhafte Maßnahmen 
gegenüber unmittelbaren Zulieferern vor:

 � Evaluation von Vertragsbeziehungen vor Vertrags-
schluss unter Berücksichtigung festgelegter Stan-
dards und Maßstäbe, die im Einklang mit der Men-
schenrechtsstrategie stehen,

 � Etablierung eines Lieferantenkodexes und Bindung 
des Vertragsabschlusses an Erfüllung der ent
sprechenden Anforderungen,

 � Ergänzung von Weitergabeklauseln in Verträgen 
mit unmittelbaren Zulieferern,

 � Vor-Ort-Kontrollen und Nutzung von Audit- und 
Zertifizierungssystemen.

Mittelbare Zulieferer
Gemäß § 9 Abs. 3 Nr. 2 LkSG müssen gegenüber dem 
Verursacher angemessene Präventionsmaßnahmen 
anlassbezogen verankert werden, wenn einem Unter-
nehmen tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, die  
eine Verletzung einer menschenrechtsbezogenen oder 
einer umweltbezogenen Pflicht bei mittelbaren Zu-
lieferern möglich erscheinen lassen (substantiierte 
Kenntnis). Hier nennt das Gesetz beispielhaft die 
Durchführung von Kontrollmaßnahmen, die Unter-
stützung bei der Vorbeugung und Vermeidung eines 
Risikos oder die Umsetzung von branchenspezifi-
schen oder branchenübergreifenden Initiativen, denen 
das Unternehmen beigetreten ist (§ 9 Abs. 3 Nr. 2 
LkSG). In der Gesetzesbegründung der Bundesregie-
rung wird betont, dass diese Initiativen dazu dienen 
können, Vorgaben zu standardisieren und das unter-
nehmenseigene Einflussvermögen zu vergrößern,  
sodass durch Synergieeffekte eine Reduzierung des 
individuellen Aufwands erzielt werden kann.  

Die Bedeutung von kooperativen Ansätzen ist als hoch 
anzusehen, da die vorgelagerte Lieferkette häufig  
aus komplexen und intransparenten Lieferantennetz-
werken besteht.

Abhilfemaßnahmen (§ 7 und § 9 LkSG)
Unter Abhilfemaßnahmen im Sinne des LkSG sind alle 
Maßnahmen zu fassen, die bereits bestehende Risiken 
und unmittelbar bevorstehende Verletzungen von 
Sorgfaltspflichten verhindern, beenden oder das Aus-
maß der Verletzung minimieren. Angemessene Ab-
hilfemaßnahmen sind nach § 7 Abs. 1 Satz 1 LkSG un-
verzüglich zu ergreifen, wenn das Unternehmen 
feststellt, dass die Verletzung einer menschenrechts-
bezogenen oder einer umweltbezogenen Pflicht in 
seinem eigenen Geschäftsbereich oder bei einem un-
mittelbaren Zulieferer bereits eingetreten ist oder 
unmittelbar bevorsteht. 

Gemäß § 7 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit § 5 Abs. 1 
Satz 2 LkSG gilt, dass mittelbare Zulieferer im Fall  
einer missbräuchlichen Gestaltung oder eines Umge-
hungsgeschäfts wie unmittelbare Zulieferer behan-
delt werden. Diese Voraussetzungen sind beispiels-
weise erfüllt, wenn eine Art Strohmann, der selbst 
keiner eigenen nennenswerten wirtschaftlichen Tätig-
keit nachgeht, nur deshalb zwischengeschaltet wird, 
um die auf die Lieferkette bezogenen Pflichten des 
Unternehmens auszuschalten oder abzuschwächen.

Nach Ansicht der Gesetzesbegründung begründet § 7 
Abs. 1 LkSG keine Anspruchsgrundlage gegenüber 
dem Unternehmen.

Eigener Geschäftsbereich
Im eigenen Geschäftsbereich im Inland muss die 
Abhilfemaßnahme gemäß § 7 Abs. 1 Satz 3 LkSG zu 
einer Beendigung der Verletzung führen. Im eigenen 
Geschäftsbereich im Ausland und bei einer konzern-
angehörigen Gesellschaft, auf die die jeweilige Ober-
gesellschaft einen bestimmenden Einfluss ausübt 
(vgl. § 2 Abs. 6 Satz 3 LkSG), muss die Abhilfemaß-
nahme gemäß § 7 Abs. 1 Satz 4 LkSG in der Regel zur 
Beendigung der Verletzung führen. Dem liegt die  
Erwägung der Gesetzesbegründung der Bundesregie-
rung zugrunde, dass das Unternehmen im eigenen 
Geschäftsbereich so nah am Risiko ist, dass eine Be-
endigung erwartet werden kann, denn: Je näher das 
Unternehmen der drohenden oder bereits eingetrete-
nen Verletzung steht und je mehr es dazu beiträgt, 
desto größer müssen seine Anstrengungen sein, die 
Verletzung zu beenden. Wie mit einer Verletzung tat-
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sächlich umgegangen werden muss, ist demnach 
ebenfalls nach dem gesetzlichen Prinzip der Ange-
messenheit nach § 3 Abs. 2 LkSG zu bestimmen.

Unmittelbare Zulieferer
In § 7 Abs. 2 LkSG ist festgelegt, wie zu verfahren ist, 
wenn die Verletzung einer menschenrechtsbezoge-
nen oder einer umweltbezogenen Pflicht bei einem 
unmittelbaren Zulieferer so beschaffen ist, dass das 
Unternehmen sie nicht in absehbarer Zeit beenden 
kann. Das Unternehmen muss dann unverzüglich ein 
Konzept zur Beendigung oder Minimierung der Ver-
letzung erstellen und umsetzen (§ 7 Abs. 2 Satz 1 
LkSG). Das Konzept muss einen konkreten Zeitplan 
enthalten (§ 7 Abs. 2 Satz 2 LkSG). Bei der Erstellung 
und Umsetzung des Konzepts sind gemäß § 7 Abs. 2 
Satz 3 LkSG insbesondere folgende Maßnahmen in 
Betracht zu ziehen:

1. �die gemeinsame Erarbeitung und Umsetzung eines 
Plans zur Beendigung oder Minimierung der Ver-
letzung mit dem Unternehmen, durch das die Ver-
letzung verursacht wird,

2. �der Zusammenschluss mit anderen Unternehmen 
im Rahmen von Brancheninitiativen und Branchen-
standards, um die Einflussmöglichkeit auf den Ver-
ursacher zu erhöhen, 

3. �ein temporäres Aussetzen der Geschäftsbeziehung 
während der Bemühungen zur Risikominimierung.

Dem gegenüber ist der Abbruch einer Geschäftsbe-
ziehung nach § 7 Abs. 3 LkSG nur geboten, wenn

1. �die Verletzung einer geschützten Rechtsposition 
oder einer umweltbezogenen Pflicht als sehr 
schwerwiegend bewertet wird,

2. �die Umsetzung der im Konzept erarbeiteten Maß-
nahmen nach Ablauf der im Konzept festgelegten 
Zeit keine Abhilfe bewirkt,

3. �dem Unternehmen keine anderen milderen Mittel 
zur Verfügung stehen und eine Erhöhung des  
Einflussvermögens nicht aussichtsreich erscheint.

Die bloße Tatsache, dass ein Staat eines der in der An-
lage zum LkSG aufgelisteten Übereinkommen nicht 
ratifiziert oder nicht in seinem nationalen Recht um-
gesetzt hat, führt nicht zu einer Pflicht zum Abbruch 
der Geschäftsbeziehung (§ 7 Abs. 3 Satz 2 LkSG).  
Von Satz 2 unberührt bleiben Einschränkungen des 
Außenwirtschaftsverkehrs durch oder aufgrund von 
Bundesrecht, Recht der Europäischen Union oder 
Völkerrecht (§ 7 Abs. 3 Satz 3 LkSG). 

Diese gesetzlichen Anforderungen lassen erkennen, 
dass der Abbruch von Geschäftsbeziehungen eine so-
genannte Ultima Ratio darstellt und nicht pauschal 
vom Unternehmen im Fall von bestehenden Risiken 
gefordert werden kann. Hier gilt entsprechend der 
Ausführungen in der Gesetzesbegründung, dass nur 
in Fällen, in denen die Verletzung oder der Verstoß als 
sehr schwerwiegend bewertet werden, wenn nach 
Ablauf des im Konzept definierten Zeitplans alle Ver-
suche der Risikominderung gescheitert sind, dem  
Unternehmen keine anderen milderen Mittel zur Ver-
fügung stehen und eine Erhöhung des Einflussvermö-
gens als nicht aussichtsreich erscheint, ein Abbruch 
der Geschäftsbeziehung zu dem Zulieferer geboten ist.

Mittelbare Zulieferer
Gemäß § 9 Abs. 3 Nr. 3 LkSG muss das Unternehmen 
gegenüber mittelbaren Zulieferern anlassbezogen 
unverzüglich ein Konzept zur Verhinderung, Beendi-
gung oder Minimierung erstellen und umsetzen, 
wenn dem Unternehmen tatsächliche Anhaltspunkte 
vorliegen, die eine Verletzung einer menschenrechts-
bezogenen oder einer umweltbezogenen Pflicht bei 
mittelbaren Zulieferern möglich erscheinen lassen 
(substantiierte Kenntnis). Ziel des Konzeptes ist es, 
Abhilfe zu schaffen. Die Anforderungen richten sich 
entsprechend nach § 7 Abs. 2 LkSG (s. o.), soweit 
durch eine Rechtsverordnung gemäß § 9 Absatz 4 
nichts Näheres geregelt worden ist.

Wirksamkeit (§ 6 Abs. 5 und § 7 Abs. 4 LkSG)
Gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 LkSG sind Unternehmen  
dazu verpflichtet, ein angemessenes und wirksames  
Risikomanagement zur Einhaltung der Sorgfalts-
pflichten einzurichten. Wirksam sind solche Maßnah-
men, die es ermöglichen, menschenrechtliche und 
umweltbezogene Risiken zu erkennen und zu mini-
mieren sowie Verletzungen menschenrechtsbezoge-
ner oder umweltbezogener Pflichten zu verhindern, 
zu beenden oder deren Ausmaß zu minimieren, wenn 
das Unternehmen diese Risiken oder Verletzungen  
innerhalb der Lieferkette verursacht oder dazu bei-
getragen hat (§ 4 Abs. 2 LkSG). Im Gleichlauf mit der 
Gesetzesbegründung der Bundesregierung bedeutet 
„verursachen“ grundsätzlich, dass das Unternehmen 
das Risiko unmittelbar allein hervorgerufen hat oder 
durch seine Handlung zu der Entstehung bzw. Ver-
stärkung (kausal) beigetragen hat. Der Bezug zur Liefer-
kette stellt insoweit klar, dass das Risiko beim Unter-
nehmen selbst, d.h. im eigenen Geschäftsbereich, bei 
einem unmittelbaren Zulieferer oder einem mittel
baren Zulieferer liegen kann.
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Die Wirksamkeit der Präventionsmaßnahmen ist 
nach § 6 Abs. 5 Satz 1 LkSG und die Wirksamkeit der 
Abhilfemaßnahmen ist nach § 7 Abs. 4 Satz 1 LkSG 
einmal im Jahr sowie anlassbezogen zu überprüfen, 
wenn das Unternehmen mit einer wesentlich verän-
derten oder wesentlich erweiterten Risikolage im  
eigenen Geschäftsbereich oder beim unmittelbaren 
Zulieferer rechnen muss, etwa durch die Einführung 
neuer Produkte, neuer Projekte oder eines neuen Ge-
schäftsfeldes. Erkenntnisse aus der Bearbeitung von 
Hinweisen im Rahmen des Beschwerdeverfahrens 
(vgl. Handlungsanleitung zum Kernelement „Beschwerde-
mechanismus“) sind zu berücksichtigen (§ 6 Abs. 5 
Satz 2 und § 7 Abs. 4 Satz 2 LkSG). Die Maßnahmen 
sind bei Bedarf unverzüglich zu aktualisieren (§ 6 Abs. 5 
Satz 3 und § 7 Abs. 4 Satz 3 LkSG).

Wie werden ausgewählte Begriffe im LkSG und in der 
Gesetzesbegründung beschrieben?

Die Präventions- und Abhilfemaßnahmen haben an
gemessen zu sein. Die angemessene Weise eines 
Handelns, das den Sorgfaltspflichten genügt, be-
stimmt sich gemäß § 3 Abs. 2 LkSG nach:

1. ��Art und Umfang der Geschäftstätigkeit des  
Unternehmens,

2. ��dem Einflussvermögen des Unternehmens auf den 
unmittelbaren Verursacher eines menschenrechtli-
chen oder umweltbezogenen Risikos oder der Ver-
letzung einer menschenrechtsbezogenen oder ei-
ner umweltbezogenen Pflicht,

3. �der typischerweise zu erwartenden Schwere der 
Verletzung, der Umkehrbarkeit der Verletzung und 
der Wahrscheinlichkeit der Verletzung einer men-
schenrechtsbezogenen oder einer umweltbezoge-
nen Pflicht sowie

4. ��nach der Art des Verursachungsbeitrages des Un-
ternehmens zu dem menschenrechtlichen oder 
umweltbezogenen Risiko oder zu der  
Verletzung einer menschenrechtsbezogenen oder 
einer umweltbezogenen Pflicht.

Dabei gilt gemäß der Gesetzesbegründung der Bundes-
regierung zusammenfassend für alle geregelten Sorg-
faltspflichten: Je stärker die Einflussmöglichkeit eines 
Unternehmens ist, je wahrscheinlicher und schwerer 
die zu erwartende Verletzung der geschützten Rechts-
position und je größer der Verursachungsbeitrag  
eines Unternehmens ist, desto größere Anstrengun-
gen können einem Unternehmen zur Vermeidung 

oder Beendigung einer Verletzung zugemutet werden. 
Je anfälliger eine Geschäftstätigkeit nach Produkt und 
Produktionsstätte für menschenrechtliche Risiken ist, 
desto wichtiger ist die Überwachung der Lieferkette.

In Bezug auf mittelbare Zulieferer sind unverzüglich 
anlassbezogen Präventionsmaßnahmen gegenüber 
dem Verursacher zu verankern sowie ein Konzept zur 
Verhinderung, Beendigung oder Minimierung zu er-
stellen und umzusetzen, wenn dem Unternehmen 
substantiierte Kenntnisse vorliegen. Kenntnisse können 
beispielsweise über das Beschwerdeverfahren gemäß 
§ 8 LkSG, über eigene Erkenntnisse, über die zustän-
dige Behörde oder andere Informationsquellen wie 
die öffentliche Berichterstattung vorliegen. Substan-
tiiert ist die Kenntnis, wenn dem Unternehmen über-
prüfbare und ernstzunehmende Informationen über 
eine mögliche menschenrechtliche oder umweltbe-
zogene Verletzung bei mittelbaren Zulieferern vorlie-
gen. Tatsächliche Anhaltspunkte für eine substantiierte 
Kenntnis können zum Beispiel Berichte über die 
schlechte Menschenrechtslage in der Produktionsre-
gion, die Zugehörigkeit eines mittelbaren Zulieferers 
zu einer Branche mit besonderen menschenrecht
lichen oder umweltbezogenen Risiken, frühere Vor-
fälle beim mittelbaren Zulieferer sowie Informationen 
über Risiken in einer bestimmten Region sein, in denen 
ein Unternehmen oder mehrere Zulieferer tätig sind.
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Mit der Geschäftstätigkeit von Unternehmen und 
den Geschäftsbeziehungen in Liefer- und Wert-
schöpfungsketten sind unvermeidlich immer auch 
Auswirkungen auf die Umwelt verbunden, die  
direkt und indirekt zu menschenrechtlichen Risi-
ken und nachteiligen Auswirkungen auf die Men-
schenrechte führen können. Das Handeln von 
Unternehmen und damit verbundene Umwelt-
schädigungen können dabei auch zu menschen-
rechtsrelevanten Risiken führen sowie direkte und 
indirekte nachteilige Auswirkungen auf Men-
schenrechte haben. Durch die Verunreinigung von 
Luft, Wasser und Boden kann etwa die Lebens-
grundlage lokaler Bevölkerungsgruppen gefähr-
det werden. Entzieht ein Unternehmen in einer 
Region mit Wasserknappheit zu viel Grundwasser, 
kann beispielsweise auch das Recht auf einen an-
gemessenen Lebensstandard verletzt werden. 
Auch der unsachgemäße Umgang mit gefährli-
chen Abfällen kann zu Menschenrechtsverletzun-
gen führen, wenn dadurch etwa die Gesundheit 
von Personen gefährdet wird. Davon abgesehen 
kann beispielsweise die mutwillige Zerstörung 

 
 
 
kultureller und ritueller Orte einen Verstoß gegen 
Menschenrechte darstellen, da sie Menschen  
in ihrem Recht auf Teilhabe am kulturellen Leben 
einschränkt. Die Präventions- und Abhilfemaß-
nahmen haben daher auch, zumindest implizit, 
Umweltschädigungen zu berücksichtigen, insofern 
diese nachteilige Auswirkungen auf Menschen-
rechte haben können und somit im Rahmen der 
Risikoanalyse identifiziert wurden.

Im LkSG beziehen sich umweltbezogene Pflichten 
explizit auf das Verbot der Herbeiführung einer 
schädlichen Bodenveränderung, Gewässerverun-
reinigung, Luftverunreinigung, schädlicher Lärm-
emissionen und übermäßigen Wasserverbrauchs 
sowie das Verbot der Herstellung, Verwendung 
und Behandlung von Quecksilber, die Produktion 
und Verwendung von persistent organischen 
Schadstoffen, die nicht umweltgerechte Hand
habung, Sammlung, Lagerung und Entsorgung 
von Abfällen sowie die Ausfuhr und Einfuhr  
gefährlicher Abfälle.

Auch Umweltschädigungen können zu Menschenrechts-
verletzung führen
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Staaten haben die Pflicht, die Menschenrechte zu 
schützen. Unternehmen tragen Verantwortung, die 
Menschenrechte in ihren Liefer- und Wertschöp-
fungsketten zu achten. Somit kommt sowohl den 
Staaten als auch der Wirtschaft eine große Verant-
wortung zu. Um als Unternehmen nachteiligen men-
schenrechtlichen Auswirkungen zu begegnen, sind 
Sie aufgefordert, angemessene Maßnahmen zur Prä-
vention sowie Abhilfe und bei Bedarf Wiedergutma-
chung sowie Verfahren zur Wirksamkeitskontrolle 
durchzuführen. Wie Sie solche Maßnahmen und  
deren Ergebnisse dokumentieren und berichten müs-
sen, wird in der separaten Handlungsanleitung zum 
Kernelement „Berichterstattung“ erläutert.

4.1 Umsetzungsschritt 1:
Ergebnisse der Risiko
analyse als Grundlage  
heranziehen
Mithilfe einer regelmäßigen Risikoanalyse ermittelt, 
bewertet und priorisiert Ihr Unternehmen systema-
tisch die Menschenrechtsrisiken entlang seiner Liefer- 
und Wertschöpfungskette (vgl. Handlungsanleitung 
zum Kernelement „Risikoanalyse“). In die Risikoana-
lyse fließen auch die Erkenntnisse aus Beschwerde-
mechanismen (vgl. Handlungsanleitung zum Kernele-
ment „Beschwerdemechanismus“) und anderen 
formellen sowie informellen Prozessen ein, über die 
Bedenken, Hinweise oder Beschwerden vorgebracht 
werden (z.B. Fragebögen, Austausch im Rahmen von 
Audits, Mitarbeiter*innenbefragungen, HR- oder 
Compliance-Prozesse, strukturierte Stakeholderdialoge, 
Ad-hoc-Gespräche). Dieser Ansatz ergänzt das  
klassische betriebswirtschaftliche Risikomanagement 

4. Wie kann Ihr Unter nehmen  
die Anforderungen schrittweise 
umsetzen?

der Unternehmen (Outside-in-Perspektive) um die 
Auswirkungen der Unternehmensaktivität auf 
Mensch und Umwelt (Inside-out-Perspektive). Da-
durch erlangen Sie einerseits Einsicht darin, welche 
Auswirkungen Ihre eigene unternehmerische Tätig-
keit auf Menschen und Umwelt verursacht, anderer-
seits darin, welche menschenrechtlichen Folgen 
durch Ihre Geschäftsbeziehungen mit den eigenen 
Produkten und Dienstleistungen verbunden sind.

Die Risikoanalyse ist die Grundlage, um 
Maßnahmen zur Prävention, Abhilfe 
und Wiedergutmachung festzulegen

Ihr Unternehmen ist aufgefordert, allen identifizierten 
potenziell und tatsächlich nachteiligen menschen-
rechtlichen Auswirkungen in angemessener Weise zu 
begegnen. Dies gilt sowohl für Auswirkungen, die  
Ihr Unternehmen selbst verursacht oder zu denen Ihr 
Unternehmen beiträgt, als auch für solche, die mit 
der Geschäftstätigkeit, den Produkten oder den 
Dienstleistungen Ihres Unternehmens verbunden 
sind (vgl. Umsetzungsschritt 3). Um den potenziell 
und tatsächlich nachteiligen Auswirkungen angemes-
sen zu begegnen, müssen Sie die Erkenntnisse aus  
der Risikoanalyse in die internen Geschäftsbereiche 
integrieren und Maßnahmen ergreifen.

Ziel der Maßnahmen ist es, menschenrechtliche  
Risiken und Rechtsgutsverletzungen zu verhüten, zu 
beenden oder zumindest zu mildern und bei Bedarf 
wiedergutzumachen:

  �Prävention: Potenziell nachteilige Auswirkungen – 
bzw. menschenrechtliche Risiken – müssen Sie  
verhüten oder zumindest das Risiko des Eintretens 
und die Schwere der Auswirkungen so weit wie 
möglich vermindern.

4. Wie kann Ihr Unternehmen  
die Anforderungen schrittweise 
umsetzen?
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 � Abhilfe und Wiedergutmachung: Tatsächlich 
nachteilige Auswirkungen – bzw. Menschenrechts-
verletzungen – müssen Sie beenden oder zumin-
dest mildern, wiedergutmachen und deren (erneutes) 
Eintreten verhindern.

Auch wenn die Risikoanalyse die Grundlage für Maß-
nahmen zur Prävention, Abhilfe und Wiedergutma-
chung bildet, können Unternehmen, die ihre Risiken 
noch nicht identifiziert und bewertet haben, bereits 
erste Maßnahmen anstoßen. Dies ist vor allem dann 
der Fall, wenn (potenziell) nachteilige Auswirkungen 
auf Menschenrechte akut, schwerwiegend und be-
reits bekannt oder absehbar sind. Rückblickend sind 
solche Maßnahmen im Licht der Ergebnisse einer 
menschenrechtlichen Risikoanalyse dann zu überprü-
fen und gegebenenfalls anzupassen.

Die schwersten menschenrechtlichen 
Auswirkungen werden als erstes  
angegangen

In der Praxis kann es bei komplexen und geografisch 
weit verzweigten Wertschöpfungsnetzwerken schwierig 
sein, alle Risiken und Auswirkungen sofort und zur 
gleichen Zeit zu adressieren. Wie soll etwa damit um-
gegangen werden, wenn Risiken aus mangelhaften 
Brandschutzmaßnahmen bei einzelnen unmittelbaren 
Lieferanten, die Gefahr von Gesundheitsschäden auf-
grund von Boden- und Gewässerverunreinigung in  
einer Region und potenzielle Kinderarbeit bei mittel-
baren Lieferanten identifiziert wurden? 

Der NAP und anerkannte Referenzinstrumente wie 
die VN-Leitprinzipien oder die OECD-Leitsätze für 
multinationale Unternehmen sehen vor, dass Unter-
nehmen sich prioritär auf die (potenziellen) Auswir-
kungen konzentrieren, die am schwerwiegendsten 
sind, d.h. den größten Schaden für Menschen verur-
sachen (können) (vgl. Infobox: Die drei Kriterien der 
Schwere). Schritt für Schritt können sie dann alle wei-
teren (potenziellen) Auswirkungen adressieren. Die 
Handlungsanleitung zum Kernelement „Risikoanaly-
se“ konkretisiert die Umsetzungsschritte, die notwen-
dig sind, um potenziell und tatsächlich nachteilige 
menschenrechtliche Auswirkungen zu bewerten.

In der Praxis kann es vorkommen, dass Lieferanten 
Schwierigkeiten haben, Maßnahmen zu priorisieren, 
da sie von verschiedenen Kund*innen unterschied
liche Anforderungen darüber erhalten, wie dringlich 

die Maßnahmen zur Prävention, Abhilfe oder Wieder-
gutmachung sind. Solche Unterschiede in der Bewer-
tung lassen sich durch den Fokus auf die Kriterien der 
Schwere zum Teil beheben und können bereits beim 
Aushandeln von Verträgen, etwa mit Blick auf Audit
rechte, berücksichtigt werden. Wichtig ist auch, dass 
verschiedene Unternehmen ihre Sorgfaltsanforderun-
gen an Lieferanten überall dort möglichst bündeln 
oder konsistent gestalten, wo mit denselben Lieferan-
ten Geschäftsbeziehungen bestehen und hohe Über-
schneidungen vorliegen.

Die drei Kriterien  
der Schwere menschen
rechtlicher Auswirkungen 

Die Schwere nachteiliger menschenrecht
licher Auswirkungen wird anhand von drei 
Kriterien bewertet: Mit dem Ausmaß kommt 
der Grad der Beeinträchtigung zum Ausdruck, 
d.h. wie stark die Menschenrechte tatsächlich 
oder potenziell beeinträchtigt werden.  
Beispiel: Die Beeinträchtigung der körper
lichen Unversehrtheit ist meist größer, wenn 
aufgrund mangelhaften Arbeitsschutzes ein 
Mensch ein Körperteil verliert, als wenn hohe 
Arbeitsbelastung sich gesundheitlich bemerk-
bar macht.

Der Umfang bestimmt sich nach der Anzahl 
der Menschen, die tatsächlich oder potenziell 
von der nachteiligen Auswirkung betroffen 
sind. Beispiel: Fehlt es in einer Produktions-
stätte an Vorkehrungen zum Brandschutz, ist 
die gesamte Belegschaft betroffen, während un-
zureichende Schutzkleidung beim Umgang mit 
Chemikalien lediglich jene Mitarbeiter*innen 
betrifft, die in diesem Fachbereich tätig sind.

Die Unumkehrbarkeit drückt aus, inwieweit 
die Folgen der nachteiligen Auswirkung unum-
kehrbar sind bzw. ob die Möglichkeit besteht, 
den Zustand vor einer potenziellen Verletzung 
wiederherzustellen. Beispiel: Schwere körper-
liche Verletzungen mit bleibenden Schäden 
oder gar der Tod von Personen sind kaum 
bzw. nicht zu beheben oder zu kompensieren, 
ebenso wenig wie die dauerhafte Beeinträch-
tigung eines Ökosystems, die Menschen die 
Lebensgrundlage nimmt. 
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Für die Achtung von Menschenrechten spielt 
 auch die Bekämpfung von Korruption und Be
stechung eine wichtige Rolle. Wie Studien, etwa 
von Transparency International zeigen, treten 
Menschenrechtsverletzungen sowie Korruption 
häufiger in Staaten auf, wo es etwa an Rechts-
staatlichkeit mangelt, Institutionen schwach sind 
und viel Armut herrscht. Menschenrechtliche  
Risiken, die in diesen Ländern auftreten können, 
sind etwa die Beeinträchtigung der Gesundheit 
sowie Sicherheit von Beschäftigten und der loka-
len Bevölkerung, Diskriminierung, Probleme bei 
der Vereinigungsfreiheit und die Verletzung der 
Rechte indigener Völker.

Für menschenrechtliche Sorgfaltsprozesse 
empfiehlt sich deshalb folgendes zu beachten:

 � Im Rahmen der menschenrechtlichen Risiko-
analyse sollten Unternehmen berücksichtigen, 
dass das Vorliegen von Korruption und Beste-
chung ein Indiz für Menschenrechtsverletzun-
gen sein kann.

 � Bei der Entwicklung von Regelwerken und Pro-
zessen zur Achtung der Menschenrechte sollte 
erwogen werden, Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Korruption und Bestechung als Querschnitts-
aufgabe zu berücksichtigen.

 � Unternehmen sollten Antikorruption in ihre 
Geschäftsprozesse integrieren und die Antikor-
ruptionsverpflichtung entlang ihrer Lieferketten 
weitergeben. Sollten solche Prozesse nicht be-
reits im Unternehmen vorhanden sein, bietet 
der Ausbau menschenrechtlicher Sorgfaltspro-
zesse einen passenden Anlass und die Möglich-
keit, Synergieeffekte zu nutzen.

 � In der Umsetzung empfiehlt sich eine enge Zu-
sammenarbeit zwischen der Compliance-Abtei-
lung und den für die Achtung der Menschen-
rechte zuständigen Unternehmensbereichen.

Beispielhafte Publikationen zur weiterführenden 
Lektüre: Korruption und Menschenrechte, 
Grundsatzartikel von Prof. Dr. Anne Peters, in:  
Juristen Zeitung, 4. März 2016; Integrating  
Human-Rights in the Anti-Corruption Agenda, 
Studie des International Council on Human 
Rights Policy mit Transparency International, 
2010; Corruption and Human Rights: Making  
the Connection, Studie des International Council 
on Human Rights Policy mit Transparency Inter-
national, 2009.

Korruption und die Verletzung menschenrechtlicher  
Sorgfaltspflichten

Umweltbezogene Sorgfaltspflichten sind ein 
wichtiger Hebel zur Prävention von Menschen-
rechtsverletzungen. In der Fallstudie Der Fall  
von Cerro Matoso – Kolumbien von German-
watch wird erläutert, warum es eine umweltbe
zogene Sorgfaltspflicht in Rohstofflieferketten 

braucht. Das Diskussionspapier Über die Not
wendigkeit und Wirkung umweltbezogener Sorg-
faltspflichten von Germanwatch leistet damit  
einen wichtigen Beitrag zum Diskurs im Rahmen 
eines deutschen und europäischen Lieferketten
gesetzes.

Zusammenhang zwischen umweltbezogenen Sorgfalts-
pflichten und der Achtung sowie Wahrung der Menschen-
rechte

https://www.mpil.de/files/pdf4/Peters_JZ_2016_Korruption-und-Menschenrechte1.pdf
https://assets.publishing.service.gov.uk/media/57a08b34e5274a27b2000a0f/integrating-humrights_.pdf
https://assets.publishing.service.gov.uk/media/57a08b34e5274a27b2000a0f/integrating-humrights_.pdf
https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=1551222
https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=1551222
https://germanwatch.org/sites/default/files/Fallstudie_Cerro%20Matoso.pdf
https://germanwatch.org/sites/default/files/Fallstudie_Cerro%20Matoso.pdf
https://germanwatch.org/sites/default/files/Diskussionspapier%20umweltbezogene%20Sorgfaltspflichten_3.pdf
https://germanwatch.org/sites/default/files/Diskussionspapier%20umweltbezogene%20Sorgfaltspflichten_3.pdf
https://germanwatch.org/sites/default/files/Diskussionspapier%20umweltbezogene%20Sorgfaltspflichten_3.pdf
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4.2 Umsetzungsschritt 2:
Rahmenbedingungen für 
die Umsetzung von  
Maßnahmen schaffen
Unternehmen können menschenrechtliche Risiken 
und Auswirkungen am besten angemessen und  
zeitnah angehen, wenn sie ihre Selbstverpflichtung 
zur Achtung der Menschenrechte im gesamten  
Unternehmen verankert haben. 

Die Verankerung im Unternehmen können Sie  
erleichtern, indem Sie die folgenden Rahmen
bedingungen schaffen: 

 � Binden Sie die Führungsebene ein: Die Gesamtver-
antwortung für den Umgang mit (potenziellen) 
Menschenrechtsverletzungen und menschenrecht-
lichen Risiken sollte auf einer rechenschaftspflich-
tigen Führungsebene bzw. bei verantwortlichen 
Entscheidungsträger*innen (z.B. Vorstand, Ge-
schäftsführung) liegen. Achten Sie bei der Zuwei-
sung der Gesamtverantwortung darauf, Interessen-
konflikte zu vermeiden. Diese können zum Beispiel 
entstehen, wenn versucht wird, einerseits die Wirk-
samkeit von Maßnahmen sicherzustellen und ande-
rerseits die Aktivitäten bestimmter Unternehmens-
bereiche zu verteidigen. Ein anderes Beispiel ist die 
übergeordnete Entscheidung, menschenrechtsbe-
zogene Kriterien bei der Auswahl von Lieferanten 
zu berücksichtigen, während die Zusammenarbeit 
mit bestimmten Lieferanten, deren Produkte als 
entscheidend angesehen werden, unausweichlich 
erscheint.

Achten Sie bei der Zuweisung 
der Gesamtverantwortung  

darauf, Interessenskonflikte  
zu vermeiden.

 � Stellen Sie Mittel bereit: Stellen Sie angemessene 
personelle Ressourcen und finanzielle Mittel für die 
Entwicklung und Umsetzung wirksamer Maßnahmen 
verbindlich in Ihrem Budget bereit (z.B. für den 
Aufbau von Kapazitäten, Schulungen, Audits oder 
die Beteiligung von Rechteinhaber*innen).

 � Legen Sie Verantwortlichkeiten und Aufgaben fest: 
Die Verantwortung für den Umgang mit nachteiligen 
Auswirkungen ist in einer oder mehreren relevanten 
Funktionen klar zu definieren, z.B.: 

   � Einkauf – Berücksichtigung menschenrechts
bezogener Kriterien bei der Auswahl von Liefe-
ranten

   � Compliance und Rechtsabteilung – Wahrneh-
mung von Kontrollfunktionen, um Sorgfalts-
pflichten einzuhalten sowie menschenrechtsbe-
zogene Erwartungen in Verträgen mit Dritten  
zu verankern

   � Produktverantwortung – Berücksichtigung po-
tenziell nachteiliger menschenrechtlicher Aus-
wirkungen bei der Gestaltung von Produkten

   � Personalabteilung – Beachtung der Gleichbe-
handlung von Bewerber*innen in Auswahl
prozessen

   � Arbeits- und Gesundheitsschutz – Gestaltung 
der Produktionsstätten zur Prävention von  
Unfällen

   � Nachhaltigkeit – Sicherstellung der vollständigen 
und ausgewogenen Berichterstattung über men-
schenrechtliche Auswirkungen

   � Datenschutz – Schutz der Mitarbeiter*innen und 
Geschäftspartner vor der Beeinträchtigung der 
Privatsphäre durch unbefugte Erhebung, Speiche-
rung und Weitergabe personenbezogener Daten

   � Umweltschutz – betriebliches Umweltmanage-
ment zur Sicherstellung einer ressourcenscho-
nenden Produktion, die etwa Wasserengpässe 
für die lokale Bevölkerung vermeidet oder nicht 
weiter verschärft

 � Achten Sie auf Verbindlichkeit und formalisieren 
Sie Vorgaben: Spezifizieren Sie die menschenrecht-
liche Erwartungshaltung Ihres Unternehmens in 
Strategien, Richtlinien und Verfahrensbeschreibun-
gen (z.B. Grundsatzerklärung, Verhaltenskodex, 
Einkaufsrichtlinie, Arbeitssicherheitsstandards, Per-
sonalstrategie, Risikomanagementprozess).

 � Definieren Sie Entscheidungsprozesse und -struk-
turen: Bestimmen Sie bereichsübergreifende Gre-
mien, über die Sie Informationen zusammentragen 
und in denen Entscheidungen nach klar geregelten 
Prozessen (z.B. Entscheidungsbäume, Szenarien) 
ablaufen. Lassen Sie Erkenntnisse aus der Risiko-
analyse und über tatsächlich nachteilige Auswir-
kungen in relevante Entscheidungen einfließen 
(z.B. Auswahl von Lieferanten, Geschäftspartnern 
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und Kund*innen, Personalentscheidungen, Investi-
tionsentscheidungen, Standortentscheidungen). 
Stoßen Sie Entscheidungsprozesse bei jeder neu 
identifizierten Auswirkung an (z.B. immer dann, 
wenn der Grad der Auswirkung einen eigens defi-
nierten Schwellenwert überschreitet).

 
 � Legen Sie Aufsichtsverfahren fest: Um die Einhal-

tung menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten zu 
überprüfen, sollten Sie angemessene Aufsichtsver-
fahren festlegen (z.B. interne Revision, internes 
Kontrollsystem, interne und externe Auditierungen).

 � Binden Sie Stakeholder ein: Richten Sie effektive 
Prozesse in Ihrem Unternehmen ein, um bei Bedarf 
auf unabhängige Menschenrechtsexpertise (z.B. 
Wissenschaftler*innen, Menschenrechtsexpert*in-
nen, NRO, staatliche Stellen) zurückgreifen zu  
können. Konsultieren Sie bei der Festlegung von 
Maßnahmen und bei der Wirksamkeitskontrolle 
(potenziell) Betroffene oder deren legitime Interes-
senvertretungen (z.B. Gewerkschaften, zivilgesell-
schaftliche Organisationen).

4.3 Umsetzungsschritt 3: 
Verursachungsbeitrag  
und Einflussvermögen 
bestimmen
Um angemessene Maßnahmen zur Prävention, Abhilfe 
und Wiedergutmachung festzulegen und umzusetzen 
ist entscheidend, wie eng Ihr Unternehmen mit einer 
tatsächlich oder potenziell nachteiligen menschen-
rechtlichen Auswirkung verbunden ist. Je näher Ihr 
Unternehmen der drohenden oder bereits eingetre-
tenen Verletzung steht und je mehr es dazu beiträgt, 
desto größer müssen die Anstrengungen sein, die 
(potenzielle) Verletzung zu beenden oder zumindest 
zu mindern. Prüfen Sie daher zunächst, ob Sie die er-
mittelten nachteiligen menschenrechtlichen Auswir-
kungen verursacht oder dazu beigetragen haben, oder 
ob Ihr Unternehmen lediglich damit verbunden ist. 
Im Folgenden erfahren Sie, welche Arten von Verur-
sachungsbeitrag unterschieden werden: 

 � Verursachen (Cause): Eine Verursachung liegt vor, 
wenn Ihr Unternehmen in einem kausalen Zusam-
menhang für den entstandenen Schaden verant-
wortlich gemacht werden kann. Dies ist zum Beispiel 
bei folgenden Schäden der Fall: gefährliche Ar-
beitsbedingungen im eigenen Betrieb durch feh-
lende Sicherheitsausrüstung, Kontaminierung der 
Trinkwasserversorgung einer Gemeinde durch das 
Einleiten chemischer Abwässer oder Gestaltung 
von Schichtdienst in späten Abendstunden unter 
dem Wissen, dass es in der Umgebung bei Dunkel-
heit häufig zu bewaffneten Überfällen kommt.

 � Beitragen (Contribute): Ein Beitrag zu einer Men-
schenrechtsverletzung liegt vor, wenn Ihr Unter-
nehmen die nachteilige Auswirkung gemeinsam mit 
anderen Akteuren verursacht oder aufgrund seines 
Handelns zu Auswirkungen beiträgt, die von ande-
ren Akteuren verursacht wurden, etwa weil es diese 
dazu in die Lage versetzt oder dafür Anreize schafft. 
Das kann zum Beispiel die Weitergabe von Infor-
mationen über das Internetnutzungsverhalten von 
Mitarbeiter*innen an eine Regierung beinhalten, 
die diese Daten zur Verfolgung politischer Dissiden-
ten nutzt, oder auch die kurzfristige Änderung von 
Produktanforderungen an Zulieferer ohne Anpas-
sung von Fristen und Preisen, die der Zulieferer nur 
unter Verletzung von Arbeitsnormen erfüllen kann, 
sowie die Gründung eines Joint Venture (bei Minder-
heitsbeteiligung) mit einem risikobehafteten Partner.

 � Verbunden sein (Linked): Eine Verbindung besteht, 
wenn die Menschenrechtsverletzungen infolge der 
Geschäftsbeziehungen des Unternehmens mit sei-
ner Geschäftstätigkeit, seinen Produkten oder sei-
nen Dienstleistungen unmittelbar verbunden sind. 
Ihr Unternehmen ist hierbei nicht direkt für die 
nachteilige Auswirkung verantwortlich, kann aber 
durch eine Geschäftsbeziehung in Verbindung dazu 
stehen. Beispiele für eine Verbindung zu einer 
Menschenrechtsverletzung sind: die Beschaffung 
von Lederprodukten aus Betrieben, die entgegen 
vertraglicher Verpflichtungen Arbeit an Kinder ver-
geben, der Verkauf von Produkten an Kund*innen, 
bei denen die Gefahr einer missbräuchlichen Nut-
zung des Produkts besonders groß ist, mangelnde 
Arbeitssicherheitsmaßnahmen in Minen in der vor-
gelagerten Lieferkette, mit der Ihr Unternehmen 
über die in bezogenen Komponenten enthaltenen 
Rohstoffe verbunden ist, oder der Bezug von Mine-
ralien aus einer Region, in der die lokale Industrie 
das Trinkwasser stark verschmutzt und so Gesund-
heitsschäden bei der lokalen Bevölkerung verursacht. 
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Maßnahmen zur Prävention, Abhilfe und Wiedergutmachung von 
Menschenrechtsverletzungen in Abhängigkeit des Verursachungsbeitrags

Verursachungsbeitrag Tatsächliche Auswirkung 
bzw. Menschenrechtsverletzung

Potenzielle Auswirkung 
bzw. menschenrechtliches Risiko

Verursachen

• auslösende Aktivität beenden
• wiedergutmachen
• �erneutes Eintreten verhüten/Risiko 

weitmöglichst mildern

• �verhüten/Risiko weitmöglichst 
mildern

Beitragen

• beitragende Aktivität beenden
• Beitrag wiedergutmachen
• �Einflussvermögen zur weitmöglichen 

Milderung verbleibender Auswirkungen 
(vergrößern und) nutzen 

• �erneuten Beitrag verhüten/Risiko 
weitmöglichst mildern

• �Beitrag verhüten/Risiko 
weitmöglichst mildern

Verbunden sein

• �Einflussvermögen (vergrößern und) 
nutzen, um verursachende/beitragende 
dritte Partei zur Beendigung oder 
Milderung zu bewegen

• �ggf. selbst Maßnahmen zur Milderung 
und Verhütung ergreifen

• ggf. Geschäftsbeziehung beenden

• �Einflussvermögen (vergrößern und) 
nutzen, um verursachende/
beitragende dritte Partei zur 
Verhütung zu bewegen

• �ggf. Geschäftsbeziehung beenden

Abhängig vom Verursachungsbeitrag Ihres Unterneh-
mens bestimmen sich nun die Maßnahmen zur Prä-
vention, Abhilfe und Wiedergutmachung, die Ihr Unter-
nehmen umsetzen muss:

Sie wollen die  
Beziehung Ihres  
Unternehmens zu nach
teiligen menschenrechtlichen 
Auswirkungen besser  
verstehen?
Der Leitfaden Doing Business with Respect 
for Human Rights von Shift, Oxfam und  
Global Compact Network Netherlands erläu-
tert detailliert und anhand von Beispielen, wie 
der Verursachungsbeitrag von Unternehmen 
zu Menschenrechtsverletzungen eingeordnet 
werden kann (siehe S. 64 ff.).

Wie ist der  
Verursachungsbeitrag  
im LkSG geregelt?
Im LkSG wird zwischen „verursachen“ und „bei-
tragen“ unterschieden. Der Begriff „verbunden 
sein“ wird nicht verwendet. Der Verursachungs-
beitrag richtet sich folglich danach, ob das 
Unternehmen die nachteilige Auswirkung allein 
oder gemeinsam mit einem anderen Akteur 
verursacht hat oder ob es mittelbar einen Bei-
trag dazu geleistet hat. Das LkSG konzentriert 
sich hierbei vorranging auf den eigenen Ge-
schäftsbereich des Unternehmens sowie seine 
unmittelbaren und mittelbaren Zulieferer.

https://respect.international/wp-content/uploads/2019/07/Doing-Business-with-Respect-for-Human-Rights-A-Guidance-Tool-for-Companies.pdf
https://respect.international/wp-content/uploads/2019/07/Doing-Business-with-Respect-for-Human-Rights-A-Guidance-Tool-for-Companies.pdf
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Sie sehen: Sofern Ihr Unternehmen die (potenzielle)  
Menschenrechtsverletzung nicht selbst verursacht 
oder dazu beigetragen hat, liegt eine wichtige Maß-
nahme zur Prävention, Abhilfe und Wiedergutma-
chung darin, das Einflussvermögen Ihres Unterneh-
mens zu nutzen bzw. zu vergrößern. Damit dies 
gelingt, ist es notwendig, Ihr Einflussvermögen auf 
die verursachende Partei besser zu verstehen (vgl. Info-
box: Welche Faktoren bestimmen Ihr Einflussver
mögen auf eine dritte Partei?).

Maßnahmen risiko
basiert und nachvoll-
ziehbar auswählen
Im täglichen Geschäftsablauf kann es schwierig 
und zeitaufwendig sein, den Verursachungs-
beitrag für jede (potenziell) nachteilige Aus-
wirkung trennscharf zu bestimmen. Daher gilt 
folgende Faustregel: Setzen Sie die Ressour-
cen Ihres Unternehmens dahingehend ein, 
dass Sie für Ihre priorisierten Risiken diejeni-
gen Maßnahmen ergreifen, die zum Zeitpunkt 
der Entscheidungsfindung am erfolgverspre-
chendsten sind, um Menschenrechtsverlet-
zungen zu beenden, zu verhüten oder zu mil-
dern, und dokumentieren Sie ihre Entscheidung.

Welche Faktoren be- 
stimmen Ihr Einflussver- 
mögen auf eine dritte Partei? 
Anhand der folgenden beispielhaften  
Fragen können Sie Ihr Einflussvermögen  
untersuchen:
  �In welchem Maß beherrscht Ihr Unternehmen 

die dritte Partei (z.B. bei Beteiligungen und 
weiteren direkten Geschäftsbeziehungen)?

 � Wie lange währt die Geschäftsbeziehung 
bereits?

 � Wie sind die Vertragsbedingungen zwi-
schen Ihrem Unternehmen und der dritten 
Partei gestaltet?

 � Wie hoch wäre der Aufwand bei einem Liefe-
rantenwechsel in der laufenden Produktion, 
z.B. aufgrund von Produktionsausfällen?

 � Welchen Anteil macht Ihr Unternehmen 
am Geschäft der dritten Partei aus?

 � Ist es Ihrem Unternehmen möglich, Anreize 
für die dritte Partei zu schaffen?

 � Wie verläuft die Zusammenarbeit mit anderen 
Akteuren?

 � Hat Ihr Unternehmen die Möglichkeit, Ein-
fluss auf die Regulierung zu Sorgfaltspflichten 
zu nehmen?

In Anlehnung an The Corporate Responsibility 
to Respect Human Rights – An Interpretive 
Guide (2012), S. 49.

Das Einflussvermögen wird auch durch den 
Status der Geschäftsbeziehung bedingt. So 
kann es im Rahmen des Vergabeprozesses vor 
der tatsächlichen Beauftragung etwa beson-
ders groß sein, weil Ihr Unternehmen die Auf-
tragsvergabe als Anreizmittel verwenden kann. 
Sobald eine aktive Lieferbeziehung besteht, 
spielen andere Faktoren wie Vertragsbedin-
gungen und drohender Aufwand bei Lieferan-
tenwechsel eine Rolle. Zur Beurteilung des 
Einflussvermögens empfiehlt sich daher eine 
prozessuale Betrachtung.

Bestimmen Sie Ihr Einflussvermögen

Im Kontext menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten 
wird unter Einflussvermögen die Fähigkeit eines Unter-
nehmens verstanden, Veränderungen in unrechtmä-
ßigen Praktiken herbeizuführen, die von einer dritten 
Partei verursacht werden oder zu denen sie beiträgt. 
In Abhängigkeit Ihres Einflussvermögens ergeben sich 
für Unternehmen folgende Möglichkeiten, um mit 
nachteiligen Auswirkungen umzugehen, die es nicht 
selbst verursacht:

1. �Einflussvermögen vorhanden: Üben Sie Einfluss 
aus, um die Auswirkung zu beenden, zu mildern 
und zu verhüten, z.B.: 

 � Vereinbaren Sie Korrekturmaßnahmenpläne im 
Rahmen von Auditprozessen (wie etwa die Einrich-
tung bestimmter Arbeitsschutzstandards) und ver-
folgen Sie diese Maßnahmen entsprechend nach. 

 � Unterstützen Sie beim Auf- und Ausbau von Kapa-
zitäten im Sinne der Weitergabe von Wissen, Kom-
petenzen, Strukturen sowie Systemen.

 � Halten Sie mit Betroffenen und Verursacher*innen 
von Menschenrechtsverletzungen Führungsdialoge, 
um das Verständnis füreinander zu schärfen und so 
eine Verbesserung der Situation der Betroffenen zu 
erwirken.

https://www.un-ilibrary.org/content/books/9789210541176/read
https://www.un-ilibrary.org/content/books/9789210541176/read
https://www.un-ilibrary.org/content/books/9789210541176/read
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 � Bauen Sie vertrauensvolle Beziehungen durch lang-
fristige Lieferbeziehungen und eine Preisgestaltung 
auf, die existenzsichernde Löhne sowie Arbeits- und 
Umweltschutz ermöglicht.

 � Passen Sie Vertragsklauseln zur Aufnahme von An-
forderungen an menschenrechtliche Sorgfalts
prozesse oder zur Geltendmachung bestehender 
vertraglicher Vereinbarungen an.

 � Streichen Sie Unternehmen temporär von Vergabe-
listen oder setzen Sie als letztes Mittel die Geschäfts-
beziehung aus (bzw. drohen es an).

 � Führen Sie Menschenrechtskriterien ein, die für die 
Auftragsvergabe bzw. Nichtbeauftragung zwingend 
relevant sind, falls die Geschäftsbeziehung noch 
nicht etabliert wurde und keine Aussicht auf Been-
digung, Milderung oder Verhütung nachteiliger 
Auswirkungen besteht.

2. �Mangel an Einflussvermögen: Bemühen Sie sich, 
den Einfluss zu steigern, um die Auswirkung zu-
künftig beenden, mildern oder verhüten zu können, 
z.B. durch:

 
  �Anreize: Treffen Sie Vereinbarungen über zukünftige 

Geschäfte, unterstützen Sie beim Kapazitätsaufbau 
und -ausbau, heben Sie (Reputations-)Vorteile we-
gen der Zusammenarbeit mit dem Unternehmen 
bzw. Nachteile bei der Beendigung der Geschäfts-
beziehung hervor.

 � Kooperationen: Schließen Sie sich mit anderen Ak-
teuren unter Einhaltung von Compliance und Anti-
Korruptionsvorschriften zusammen, z.B. im Rahmen 
von Branchendialogen, Multi-Stakeholder-Initiativen 
und in Verbänden.

  �Nutzen Sie Mechanismen der Rechtsprechung: Unter-
lassungsklagen, Strafanzeigen, Erwirken einstweili-
ger Verfügungen u. Ä. Dabei sind etwaig bestehende 
Datenschutzvorgaben und Geheimhaltungsverein-
barungen zu berücksichtigen.

  �Tauschen Sie sich mit staatlichen Stellen aus: Wirken 
Sie auf lokale oder zentrale Regierungen ein, um 
die Menschenrechtssituation vor Ort zu verbessern, 
z.B. durch die Umsetzung von Vorschriften, Kont-
rollen und Sanktionen. Entsprechende Austausch-
formate sollten, wo immer möglich, transparent 
gegenüber der Öffentlichkeit kommuniziert und 
etwaig bestehende Datenschutzvorgaben und Ge-
heimhaltungsvereinbarungen berücksichtigt werden. 

3. �Mangel an Einflussvermögen und keine Möglich-
keit, den Einfluss zu steigern: Wägen Sie ab, ob Sie 
die Geschäftsbeziehung (a) aufrechterhalten oder 
(b) beenden. Entsprechend dem Prinzip „Befähi-

gung vor Rückzug“ sollte die Beendigung immer nur 
das Mittel letzter Wahl sein, weil Ihr Unternehmen 
dann den Hebel verliert, um zu einer Verbesserung 
der Menschenrechtssituation beizutragen. Einen 
Sonderfall bildet die Mittäterschaft an schwerwie-
genden Menschenrechtsverletzungen. Ein Beispiel 
wäre, wenn direkte Lieferanten bewusst Kinderar-
beit und gesundheitsschädigende Arbeitsbedingun-
gen in großem Umfang und gar Todesfälle in Kauf 
nehmen. In diesem Fall sind die Geschäftsbezie-
hungen möglichst sofort zu beenden.

(a) Entscheidet sich Ihr Unternehmen, die Geschäfts-
beziehung aufrechtzuerhalten, z.B. aus Mangel an 
zumutbaren Alternativen, und dauert das Risiko oder 
die Verletzung an, ist Folgendes zu berücksichtigen: 
 � Bemühen Sie sich fortlaufend, die Auswirkung zu 

mildern und zu verhüten.
 � Seien Sie bereit, reputationsbezogene, finanzielle 

und rechtliche Konsequenzen, die mit der Auf-
rechterhaltung der Geschäftsbeziehung und damit 
mit den nachteiligen menschenrechtlichen Auswir-
kungen verbunden sind, zu tragen.

 � Je schwerwiegender die Menschenrechtsverletzung 
durch dritte Parteien ausfällt, desto umgehender 
muss Ihr Unternehmen eine Veränderung beob-
achten können. Treten Veränderungen nicht zügig 
ein, sollten Sie erwägen, die Beziehung zu beenden. 

(b) �Entscheidet Ihr Unternehmen, die Geschäftsbezie-
hung zu beenden, weil 

 � die Verletzung sehr schwerwiegend ist, 
 � eigenes Bemühen zur Abmilderung und Verhütung 

der Auswirkung wirkungslos bleibt,
 � dem Unternehmen keine anderen milderen Mittel 

zur Verfügung stehen sowie eine Erhöhung des Ein-
flussvermögens nicht aussichtsreich erscheint und 

  �auch in Zusammenarbeit mit staatlichen Stellen keine 
Verbesserungen erzielt werden können, 

so ist Folgendes zu beachten: Sie sollten die nach
teiligen menschenrechtlichen Auswirkungen berück-
sichtigen, die potenziell mit der Beendigung der  
Geschäftsbeziehung verbunden sind (z.B. Wegfall  
der Geschäftsgrundlage bei der betroffenen dritten 
Partei, Verlust von Arbeitsplätzen und Einkommen 
bei Arbeitnehmer*innen, potenzielle Verschlechte-
rung der Situation für die Betroffenen, wenn ein  
anderes Unternehmen die entstandene Lücke ein-
nimmt), und versuchen, diese durch zusätzliche  
Maßnahmen möglichst zu verhindern oder wenigs-
tens zu mindern. 
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Generell gilt  
„Befähigung vor Rückzug“

Der Rückzug Ihres Unternehmens sollte erst 
in Betracht kommen, wenn es bei schweren 
Menschenrechtsverletzungen, insbesondere 
mit irreversiblen Schäden, keine Aussicht auf 
Verbesserung gibt. Das Prinzip „Befähigung 
vor Rückzug“ gesteht den Unternehmen einen 
weiten Ermessensspielraum zu, wie und wie 
lange sie versuchen, die Lage zu verbessern, 
bevor sie einen Rückzug in Erwägung ziehen. 
Die Nichteingehung oder der Abbruch einer 
Geschäftsbeziehung muss dabei erst als aller-
letztes Mittel in Betracht gezogen werden. 
Verschiedene Optionen zum Umgang mit 
menschenrechtlichen Risiken können gemein-
sam mit Zulieferern erarbeitet und umgesetzt 
werden, die Geschäftsbeziehung kann tempo-
rär ausgesetzt werden oder das Unternehmen 
kann sich im Rahmen von Brancheninitiativen 
mit anderen Unternehmen und weiteren 
(auch staatlichen) Akteuren zusammenschlie-
ßen, um seinen Einfluss zu erhöhen. Auf diese 
Weise kann das Unternehmen erreichen, dass 
es auch bei unsicherer Menschenrechtslage in 
einem Produktionsland geschäftlich aktiv ist. 
Branchendialogen und -initiativen kann hier 
eine besondere Rolle zukommen. Einen Son-
derfall bieten Situationen, in denen Ihr Unter-
nehmen durch seine Auswirkungen gegen das 
Völkerrecht verstößt oder wenn Geschäfts-
partner auf Sanktionslisten stehen. Hier sollte 
die unmittelbare Beendigung der Geschäfts-
beziehung in Betracht gezogen werden.

Beendigung von  
Geschäftsbeziehungen

Wann sollte Ihr Unternehmen die Geschäfts-
beziehungen mit Lieferanten und weiteren 
Geschäftspartnern beenden? Wann sind andere 
Mittel zu bevorzugen? Was ist, wenn das Be-
enden der Beziehung selbst nachteilige men-
schenrechtliche Auswirkungen haben kann? 
Solchen Fragen widmet sich das Diskussions-
papier Should I Stay or Should I Go? der nieder-
ländischen Nichtregierungsorganisation SOMO.

Schwache  
Institutionen und  
Konflikte zwischen  
Menschenrechtsstandards 
und nationalem Recht 

Es gibt Fälle, in denen sich Akteure, die für 
Menschenrechtsverletzungen mitverantwort-
lich sind, weigern, sich an Maßnahmen zur 
Abhilfe und Wiedergutmachung zu beteiligen. 
Solche Fälle erfordern in der Regel, dass die 
obere Führungsebene Ihres Unternehmens 
stärker eingebunden und alle relevante inter-
ne Expertise herangezogen wird. Allerdings 
können Situationen auch komplexerer Natur 
sein, wenn z.B. lokale Institutionen so schwach 
sind, dass sie die Maßnahmen nicht wirkungs-
voll unterstützen können, oder die internatio-
nalen Menschenrechtsstandards nicht mit na-
tionalen Rechtsvorschriften konvergieren. 
Insbesondere in solchen Fällen ist es ratsam, 
unabhängige staatliche und nichtstaatliche 
Expert*innen einzubinden, z.B. zivilgesell-
schaftliche Organisationen oder Gewerk
schaften. Multi-Stakeholder-Initiativen können 
hierfür ein passender Rahmen sein.

https://www.somo.nl/wp-content/uploads/2016/04/Should-I-stay-or-should-I-go-4.pdf
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Welches Einflussvermögen  
haben Sie bei Unternehmensbe-
teiligungen und Kooperationen?

Potenziell oder tatsächlich nachteilige Auswir-
kungen auf die Menschenrechte, die bei einer 
dritten Partei, an der Ihr Unternehmen minder- 
oder mehrheitsbeteiligt ist, bzw. in einem Joint 
Venture Ihres Unternehmens auftreten, fallen 
unter Auswirkungen, zu denen Ihr Unternehmen 
beiträgt bzw. die es im Falle von kontrollierten 
Beteiligungen sogar verursacht. Somit ist Ihr Un-
ternehmen verantwortlich, Maßnahmen zu er-
greifen, um seinen Beitrag an den Auswirkungen 
zu beenden, wiedergutzumachen und zu verhüten 
sowie sein Einflussvermögen zu nutzen, um ver-
bleibende Auswirkungen so weit wie möglich zu 
mildern. Das Einflussvermögen wird durch die 
Rechtsform sowie den Umfang der Beteiligung 
beeinflusst, aber auch durch die individuellen ver-
traglichen Ausgestaltungen.

Solche Implikationen lassen sich beispielhaft an 
den nachfolgenden Rechtsformen illustrieren: 

 � GmbH: Der Geschäftsführer einer GmbH unter-
liegt dem Weisungsrecht der Gesellschafter
versammlung. Ein Unternehmen kann daher als 
Mehrheitsgesellschafter oder zusammen mit 
anderen Gesellschaftern die Umsetzung von 
Maßnahmen anweisen. 

 � AG: Der Vorstand einer AG unterliegt grund-
sätzlich keinem Weisungsrecht, sondern der 

Kontrolle durch den Aufsichtsrat. 
Aktionäre haben somit formal 
rechtlich keine direkte Möglichkeit, die Umset-
zung von Maßnahmen anzuweisen. In der Praxis 
können Aufsichtsrat und Aktionäre jedoch Ein-
fluss auf den Vorstand ausüben. Beherrschungs-
vertrag: Durch diesen Unternehmensvertrag 
unterstellt eine AG oder KgaA die Leitung ihrer 
Gesellschaft einem anderen Unternehmen. Das 
beherrschte Unternehmen unterliegt damit 
dem Weisungsrecht des herrschenden Unter-
nehmens, welches die Umsetzung von Maß-
nahmen direkt anweisen kann. So kann das 
herrschende Unternehmen etwa neue Richt
linien erlassen, die im beherrschten Unterneh-
men umzusetzen sind.

 � Joint Venture: An einem Gemeinschaftsunter-
nehmen sind mindestens zwei rechtlich und 
wirtschaftlich unabhängige Unternehmen be-
teiligt und nehmen Leitungs- und/oder Auf-
sichtsfunktionen wahr. Das Einflussvermögen 
der kooperierenden Partnerunternehmen rich-
tet sich in der Regel nach dem wirtschaftlichen 
Wert, den das jeweilige Unternehmen einge-
bracht hat, und kann beispielsweise von rein 
strategischen Anweisungen bis hin zu Einfluss 
auf das operative Tagesgeschäft reichen.

Gerade dort, wo das Unternehmen nur ein einge-
schränktes Einflussvermögen hat, können zu-
nächst Maßnahmen zur Sensibilisierung und Be-
fähigung eine zentrale Rolle spielen und den  
Weg für eine Verbesserung oder weitere Maßnah-
men bereiten. 
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Was ist vor der Aufnahme neuer  
Geschäftsbeziehungen zu beachten?

Erwägt Ihr Unternehmen, eine Geschäftsbeziehung 
(z.B. Beteiligung, Joint Venture) mit einer Partei ein-
zugehen, die mit Menschenrechtsverletzungen in 
Verbindung gebracht wird oder wurde, sollte dies 
möglichst im Rahmen einer Vorabüberprüfung be-
wertet werden. Dazu sollten Sie zunächst folgende 
Frage beantworten: Hat Ihr Unternehmen genug Ein-
flussvermögen (z.B. durch Vertragsbedingungen),  
um Verstöße im Zusammenhang mit seinen eigenen 
Tätigkeiten, Produkten oder Dienstleistungen zu be-
enden, zu mildern und zu verhüten? Kommen Sie zu 
der Einschätzung, dass der Einfluss ausreicht, kann 
die Geschäftsbeziehung möglicherweise als akzepta-
bel angesehen werden, vorausgesetzt, das Unterneh-
men ergreift tatsächlich entsprechende Maßnahmen. 
Kommen Sie zu der Einschätzung, dass Ihr Unterneh-
men nicht in der Lage ist, das Risiko von Menschen-
rechtsverletzungen zu mindern, ist es nicht ratsam, 
die Geschäftsbeziehung einzugehen. Gleichzeitig 
kann sich Ihr Unternehmen vor der Aufnahme der 
Geschäftsbeziehung in einer einflussreichen Position 
befinden, wenn die Vergabeentscheidung für den  
Geschäftspartner wichtig ist.

Dilemma-Situationen: Was ist zu  
tun, wenn durch Maßnahmen ander
weitige menschenrechtliche Nachteile 
entstehen? 

Es kann in der Praxis Situationen geben, in denen 
Maßnahmen zur Prävention, Abhilfe und Wiedergut-
machung anderweitig nachteilige menschenrechtliche 
Auswirkungen hervorrufen. So können Konflikte zwi-
schen verschiedenen menschenrechtlichen Sorgfalts-
pflichten entstehen, genauso wie zwischen menschen-
rechtlichen und umweltbezogenen Sorgfaltspflichten. 
Beispiele:

 � Maßnahmen zum Verbot von Kinderarbeit können 
dazu führen, dass die betroffenen Kinder und ihre 
Familien in noch größere Armut oder Formen  
von Ausbeutung geraten, weil ihnen eine wichtige 
Einkommensquelle wegbricht.

 � Die Entscheidung über den Verzicht auf Leder auf-
grund ökologischer Gesichtspunkte kann zu einer 
erheblich reduzierten Wertschöpfung in der 
Fleisch- und Lederindustrie führen und aufgrund 
des zurückgehenden Umsatzes verschlechtern sich 
Arbeitsbedingungen in Gerbereien. 

 � Der Bezug von Rohstoffen aus einem Herkunfts-
land, in dem die Menschenrechtslage besser ist als 
im ursprünglichen Bezugsland, kann die Menschen-
rechtslage im ursprünglichen Land womöglich  
verschlechtern, weil den Betroffenen Erwerbsmög-
lichkeiten entzogen werden.

Drive Sustainability ist eine Partnerschaft von 11 
führenden Automobilunternehmen, die die Trans-
formation hin zu einer zirkuläreren und nachhalti-
geren Automobilwertschöpfungskette vorantreiben 
wollen. Die Initiative Drive Sustainability wurde von 
Automobilherstellern gegründet, um die Nachhal-
tigkeit in den Lieferketten der Automobilindustrie 
voranzutreiben, indem ein gemeinsamer Ansatz  
innerhalb der Branche gefördert und die Nachhaltig-
keit in den gesamten Beschaffungsprozess integriert 
wird. Drive Sustainability organisiert Lieferanten-
schulungen in verschiedenen Ländern, Dialogver- 

 
 
 
anstaltungen und lokale Netzwerke. Die Trainings  
sind auf die Gesetze und Bedingungen in jedem 
Land zugeschnitten und umfassen unter anderem 
die Themen soziale und ökologische Nachhaltig-
keit, Geschäftsverhalten, Compliance und Liefe-
rantenmanagement. Um eine gute Grundlage für 
verantwortungsvolle Beschaffung zu legen, hat 
Drive Sustainability einen standardisierten Pro-
zess entwickelt, der Unternehmen dabei hilft, ihre 
Materialquellen im Hinblick auf Nachhaltigkeit 
einzuschätzen.

Einblick in die unternehmerische Praxis: Drive Sustainability –  
eine Partnerschaft in der Automobilindustrie
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 � Durch die Durchführung von Audits zur Überprü-
fung der Achtung der Menschenrechte und des 
Umweltschutzes können unter Umständen die Be-
fragten negative Folgen erfahren, z.B. in Form von 
Repressalien durch ihre Arbeitgeber oder aus der 
lokalen Gemeinschaft.

 � Die Akquisition von Land zur Errichtung von Pro-
duktionsstätten oder Anlagen zum Rohstoffabbau 
kann für die lokale Bevölkerung eine zusätzliche 
Erwerbsmöglichkeit darstellen, aber gleichzeitig den 
Verlust des Lebensraums indigener Völker bedeuten. 

 � Unternehmen können durch Investitionen in lang-
fristige Projekte für mehr Stabilität und Planbarkeit 
in der betroffenen Region sorgen, aber gleichzeitig 
die empfangenden Stellen davon abhalten, höhere 
Menschenrechtsstandards anzuwenden, weil durch 
die sichere Finanzierung weniger Handlungsanreiz 
besteht.

 � Positive ökologische Auswirkungen bezüglich Klima-
wandel, Biodiversität und Entwaldung sowie eine 
mögliche verbesserte Lage indigener Völker können 
dadurch beispielsweise schlechter werdenden Ar-
beitsbedingungen gegenüberstehen. 

Es kann also vorkommen, dass Maßnahmen bestimm-
ten Gruppen von Menschen helfen und/oder die Um-
welt schützen, anderen Personen wiederum aber 
schaden (konfligierende Interessen). Sollten Maßnah-
men zur Achtung bestimmter Menschenrechte andere 
Menschenrechte gefährden, sollten Sie evaluieren, ob 
alternative Maßnahmen möglich sind. Wo dies nicht 
der Fall ist, müssen Sie abwägen, z.B. durch die Be-
rücksichtigung der Schwere der jeweiligen nachteiligen 
Auswirkung im Verhältnis zur Möglichkeit, eine nach-
teilige Auswirkung (weitestgehend) zu beenden. So 
können Maßnahmen gegen Kinderarbeit zum Beispiel 
gemeinsam mit lokalen Institutionen durch Aufklä-
rungskampagnen in der Region, Bildungsprogramme 
für Kinder oder eine Steigerung der Löhne für Er-
wachsene begleitet werden.

Was tun, wenn die Maßnahmen eigenen 
Unternehmenszielen zuwiderlaufen? 

Auch wenn Unternehmen Menschenrechtsverletzungen 
weder vorsätzlich verursachen noch in Kauf nehmen, 
kann es in der Praxis vorkommen, dass menschen-
rechtsbezogene Maßnahmen zur Prävention, Abhilfe 
und Wiedergutmachung den eigenen Unternehmens-
zielen zuwiderlaufen. Dies ist zum Beispiel der Fall, 
wenn Unternehmen Rohstoffe von risikobehafteten 

Lieferanten beschaffen, zu denen es kaum Alternativen 
gibt und auf die sie aufgrund großer Nachfrage bei 
gleichzeitig geringem Angebot nur wenig Einfluss 
nehmen können oder wo der Wechsel zu verantwor-
tungsvollen Lieferanten mit höheren Preisen verbun-
den ist. Ein weiteres Beispiel ist der Verkauf sensibler 
Produkte, der Umsatz generiert, jedoch durch die 
missbräuchliche Verwendung durch bestimmte Kun-
den nachteilige menschenrechtliche Auswirkungen 
auslöst. Einer weiteren Form von Dilemmata sehen sich 
Unternehmen gegenüber, die in Ländern oder Regio-
nen aktiv sind, in denen Menschenrechte unabhängig 
von ihrer Geschäftstätigkeit verletzt werden, ohne 
dass das Unternehmen darauf Einfluss nehmen könnte.

In solchen Situationen sollten Sie sorgfältig die ver-
schiedenen Optionen und die damit verbundenen 
Auswirkungen abwägen. Die Abwägungen müssen 
nachvollziehbar möglichst anhand vordefinierter Kri-
terien vorgenommen werden. Es empfiehlt sich da-
her, klare Entscheidungsinstanzen (z.B. einzelne Füh-
rungskräfte, Personengruppen auf zentraler oder 
dezentraler Ebene, Mitglieder des Verwaltungsrats), 
-prozesse und -grundsätze dazu festzulegen, wie mit 
den Zielkonflikten umzugehen ist, wobei die Auflö-
sung des menschenrechtlichen Verstoßes vorrangig 
behandelt werden sollte. 

Legen Sie klare Instanzen,  
Prozesse und Grundsätze für 
Entscheidungen fest, wie mit 
Zielkonflikten umzugehen ist.

Als Kriterien für solche Abwägungen können unter 
anderem die Kriterien für die Schwere menschen-
rechtlicher Auswirkungen herangezogen werden (sie-
he Infobox „Die drei Kriterien der Schwere“ in Um-
setzungsschritt 1 sowie die Handlungsanleitung zum 
Kernelement „Risikoanalyse“). Auch die moralischen 
Verpflichtungen und Wertesysteme des Unterneh-
mens sowie dessen Managementvorgaben und Richt-
linien geben oft eine Lösungsrichtung vor. So sind im 
Rahmen des Berliner CSR-Konsens zur Unterneh-
mensverantwortung in Liefer- und Wertschöpfungs-
ketten etwa Führungs- und Managementprinzipien 
für Unternehmen wie Integrität, Nachhaltigkeit und 
Beteiligung definiert.

http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Arbeitsrecht/csr-konsens-liefer-wertschoepfungsketten.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Arbeitsrecht/csr-konsens-liefer-wertschoepfungsketten.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Arbeitsrecht/csr-konsens-liefer-wertschoepfungsketten.pdf?__blob=publicationFile
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Zum Umgang mit  
Dilemmata

Tauschen Sie sich mit zivilgesellschaftlichen 
Organisationen, Fachverbänden und anderen 
Stakeholdern zu konkreten Abwägungen in 
Dilemma-Situationen aus. Der Helpdesk 
Wirtschaft & Menschenrechte der Agentur 
für Wirtschaft und Entwicklung bietet digitale 
Lösungen und Studien, die bei der Bewertung 
menschenrechtlicher Auswirkungen und der 
Abwägung in Dilemma-Situationen hilfreich 
sein können.

Das Human Rights and Business Dilemmas 
Forum wurde speziell vom UN Global Com-
pact und Verisk Maplecroft entwickelt, um 
Unternehmen bei ihren Bemühungen zu un-
terstützen, die Menschenrechte in ihren Be-
trieben und Lieferketten zu achten. In Fallstu-
dien werden Dilemmata und Lösungswege 
vorgestellt, um Unternehmen und ihre Part-
ner zu unterstützen sowie Menschenrechts-
verletzungen zu verhindern und abzumildern.

4.4 Umsetzungsschritt 4: 
Abhilfe und Wiedergut-
machung – Nachteiligen 
Auswirkungen entgegen-
wirken und sie wieder
gutmachen
Auch wenn Ihr Unternehmen auf seine Sorgfalts-
pflicht zur Achtung der Menschenrechte achtet, kön-
nen Sie in Ihrer eigenen Wertschöpfungskette trotz-
dem nachteilige Auswirkungen verursachen oder 
dazu beitragen. In diesem Fall sind Sie aufgefordert, 
aktiv angemessene Maßnahmen für Abhilfe und Wie-
dergutmachung zu ergreifen, entweder allein oder in 
Zusammenarbeit mit anderen Akteuren. Ziel dieser 
Maßnahmen ist es:

 � Schädigungen, Beeinträchtigungen oder Gefahren 
zu beenden oder zu beseitigen bzw. außerhalb des  
eigenen Geschäftsbereichs zumindest deren Aus-
maß zu mindern,

 � entstandene Schäden zugunsten der betroffenen 
Personen wiedergutzumachen und

 � das Risiko für erneutes Auftreten von Menschen-
rechtsverletzungen abzustellen oder zumindest  
zu verringern.

Ihr Unternehmen steht nur dann in der Verantwor-
tung, selbst für Abhilfe und Wiedergutmachung zu 
sorgen, wenn es nachteilige Auswirkungen durch seine 
Geschäftstätigkeit sowie seine Produkte und Dienst-
leistungen selbst verursacht oder zu ihnen beiträgt. 
Wenn Ihr Unternehmen über seine Geschäftsbezie-
hungen mit den nachteiligen Auswirkungen verbun-
den ist, besteht eine solche Pflicht zwar nicht, aber 
Ihr Unternehmen kann eine Rolle bei der Abhilfe und 
Wiedergutmachung übernehmen. Außerdem sollten 
Sie sich bemühen, Ihr Einflussvermögen zu nutzen, 
um die verursachende oder beitragende dritte Partei 
zur Beendigung oder Milderung zu bewegen. Die Be-
endigung der Geschäftsbeziehung ist dabei das Mittel 
letzter Wahl (vgl. Umsetzungsschritt 3).

Darüber hinaus können unabhängige, sachverständige 
Expert*innen (z.B. unabhängiger Beirat, Wissen-
schaftler*innen, Menschenrechtsexpert*innen) zur 
Orientierung eingebunden werden. In jedem Fall soll-
ten Unternehmen Wege finden, die Grundsätze der 
international anerkannten Menschenrechte zu achten, 
soweit es in Anbetracht der Umstände möglich ist. 
Wenn die nationalen Gesetze Menschenrechte aller-
dings nicht ausreichend schützen, sollen Unternehmen 
im Rahmen ihrer menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht 
den höheren Standard der international anerkannten 
Menschenrechte als Handlungsmaßstab heranziehen. 
Dabei sollen sie nicht in Konflikt mit den lokalen Ge-
setzen kommen, sondern sind den VN-Leitprinzipien 
nach im Konfliktfall dazu angehalten, Wege zu finden, 
wie sie beiden Normen gerecht werden können.

https://wirtschaft-entwicklung.de/wirtschaft-menschenrechte
https://wirtschaft-entwicklung.de/wirtschaft-menschenrechte
https://bhr-navigator.unglobalcompact.org/
https://bhr-navigator.unglobalcompact.org/
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In der Praxis sind Verbesserungen durch Abhilfe und 
Wiedergutmachung teils nur mithilfe langwieriger 
Prozesse möglich. Auch in solchen Fällen, in denen 
eine unmittelbare Verbesserung oder eine ideale  
Lösung nicht sofort erreichbar sind, sollte Ihr Unter-
nehmen im Sinne einer schrittweisen Verbesserung 
bereits damit beginnen, Maßnahmen anzustoßen.

Wie lassen sich nachteilige  
Auswirkungen beenden? 

 � Beenden oder ändern Sie die eigenen Aktivitäten in 
der Form, dass Sie dadurch keine nachteiligen Aus-
wirkungen mehr verursachen oder dazu beitragen. 
Außerhalb Ihres eigenen Geschäftsbereichs sollten 
diese Änderungen zumindest eine Milderung der 
nachteiligen Auswirkungen bewirken.

 � Sollte Ihr Unternehmen die Auswirkung nicht un-
mittelbar beenden können, sind Sie aufgefordert, 
ein Konzept mit einem konkreten Zeitplan zu er-
stellen, um dem Missstand in absehbarer Zeit ent-
gegenzuwirken. Überprüfen Sie einen solchen Zeit-
plan möglichst in regelmäßigen Abständen. 

 � Es ist auch empfehlenswert, sich mit anderen Un-
ternehmen und Stakeholdern im Rahmen von 
Brancheninitiativen und -standards zusammenzu-
schließen, um gemeinsam an Lösungen zu arbeiten 
und sich über wirkungsvolle Praktiken auszutauschen. 

 � Um zu vermeiden, dass die nachteilige Auswirkung 
zukünftig erneut eintritt, sollten Sie Ihre gewonne-
nen Erkenntnisse über menschenrechtliche Risiken 
und Verletzungen nutzen, um Präventionsmaßnah-
men weiterzuentwickeln (vgl. Umsetzungsschritt 5). 

Binden Sie Betroffene bei der Fest
legung von Maßnahmen zur Abhilfe und 
Wiedergutmachung ein

Maßnahmen zur Abhilfe und Wiedergutmachung 
müssen angemessen sein und sind grundsätzlich nur 
dann wirksam, wenn sie von den Betroffenen auch als 
effektiv empfunden werden. Beziehen Sie daher die 
betroffenen Personen, deren legitime Interessenver-
tretungen (z.B. zivilgesellschaftliche Organisationen, 
örtliche Gewerkschaften und deren Dachverbände) 
oder die Beschwerdeführer*innen unbedingt mit ein, 
wenn es darum geht, Maßnahmen für Abhilfe und 
Wiedergutmachung festzulegen. Achten Sie dabei 
aber auch darauf, dass Betroffene dadurch nicht durch 
Vergeltungsmaßnahmen in Gefahr gebracht werden. 
Ihr Unternehmen hat dadurch die Chance, sich ein 

umfassenderes Bild über die nachteiligen Auswirkun-
gen zu verschaffen sowie die Anliegen der Betroffe-
nen in Bezug auf Abhilfe und Wiedergutmachung 
besser zu verstehen. Die Erkenntnisse aus dem Aus-
tausch können Ihnen auch bei der Weiterentwicklung 
von Präventionsmaßnahmen sehr hilfreich sein. 

Der Zugang zu Betroffenen, die in entfernteren Stufen 
oder außerhalb der Wertschöpfungskette anzutreffen 
sind, stellt für Unternehmen oft eine Herausforde-
rung dar. Dies kann neben Anwendern des NAP auch 
auf Unternehmen zutreffen, die ihren Sorgfaltspflichten 
gemäß LkSG nachkommen, da diese durch ihre Ge-
schäftstätigkeit oder durch unmittelbare Zulieferer 
etwa Auswirkungen auf lokale Gemeinschaften haben 
können. Gemäß LkSG müssen sie bei substantiierter 
Kenntnis von (potenziellen) Menschenrechtsverlet-
zungen außerdem auch mittelbare Zulieferer in ihren 
Sorgfaltsprozessen berücksichtigen. Schwierigkeiten 
bei der Einbindung von Betroffenen bestehen vor  
allem dann, 

  wenn der direkte Kontakt fehlt, 
 � wenn Angst vor Vergeltungsmaßnahmen, etwa 

durch den Arbeitgeber oder die lokale Gemeinschaft, 
herrscht, oder

 � wenn sprachliche, kulturelle oder geschlechterspe-
zifische Barrieren den Austausch erschweren. 

Daher ist es für eine effektive Einbindung von Betrof-
fenen wichtig, Kommunikationsbarrieren, Informati-
onsasymmetrien, Machtunterschiede und weitere 
denkbare Hürden anzuerkennen und wo möglich ab-
zubauen, z.B. durch folgende Maßnahmen:

 � Moderieren Sie Auffassungsunterschiede und, falls 
nötig, schützen Sie die Identität gefährdeter  
Personen. 

 � Achten Sie darauf, dass die Rahmenbedingungen 
die Bedürfnisse der betroffenen Personen adäquat 
adressieren, beispielsweise hinsichtlich geografischer 
Lage oder Räumlichkeiten. 

Sollte keine direkte Konsultation der Rechteinhaber*in-
nen möglich sein – zum Beispiel wenn Ihr Unterneh-
men kleiner ist und dadurch über weniger Kontakte, 
Ressourcen und Einfluss verfügt – können Alternativen 
in Erwägung gezogen werden, wie etwa der „stellver-
tretende“ Austausch mit Vertreter*innen der Zivil
gesellschaft, unabhängigen Sachverständigen oder 
lokalen Menschenrechtsverteidiger*innen.
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  �unparteiisch und frei von politischen oder sonstigen 
Versuchen zu sein, die das Ergebnis beeinflussen 
können,

 � den Menschenrechtsstandards zu entsprechen,
 � aus Sicht der Betroffenen und unabhängiger Beob-

achtender angemessen, fair und glaubwürdig zu sein.

Maßnahmen, die nachteilige Auswirkung wiedergut-
machen, können vielfältig sein. Sie können vom Un-
ternehmen selbst oder in Zusammenarbeit mit ande-
ren Akteuren eingeleitet werden (z.B. Gerichten, der 
Regierung, anderen involvierten Unternehmen oder 
dritten Parteien), je nachdem, wie die o.g. Anforde-
rungen bestmöglich erfüllt werden. Besteht der Ver-
dacht einer Straftat, ist in der Regel die Zusammen
arbeit mit Mechanismen der Strafverfolgung und der 
Rechtsprechung nötig.

Beispiele für Maß
nahmen zur Abhilfe 
und Wiedergutmachung  
verursachter Schäden

Je nach Art, Ausmaß oder Schwere der Schä-
den sind eine oder mehrere der nachfolgen-
den Maßnahmen angebracht:

 � Entschuldigungen und damit verbundene 
Zusagen, geeignete Maßnahmen und Pro-
zesse zur Prävention umzusetzen

 � finanzielle oder nichtfinanzielle Entschädi-
gungen und Rückerstattungen

 � Wiederherstellung von Originalzuständen
 � Beseitigung von Kontaminationsschäden 

und anderen Folgen
 � Nichtwiederholungsgarantien oder -beteu-

erungen
  �Beitrag zur Lebensgrundlage von Gemein-

schaften
 � Unterstützung von Organisationen vor Ort 

(unabhängige NRO, Stiftungen, Hilfsorgani-
sationen)

 � Rehabilitierung und Wiedereingliederung
 � disziplinarische Sanktionen für Verursa-

chende im Rahmen des Beschäftigungsver-
hältnisses

 � Anstrengen von Strafmaßnahmen für Ver-
ursacher*innen (straf- oder verwaltungs-
rechtlicher Art vollzogen durch staatliche 
Akteure, z.B. Geldstrafen)

Möglichkeiten zur  
Einbindung von  
Betroffenen, um Maßnahmen 
zur Abhilfe und Wiedergut-
machung festzulegen

 � Lokale Gespräche mit Betroffenen, ggf.  
unter Beteiligung von Mediator*innen

 � Konsultation legitimierter Vertreter*innen
 � Interviews mit unabhängigen Menschen-

rechtsexpert*innen oder zivilgesellschaft
lichen Akteuren

 � Austausch in Initiativen und Multi-Stake-
holder-Dialogen

 � interne Umfragen (z.B. unter Mitarbeiter*in-
nen und Leiharbeiter*innen)

 � externe Umfragen (z.B. unter Arbeitneh-
mer*innen in der Lieferkette, Kund*innen, 
Vertretern lokaler Gemeinschaften, Endnut-
zer*innen von Produkten, Empfänger*in-
nen von Dienstleistungen)

Der Helpdesk Wirtschaft & Menschenrechte 
der Bundesregierung kann Unternehmen  
dabei helfen, mit Stellvertreter*innen in den 
Austausch zu gehen, indem er unter anderem 
Veranstaltungsformate für den Dialog  
zwischen Unternehmen sowie mit Ministerien 
und Zivilgesellschaft anbietet.

Mit welchen Maßnahmen lassen sich 
nachteilige Auswirkungen wiedergut-
machen? 

Wirksame Maßnahmen zur Abhilfe und Wiedergut-
machung haben mehrere Anforderungen zu erfüllen:

 � den Zustand vor der Menschenrechtsverletzung 
möglichst wiederherzustellen (bspw. die Gesund-
heit betroffener Personen oder die Beschaffenheit 
eines Ökosystems, insofern dessen Beeinträchti-
gung einen Beitrag zu nachteiligen menschenrecht-
lichen Auswirkungen hat), 

 � möglichen Ansprüchen anderer Betroffener auf  
Abhilfe und Wiedergutmachung nicht entgegen
zustehen,

 � rechtmäßig und vor Korruption geschützt zu sein, 

https://wirtschaft-entwicklung.de/wirtschaft-menschenrechte
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Legen Sie formale Prozesse zur Abhilfe 
und Wiedergutmachung fest 

Einige Unternehmen haben für bestimmte Schäden 
bereits formalisierte Prozesse zur Abhilfe und Wieder-
gutmachung etabliert, z.B. bei Arbeitsunfällen, Kon-
taminierung von Böden oder Gewässern sowie bei 
Bränden. Die Maßnahmen zur Abhilfe und Wiedergut-
machung sollten diesen Prozessen folgen und sich  
an Umfang und Ausmaß des Schadens orientieren. Da 
es jedoch schwer möglich ist, jedwede Auswirkung 
vorherzusehen, empfiehlt es sich trotz notwendiger 
sensibler Einzelfallbetrachtungen, Prozess- und Ent-
scheidungsgrundsätze insbesondere für schwerwie-
gende Auswirkungen klar zu definieren und diese in 
Richtlinien festzuschreiben sowie in den unterneh-
mensinternen Steuerungssystemen (z.B. Risiko- und 
Compliancemanagement) wirksam zu verankern. Auf 
diese Weise reduzieren Sie das Risiko, dass durch  
interne Streitigkeiten über den Umgang mit dem ent-
standenen Schaden kostbare Zeit verloren geht. Regeln 
Sie dabei einerseits, für welche Arten von Stakehol-
dern Abhilfe und Wiedergutmachung vorgesehen ist 
(z.B. eigene Mitarbeiter*innen, Leiharbeitnehmer*in-
nen, Arbeitnehmer*innen in der Lieferkette, Mit
glieder lokaler Gemeinschaften, Endnutzer*innen der 
Produkte und Dienstleistungen). Legen Sie anderer-
seits spezifische Vorgehensweisen für die unter-
schiedlichen Unternehmensbereiche (z.B. Einkauf, 
Compliance, Personal, Produktion) sowie Eskalations-
prozesse fest, für den Fall, dass es zu nachteiligen 
Auswirkungen kommt. Achten Sie als Unternehmen 
dabei darauf, dass betroffene Personen mit einem be-
rechtigten Anspruch auf Abhilfe und Wiedergutma-
chung nicht ausgeschlossen werden, weil Richtlinien 
zu eng oder unvollständig definiert sind. 

Nutzen Sie Beschwerdemechanismen 
bei der Festlegung von Maßnahmen zur 
Abhilfe und Wiedergutmachung 

Beschwerdemechanismen sind ein formalisiertes Ver-
fahren, durch das Einzelpersonen oder Gruppen Hin-
weise auf oder Beschwerden über die Auswirkungen 
der Geschäftstätigkeit eines Unternehmens auf sie 
äußern sowie Abhilfe und Wiedergutmachung einfor-
dern können. Beschwerdemechanismen können von 
einzelnen Unternehmen oder zusammen mit weite-
ren Unternehmen, mit Stakeholdern, einem Industrie-
verband oder einer Multi-Stakeholdergruppe, die sich 
etwa aus Unternehmen der Branche sowie Vertre-

Was, wenn sich Unter- 
nehmen und Betroffene  
nicht einigen können?

In der Praxis kann es vorkommen, dass Ihr 
Unternehmen eine nachteilige Auswirkung 
verursacht oder dazu beigetragen hat und die 
Betroffenen nicht mit der vorgeschlagenen 
Maßnahme zur Abhilfe und Wiedergutma-
chung einverstanden sind. Kann sich Ihr Un-
ternehmen mit den Betroffenen nicht einigen, 
ist es in den meisten Fällen ratsam, eine neut-
rale dritte Partei als Mediator hinzuzuziehen 
oder sich der Rechtsprechung zuzuwenden, 
um eine Lösung zu finden, die angemessen 
und aus Sicht der Betroffenen effektiv ist. 

Die Rolle des Mediators besteht darin, die 
Parteien bei der Suche nach einer Lösung zu 
unterstützen. Die Parteien sind nicht gezwun-
gen, ein bestimmtes Ergebnis zu akzeptieren. 
Sollten sie sich jedoch einigen, kann auch ver-
einbart werden, dass das Ergebnis für sie ver-
bindlich sein soll. Die Rechtsprechung ist hin-
gegen oft verbindlich und kann durch 
Gerichte, ein staatliches oder ein gesetzliches 
Gremium (z.B. Ombudsperson, nationale 
Menschenrechtsinstitution) erfolgen.

In Anlehnung an The Corporate Responsibility 
to Respect Human Rights – An Interpretive 
Guide (2012), S. 66.

In ihrer Kommunikation an Betroffene können 
Unternehmen auf die im jeweiligen Land zu-
ständige nationale Kontaktstelle für die 
OECD-Leitsätze für multinationale Unter-
nehmen verweisen. Diese staatlichen Stellen 
unterstützen Unternehmen und Stakeholder 
dabei, angemessene Maßnahmen zur Ein
haltung der OECD-Leitsätze, welche auch 
Menschenrechtsthemen abdecken, zu ergrei-
fen. Insbesondere bieten sie eine Plattform 
für Vermittlungs- und Schlichtungsverfahren.

https://www.un-ilibrary.org/content/books/9789210541176/read
https://www.un-ilibrary.org/content/books/9789210541176/read
https://www.un-ilibrary.org/content/books/9789210541176/read
https://www.oecd.org/corporate/mne/ncps.htm
https://www.oecd.org/corporate/mne/ncps.htm
https://www.oecd.org/corporate/mne/ncps.htm


Branchendialog Automobilindustrie – Handlungsanleitung zum Kernelement „Maßnahmen und Wirksamkeitskontrolle“ 30

4.5 Umsetzungsschritt 5: 
Prävention – Nachteilige 
Auswirkungen verhüten 
und Ziele formulieren
Auf Basis der Risikoanalyse, nach Feststellen potenzi-
eller Menschenrechtsverletzungen sowie nach der 
Abhilfe und Wiedergutmachung tatsächlicher Men-
schenrechtsverletzungen in Ihrem Unternehmen 
oder in Ihrer Liefer- und Wertschöpfungskette sollten 
Sie unverzüglich Präventionsmaßnahmen ergreifen. 
Dadurch können Risiken minimiert, erstmalig oder 
wiederkehrend eintretende Schäden verhindert und 
das Ausmaß der Schäden weitgehend gemindert wer-
den. Dies gilt unabhängig davon, ob die Risiken abs-
trakt, etwa für ganze Warengruppen oder Regionen, 
oder konkret, wie etwa in Form mangelhafter Arbeits-
schutzbestimmungen in einzelnen Betriebsstätten, 
identifiziert wurden. 

Welche Präventionsmaßnahmen  
sollten Sie im eigenen Geschäftsbereich 
erwägen? 

 � Grundsatzerklärung abgeben und umsetzen:  
In der Grundsatzerklärung sollten die Selbstver-
pflichtung und die Sorgfaltsprozesse Ihres Unter-
nehmens beschrieben werden, aber auch die  
menschenrechtsbezogenen Erwartungen, die Ihr 

Unternehmen an seine Beschäftigten und Ge-
schäftspartner richtet (siehe auch Handlungsan
leitung zum Kernelement „Grundsatzerklärung“). 

 � Menschenrechte organisatorisch verankern: Dies 
betrifft das Festlegen von Verantwortlichkeiten und 
das Anpassen bzw. Aufsetzen geeigneter Gremien 
sowie die Einführung geeigneter Managementsysteme 
zur Berücksichtigung menschenrechtlicher The-
men. Auch der Beitritt zu Brancheninitiativen oder 
Arbeitsgruppen kann hierbei behilflich sein. So kann 
bewirkt werden, dass die eigene Organisation einen 
höheren Bewusstseinsgrad für menschenrechtliche 
Themen aufbringt und somit Risiken minimiert sowie 
Menschenrechtsverletzungen verhindert werden. 

 � Verhaltenskodex, Richtlinien und Verfahrensleit-
fäden erlassen, umsetzen sowie regelmäßig  
aktualisieren: In den Dokumenten sollte die men-
schenrechtsbezogene Erwartungshaltung an die 
Personengruppen (wie Ihre eigenen Mitarbeiter*in-
nen oder Leiharbeitnehmer*innen) in den einzel-
nen Geschäftsbereichen (z.B. Einkauf, Produktion, 
Personal, Compliance) konkretisiert und verständ-
lich beschrieben werden. Eine Richtlinie zum Ge-
sundheits- und Arbeitsschutz für leitende Mitarbei-
ter*innen in der Produktion kann etwa bedeuten, 
dass Sie neu eingestellte Kolleg*innen über diese 
Vorschriften aufklären müssen; für Mitarbeiter*in-
nen im Einkauf, dass sie Aufträge nur an präquali-
fizierte Lieferanten vergeben dürfen; für Mitarbei-
ter*innen der Personalabteilung, dass sie bei  
Verstößen gegen die verursachenden Personen 
Disziplinarmaßnahmen einzuleiten haben.

 � Personen weiterbilden, sensibilisieren und  
befähigen: Dies betrifft Beschäftigte des eigenen 
Geschäftsbereichs, z.B. über (ggf. mehrsprachige) 
Schulungs- und Fortbildungsmaßnahmen, Dialogfor-
mate zum Erfahrungsaustausch, interne Informati-
onsveranstaltungen für spezifische Aufgabenberei-
che und Zielgruppen, Informationen im Intranet 
und das Aushändigen schriftlicher Dokumente. So 
kann bewirkt werden, dass diese Personen die men-
schenrechtsbezogenen Erwartungen kennen sowie 
verstehen und befähigt sind, danach zu handeln. 
Präventionsmaßnahmen wie Schulungen oder Zer-
tifizierungen (z.B. ISO 45001 zu einem Arbeits-
schutzmanagementsystem) können sowohl Risiken 
reduzieren als auch das wiederholte Auftreten  
bereits identifizierter tatsächlicher Menschenrechts-
verletzungen verhindern.

ter*innen zivilgesellschaftlicher Organisationen und 
staatlicher Stellen zusammensetzt, eingerichtet werden. 
Der Vorteil von effektiven Beschwerdemechanismen 
ist, dass nachteilige Auswirkungen frühestmöglich 
adressiert werden können, bevor sie sich möglicher-
weise zu folgenschweren Menschenrechtsverletzungen 
entwickeln. Effektiv sind Beschwerdemechanismen 
dann, wenn sie legitim, transparent, berechenbar, zu-
gänglich, ausgewogen und rechtekompatibel sind. Sie 
sollten außerdem die Vertraulichkeit und Identität  
der Beschwerenden wahren. Die Handlungsanleitung 
zum Kernelement „Beschwerdemechanismen“ widmet 
sich den Umsetzungsschritten für diese Verfahren. Darin 
ist auch dargestellt, wie im Rahmen des Branchendia-
logs der Automobilindustrie an einem unternehmens-
übergreifenden Beschwerdemechanismus gearbeitet 
wird und was Unternehmen davon lernen können. 
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 � Risikobasierte Kontrollmaßnahmen durchführen: 
Dies hat zum Ziel, die Einhaltung der Sorgfaltspro-
zesse und menschenrechtsbezogenen Erwartungen 
im eigenen Geschäftsbereich und in den alltäg
lichen Unternehmensabläufen regelmäßig zu über-
prüfen. Audits durch Dritte oder interne Kontroll-
mechanismen sind hierfür geeignet. Unternehmen 
sollten die Qualität und Effektivität externer Audits 
regelmäßig überprüfen und falls notwendig weiter-
gehende Maßnahmen ergreifen. 

 � Verpflichtungen vertraglich festschreiben oder 
formalisieren: Zweck ist, die menschenrechtlichen 
Erwartungen gegenüber den eigenen Mitarbeitern 
durchzusetzen. 

  �Anreize schaffen: Personen im eigenen Geschäftsbe-
reich sollen dazu motiviert werden, sich entsprechend 
der Menschenrechtsverpflichtung des Unternehmens 
zu verhalten, z.B. durch deren Integration in Zielver-
einbarungen und Leistungsbewertungen, erfolgsab-
hängige Entlohnung von Führungskräften in Zusam-
menhang mit der Umsetzung von Maßnahmen und/
oder der Grundsatzerklärung oder bei Beförderungs-
entscheidungen.

 � Sanktionierungen bei Verstößen durchsetzen:  
Beispiele für Sanktionierungen können Abzüge bei 
Leistungsbewertungen oder Abmahnung, Kündigung 
und Rechtsmittel bei Verstößen gegen unterneh-
mensinterne Richtlinien und Arbeitsgesetze, die men-
schenrechtliche Auswirkungen zur Folge haben, sein.

Einblick in die unter
nehmerische Praxis:
Compliance Awareness  
Module der Mercedes-Benz 
Group AG

Die Mercedes-Benz Group AG bezieht die klaren 
Ansprüche ethischer Unternehmensführung 
nicht nur auf ihre eigene Geschäftstätigkeiten, 
sondern auch auf die ihrer Geschäftspartner. 
Um ein gemeinsames Verständnis dieser Ver-
antwortung zu entwickeln, hat sie ein Compli-
ance Awareness Module entwickelt, durch 
welches sich Geschäftspartner zu wichtigen 
Fragestellungen zu Compliance, Integrität 
und Menschenrechten weiterbilden können. 

Das Compliance Awareness Module gibt dabei 
einen Überblick über die aktuell bei der Mer-
cedes-Benz Group AG geltenden Grundsätze 
und Prinzipien zu Compliance. Zwei Kapitel 
des Moduls behandeln menschenrechtliche 
Risiken und den Umgang damit. Ziel des Com-
pliance Awareness Module für Geschäftspartner 
der Mercedes-Benz Group AG ist es, zu vermit-
teln, welche Grundsätze die Mercedes-Benz 
Group AG in Bezug auf Integrität leiten. Gleich
zeitig wird damit den Geschäftspartnern auch 
eine Hilfestellung gegeben, wie sie mit mög
lichen menschenrechtlichen Risiken umgehen 
können. Das webbasierte Modul ist in neun 
Sprachen vorhanden und öffentlich zugänglich. 
Weitere Informationen unter:  
wirtschaftmenschenrechte.de

Einblick in die unter
nehmerische Praxis:
Consultation Days der  
REHAU AG

Eine bewährte Maßnahme zur Überprüfung der 
menschenrechtlichen Sorgfalt bei der REHAU 
AG ist der Consultation Day, der global an ca. 
170 Standorten genutzt wird. Die bei Standort-
besuchen eingesetzte Checkliste („Social Audit“) 
wurde 2019 um menschenrechtliche Fragestel-
lungen ergänzt. Alle Beschäftigten können neben 
Feedback zu Arbeits- und Geschäftsthemen auch 
persönliche Anliegen und jegliche weiteren Be-
schwerden adressieren. Die Einzelgespräche 
werden vertraulich behandelt. REHAU stellt sicher, 
dass alle Anliegen ordnungsgemäß bearbeitet 
werden. Nach maximal drei Wochen wird eine 
Antwort zu den Anliegen mindestens in Form 
eines Zwischenbescheids in der Landessprache 
an die private Kontaktadresse übermittelt. 

Außerdem werden die Consultation Days auch 
für ausführliche Rundgänge genutzt. Hierbei 
werden unter anderem Sanitäreinrichtungen, 
Kantinen und Außenanlagen auf Auffälligkeiten 
überprüft. Darüber hinaus konnte REHAU die 
umfangreiche Checkliste für HR-Analysen und 
„Audits“ der HR-Grundsätze und Prozesse in den 
Werken ebenfalls 2019 überarbeiten und um 
menschenrechtliche Fragestellungen ergänzen.
Weitere Informationen unter:  
wirtschaftmenschenrechte.de

https://www.csr-in-deutschland.de/DE/Wirtschaft-Menschenrechte/Umsetzungshilfen/Branchendialoge/Automobilindustrie/automobilindustrie.html
https://www.csr-in-deutschland.de/DE/Wirtschaft-Menschenrechte/Umsetzungshilfen/Branchendialoge/Automobilindustrie/automobilindustrie.html
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Welche Präventionsmaßnahmen  
können Sie in Bezug auf Geschäfts
partner (z.B. Auftragnehmer, Zulieferer, 
Geschäftskunden oder im Rahmen von 
Joint Ventures) aufnehmen?

 � Grundsatzerklärung einfordern: Auch Geschäfts-
partner sollten ihre Selbstverpflichtung und Sorg-
faltsprozesse beschreiben. Möglicherweise können 
Sie diese durch unabhängige Dritte auf Vollständigkeit 
überprüfen lassen (dokumentenbasierte Prüfung).

 � Verhaltenskodex und/oder -richtlinie sowie  
Verfahrensleitfäden erstellen und zum Vertrags-
bestandteil machen: Darin sollten Sie die men-
schenrechtsbezogene Erwartung an die jeweiligen 
Geschäftspartner (wie Auftragnehmer, Lieferanten, 
Geschäftskunden, Joint-Venture-Partner) und 
möglicherweise an einzelne Personengruppen be-
stimmter Abteilungen (z.B. Einkauf, Produktion, 
Personal, Compliance) konkretisiert und verständ-
lich beschreiben. Die Inhalte der Dokumente können 
außerdem durch unabhängige Dritte auf Vollständig-
keit überprüft werden (dokumentenbasierte Prüfung).

 � Geschäftspartner auswählen: Bei der Auswahl 
sollten Sie die Erfüllung menschenrechtlicher  
Anforderungen berücksichtigen.

 � Relevante Personengruppen sensibilisieren  
und befähigen: Gemeint sind z.B. Auftragnehmer, 
Lieferanten, Geschäftskunden und Joint-Venture-
Partner. Geeignet sind etwa mehrsprachige Schu-
lungs- und Fortbildungsmaßnahmen, Kommunika-
tionsmittel (z.B. Veröffentlichung auf Unternehmens- 
website, Aushändigen schriftlicher Dokumente) 
und spezifische Veranstaltungen, um sicherzu
stellen, dass alle Geschäftspartner die menschen-
rechtlichen Sorgfaltspflichten kennen, verstehen 
und befähigt sind, danach zu handeln. Achten Sie 
auf möglichst unternehmensübergreifende, stan-
dardisierte Sensibilisierungs- und Befähigungs
angebote, die von Kund*innen und prüfenden Be-
hörden anerkannt sind.

 � Studien und Pilotprojekte durchführen: Ziel ist, 
die Transparenz bezüglich nachteiliger Auswirkun-
gen bei mittelbaren Lieferanten und Geschäfts
partnern zu erhöhen und gemeinsam mit anderen 
Unternehmen, Organisationen und der Zivilgesell-
schaft regionale oder standortspezifische Maßnah-
men zu pilotieren.

 � Unterstützungsangebote machen: Das bezieht 
sich z.B. auf die Entwicklung von Managementsys-
temen, den Auf- und Ausbau von Kapazitäten im 
Sinne von Wissen und Kompetenzen sowie auf 
Strukturen und Systeme in der vorgelagerten  
Lieferkette. Achten Sie dabei auf möglichst unter-
nehmensübergreifende, standardisierte Angebote.

 � Zertifizierte Managementsysteme einfordern:  
Die Systeme, etwa im Umwelt- und Arbeitsschutz, 
sollten durch unabhängige Dritte sichergestellt und 
regelmäßig überprüft werden können (z.B. ISO 14001 
und ISO 45001).

 � Vertragliche Verpflichtungen festschreiben: Diese 
sollten dabei helfen, menschenrechtsbezogene Er-
wartungen durchzusetzen, und so ausgestaltet sein, 
dass sie nach Vertragsabschluss abhängig von den 
Ergebnissen der Risikoanalyse angepasst werden 
können. Vertragsklauseln sollten in Einklang mit 
bestehendem Recht gestaltet werden (z.B. mit Blick 
auf allgemeine Geschäftsbedingungen im Sinne  
des deutschen AGB-Gesetzes).

 � Weitergabeklauseln vereinbaren: Diese können 
z.B. das Durchsetzen der Inhalte des Verhaltens
kodexes gegenüber Vertragspartnern beinhalten, 
unter Berücksichtigung der Risikosituation und der 
Umsetzungsmöglichkeiten der Vertragspartner.

 � Beschaffungsstrategien sowie Einkaufspraktiken 
implementieren und regelmäßig aktualisieren: 
Diese können auch auf andere Geschäftspartner 
angewendet werden, um die identifizierten Risiken 
fortlaufend zu verhüten oder zu vermindern, z.B.:

   � Gestalten Sie Lieferzeiten, Einkaufspreise und 
die Dauer von Verträgen so, dass sie menschen-
rechtliche Risiken bei Geschäftspartnern weder 
erzeugen noch verstärken. Die Preisgestaltung 
sollte Menschenrechtsverpflichtungen generell 
berücksichtigen, d.h. beispielsweise faire, exis-
tenzsichernde Löhne ermöglichen. Praxishinweis: 
v.a. bei Teilelieferanten orientiert sich die Dauer 
von Verträgen am Modelllebenszyklus und ist 
damit oft mit sieben bis acht Jahren im Vergleich 
zu anderen Sektoren bereits lang. 

   � Vereinbaren Sie Standards, z.B. dass bestimmte 
(Vor-)Produkte nur von ausgewählten (zuvor ge-
prüften) Lieferanten bezogen werden oder aus 
zertifizierten Regionen stammen (Produktketten-
zertifizierung).
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   � Bewerten Sie Lieferanten, um auf Basis erhöhter 
Transparenz bessere Entscheidungen zur Ach-
tung der Menschenrechte treffen zu können,  
etwa mit Blick auf Auftragsannahme und -ge-
staltung, Kooperationen und Unterstützungsan-
gebote.

   � Führen Sie (Sozial-)Audits vor oder nach der Be-
auftragung durch eigene Mitarbeiter*innen, Ar-
beitnehmervertreter*innen, beauftragte unab-
hängige Dritte oder anerkannte Zertifizierungs-/
Audit-Systeme durch, um zu kontrollieren, dass 
z.B. Verhaltenskodex, Richtlinien oder vertrag
liche Verpflichtungen eingehalten wurden. Ach-
ten Sie bei der Auswahl oder Entwicklung von 
Audits darauf, dass diese effektiv sind, um aus-
reichend Transparenz herzustellen und gegebe-
nenfalls benötigte Maßnahmen zu ergreifen. 

   � Nehmen Sie Veränderungen in der Lieferkette 
vor, z.B. durch Änderung der Herkunftsländer, 
Rohstoffe oder Vorprodukte. Berücksichtigen Sie 
dadurch möglicherweise auftretende oder sich 
verschärfende nachteilige menschenrechtliche 
Auswirkungen bei Geschäftspartnern, etwa den 
Verlust der Geschäftsgrundlage, der Arbeits
plätze und des Einkommens (vgl. „Dilemma- 
Situationen“ in Umsetzungsschritt 3).

 � Anreize schaffen: Bestärken Sie Ihre Geschäfts-
partner darin, sich entsprechend der Menschen-
rechtsverpflichtung Ihres Unternehmens zu ver
halten z.B. durch Anerkennung und Belohnungen, 
Zugang zu Netzwerken und Tools, Status präferier-
ter Geschäftspartner, längerfristige Vertragslauf
zeiten, höhere Preise, Unterstützung beim Kapazi-
tätsaufbau durch Teilen von Wissen oder 
personellen/finanziellen Ressourcen.

 � Sanktionierungen bei Verstößen durchsetzen: 
Dies betrifft Verstöße gegen Vorschriften in Ver
trägen, Verhaltenskodizes sowie vergleichbaren An-
forderungen und kann unterschiedliche Formen 
annehmen, z.B. Vertragsstrafen, Rechtsmittel, tem-
poräre Unterbrechung der Geschäftsbeziehung bis 
zur Verbesserung/Behebung, verstärkte Kontroll-
maßnahmen, erhöhte Nachweis- und Transparenz-
anforderungen oder Zertifizierungspflichten.

Einblick in die unter
nehmerische Praxis:
Verankerung der menschen-
rechtlichen Sorgfalt im  
Beschaffungsprozess der 
BMW Group

Die BMW Group verwendet einen branchen-
spezifischen und von der Unternehmensinitia-
tive Drive Sustainability entwickelten Frage-
bogen zur individuellen Bewertung ihrer 
zuliefernden Unternehmen, beispielsweise zu 
Menschenrechten, Umwelt- und Arbeitsbe-
dingungen. Das daraus resultierende Bewer-
tungsergebnis ist für die BMW Group verga-
berelevant. Der standardisierte Fragebogen ist 
fest in den Beschaffungsprozess integriert, um 
Lieferanten-Standorte basierend auf Kernthe-
men und daraus abgeleiteten Anforderungen 
zu bewerten sowie ggf. korrektive Präventions- 
bzw. Abhilfemaßnamen, die bis zum Produkti-
onsstart umzusetzen sind, zu vereinbaren.

Das zuliefernde Unternehmen füllt den Frage-
bogen auf einer externen Plattform aus und 
teilt ihn mit der BMW Group. Der vollständig 
validierte Fragebogen wird in die BMW-Group-
Lieferantendatenbank übermittelt und dort 
unter Berücksichtigung der BMW-Group-An-
forderungen bewertet. Nur bei vollständiger 
Erfüllung der BMW-Group-spezifischen An-
forderungen oder bei Zusage, die korrektiven 
Maßnahmen zur Erfüllung der Anforderungen 
bis zum Produktionsstart umzusetzen, kann 
eine Vergabe ohne Einschränkung stattfinden. 

Da an zuliefernde Unternehmen immer wie-
der unterschiedliche Sorgfaltsanforderungen 
von verschiedenen Kund*innen herangetra-
gen werden, kann eine Bündelung und Verein-
heitlichung von Anfragen, wie sie etwa über 
den Fragebogen von Drive Sustainability er-
möglicht wird, dazu beitragen, dass men-
schenrechtliche Sorgfaltsprozesse bei Liefe-
ranten effizienter implementiert werden. 
Weitere Informationen unter:  
wirtschaftmenschenrechte.de

https://www.csr-in-deutschland.de/DE/Wirtschaft-Menschenrechte/Umsetzungshilfen/Branchendialoge/Automobilindustrie/automobilindustrie.html
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Einblick in die unter
nehmerische Praxis:
Mechanismen zum Austausch 
von Bewertungen der Nach-
haltigkeitsleistung von Unter-
nehmen in der automobilen 
Lieferkette im VDA

Der VDA entwickelt derzeit gemeinsam mit 
seinen Mitgliedsunternehmen einen Prüf- und 
Austauschmechanismus, um die Nachhaltig-
keitsleistung von Unternehmen in der automo-
bilen Lieferkette zu bewerten und die Ergebnis-
se gegenseitig anzuerkennen. Die Erstellung 
von Maßnahmenplänen und die Möglichkeit, 
den Auditprozess über eine zentrale Daten-
plattform mitzuverfolgen, sollen genauso wie 
das Teilen der reinen Auditergebnisse dazu 
führen, dass die Lieferanten eine Entwicklung 
durchleben. Initiativen wie die Responsible 
Business Alliance bieten bereits ähnliche 
Plattformen an. Im Rahmen der Branchenini-
tiative Drive Sustainability erheben zahlreiche 
Automobilhersteller über standardisierte Frage-
bögen Nachhaltigkeitsinformationen von Zu-
lieferbetrieben. Im Rahmen des Branchen
dialogs der Automobilindustrie wird angeregt, 
Informationen und Erkenntnisse zukünftig 
mit den Lieferanten selbst zu teilen und ihnen 
so dieselbe Informationsgrundlage wie den 
bisher auf den Plattformen dominierenden 
OEMs zu ermöglichen.

Was sind geeignete Präventionsmaß-
nahmen in Bezug auf die gesamte  
Wertschöpfungskette?

 � Organisationen und besonders sensible Regionen 
unterstützen: Helfen Sie Institutionen und Regio-
nen, die für Menschenrechtsprobleme bekannt sind 
und die für die menschenrechtliche Sorgfaltspflicht 
Ihres Unternehmens von Relevanz sind (etwa un-
abhängige NRO, Stiftungen, Hilfsorganisationen).

 � Audits durchführen: Setzen Sie bei mittelbaren 
Zulieferern (mit besonderem Risiko oder strategi-
scher Relevanz) Audits durch eigene Mitarbeiter*in-
nen, beauftragte unabhängige Dritte oder aner-
kannte Zertifizierungs-/Audit-Systeme durch, um 
die Einhaltung der menschenrechtlichen Erwar-
tungen zu überprüfen. Eine Voraussetzung hierfür 
ist, dass Sie Transparenz und Rückverfolgbarkeit 
schaffen. Entsprechende Audits sind zuvor mög-
lichst in Absprache mit unmittelbaren Lieferanten 
zu prüfen.

 � Dialog und Zusammenarbeit stärken: Suchen Sie 
den Austausch mit anderen Akteuren, z.B. als Teil 
von Branchendialogen, Multi-Stakeholder-Initiativen, 
Verbänden oder Expertenforen, unter Einhaltung 
von Compliance- und Anti-Korruptionsvorschriften. 
Sofern wettbewerbs- und kartellrechtliche Vor-
schriften eingehalten werden, können Sie in Verbän-
den und Brancheninititativen etwa menschenrechts-
relevante Erkenntnisse über Geschäftspartner 
austauschen und gemeinsam Anforderungen an 
Audits sowie Zertifizierungsprozesse in der Wert-
schöpfungskette sicherstellen. Dadurch können Sie 
sowohl Ressourcen bündeln als auch Geschäfts-
partner durch die Vermeidung von Mehrfachan
fragen entlasten. Es kann dabei vorkommen, dass 
einzelne Lieferanten die Anforderungen der Bran-
che nicht erfüllen und deshalb als letztes Mittel aus 
dem am Branchendialog teilnehmenden Kreis an 
Unternehmen ausgeschlossen werden. Bedingung 
dafür ist, dass zuvor ausgeschöpfte Maßnahmen 
keine Verbesserung erzielt haben. Dies ist für sich 
genommen kartellrechtlich zulässig. 
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Einblick in die unter
nehmerische Praxis:
Rohstoffübergreifender  
Zertifizierungsstandard IRMA

Um menschenrechtliche Risiken im Einkauf 
von Rohstoffen zu bewerten und zu verstehen, 
können sich Unternehmen an entsprechenden 
Initiativen beteiligen. Die Initiative for Re-
sponsible Mining Assurance (IRMA) bietet 
beispielsweise einen Standard für sozialen und 
umweltbewussten Bergbau für industrielle 
Bergwerke. Mit Bewertungen durch unabhän-
gige Dritte werden menschenrechtliche Risiken 
sowie weitere Risiken im Zusammenhang mit 
den Auswirkungen von industriellem Bergbau 
evaluiert. IRMA ist der umfassendste Standard 
zur Zertifizierung von Minen mit einem Um-
fang von 26 Kapiteln in vier Kategorien (Ge-
schäftsintegrität, Vorbereitung eines positiven 
Vermächtnisses, soziale und ökologische Ver-
antwortung). IRMAs Ansatz ist dabei mineral-
übergreifend und überregional anwendbar. 
Ziel des Standards ist es, eine stetige Verbes-
serung der Situation in den Minen herbeizu-
führen. Einzigartig am Prüfungsansatz von  
IRMA ist die Einbeziehung lokaler Gemein-
schaften in die Prüfung. Auf diese Weise kön-
nen Unternehmen den Auditbericht von IRMA 
nutzen, um die ganzheitlichen Auswirkungen 
der Mine aus verschiedenen Perspektiven zu 
verstehen, nicht nur aus der Berichterstattung 
der Mine allein. Um hohe Transparenz zu 
schaffen, werden die Auditergebnisse auf der 
IRMA-Webseite öffentlich publiziert und  
kostenfrei zugänglich gemacht.

Weiterführende  
Studien zum Thema  
Audits

Wenn Sie sich näher mit dem Thema Audits und 
deren Einsatzpotenzialen und Chancen bzw. 
mit den damit verbundenen Herausforderun-
gen und Grenzen beschäftigen möchten,  
werfen Sie einen Blick u.a. in folgende Studien 
(beispielhafte Auswahl): 

 � BMAS (2017): Potenziale von Brancheniniti-
ativen zur nachhaltigen Gestaltung von  
Liefer- und Wertschöpfungsketten

 � ECCHR, Brot für die Welt, Misereor (2020): 
The human rights fitness of audits and  
certifiers

 � LeBaron, G. & Lister, J. (2018): Ethical Audits 
and the Supply Chains of Global Corporations 

  �Phung, S. & Utlu, D. (2020): Menschenrechte 
im Palmölsektor. Die Verantwortung von 
einkaufenden Unternehmen: Grenzen und 
Potenziale der Zertifizierung 

 � Potts, J. et al. (2018): State of Sustainability 
Initiatives Review – Standards and the Ex-
tractive Economy 

  �Sydow, J. & Heinz, R. (2022): Industriestandards 
im Rohstoffsektor auf dem Prüfstand – 
Welchen Beitrag leisten sie zur Umsetzung 
menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten und 
wie stellen sie Wirkung vor Ort sicher

 � Sydow, J. & Reichwein, A. (2018): Governance 
of Mineral Supply Chains of Electronic Devices
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4.6 Umsetzungsschritt 6: 
Wirksamkeit der Maß
nahmen kontrollieren
Im Rahmen der Wirksamkeitskontrolle sind Sie aufge-
fordert, regelmäßig den Erfolg der ergriffenen Maß-
nahmen zu überprüfen. Dazu richtet Ihr Unternehmen 
Verfahren ein, mit deren Hilfe festgestellt wird, ob 

 � Präventionsmaßnahmen die Schwere und Ein-
trittswahrscheinlichkeit von Risiken beseitigen oder 
vermindern und 

 � Maßnahmen zur Abhilfe und Wiedergutmachung 
den entstandenen menschenrechtlichen Schäden 
entgegenwirken, um sie zu beenden oder zumin-
dest zu mindern und sie wiedergutmachen.

Die Wirksamkeitskontrolle ist ein wichtiges Instru-
ment, um die Zusammenhänge zwischen Maßnahmen 
und menschenrechtlichen Auswirkungen besser zu 
verstehen, den Fortschritt der eigenen Bemühungen 
zu überwachen sowie Sorgfaltsprozesse kontinuier-
lich zu verbessern. Zunächst gilt es, die Wirksamkeit 
im Kontext menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten 
zu verstehen. Anschließend können Sie passende In-
dikatoren auswählen, erheben, auswerten und zur 
Steuerung sowie Kommunikation nutzen.

Wie grenzen Sie Wirkungs- von  
Ergebnisindikatoren ab? 

Um Veränderungen zu messen, lassen sich qualitative 
und quantitative Indikatoren definieren. In Rahmen-
werken für die Nachhaltigkeitsberichterstattung von 
Branchenverbänden oder Multi-Stakeholder-Initiativen 
werden zahlreiche quantitative Menschenrechtsindi-
katoren genannt. Sie messen meist die durchgeführ-
ten Aktivitäten oder Ergebnisse (sogenannte Inputs, 
Outputs oder Outcomes) von Maßnahmen, bieten 
Unternehmen aber auch nützliche Anhaltspunkte für 
die Wirksamkeit (Impact).

Mithilfe der iooi-Logik (iooi steht für input – output – 
outcome – impact) werden die Unterschiede zwi-
schen ergebnis- und wirkungsorientierten Indikato-
ren deutlicher. Diese Logik liegt vielen Ansätzen  
zur Wirkungsmessung zugrunde und wird zunehmend 
von Unternehmen genutzt, um ihre sozialen, öko
logischen und ökonomischen Auswirkungen zu mes-
sen und zu steuern. 

Die iooi-Logik am Beispiel von Schulungen zum Thema 
Diskriminierung:

  �Input = eingesetztes Material, Geld und Zeit für eine 
Maßnahme: Schulungsmaterialien, Trainer*innen-
kosten, Zeit der Mitarbeiter*innen für den Besuch 
der Schulung

   � Beispiel eines Indikators: Gesamtkosten der 
Schulung

 � Output = unmittelbare Ergebnisse: Schulungsstun-
den für einen bestimmten Teilnehmer*innenkreis

   � Beispiele eines Indikators: Anzahl der Schulungs-
stunden, Anzahl der Teilnehmer*innen

 � Outcome = mittelbare Ergebnisse: gesteigertes 
Verständnis und Bewusstsein für Menschenrechts
themen bei den Teilnehmer*innen sowie Änderun-
gen im Verhalten der Mitarbeiter*innen

   � Beispiel eines Indikators: Anzahl richtiger Ant-
worten im Abschlusstest

  �Impact = Wirkung auf Rechteinhaber*innen: weniger 
Personen erfahren Diskriminierung 

   � Beispiel eines Indikators: Anzahl tatsächlicher 
Fälle von Diskriminierung

Berichtsrahmen mit  
Beispielen für  
quantitative Indikatoren 

 � Global Reporting Initiative (GRI)
  �Sustainability Accounting Standards Board 

(SASB)
 � European Commission Guidelines on  

Non-Financial Reporting
  �Corporate Human Rights Benchmarking  

Indicators (CHRB)
 � Danish Institute for Human Rights:  

Platform for Human Rights Indicators for 
Business

 � OHCHR Human Rights Indicators
  �The Reporting Exchange: Initiative des 

World Business Council for Sustainable  
Development (WBCSD)

 � United Nations Global SDG Database 
 � UN Guiding Principles Reporting Frame-

work mit Umsetzungshinweisen (UNGPRF)

https://www.globalreporting.org/
https://www.sasb.org/
https://ec.europa.eu/info/publications/non-financial-reporting-guidelines_en
https://ec.europa.eu/info/publications/non-financial-reporting-guidelines_en
https://www.worldbenchmarkingalliance.org/corporate-human-rights-benchmark/
https://www.worldbenchmarkingalliance.org/corporate-human-rights-benchmark/
https://www.humanrights.dk/projects/human-rights-indicators-business
https://www.humanrights.dk/projects/human-rights-indicators-business
https://www.humanrights.dk/projects/human-rights-indicators-business
https://www.ohchr.org/en/instruments-and-mechanisms/human-rights-indicators
https://www.reportingexchange.com
https://unstats.un.org/sdgs/dataportal
https://www.ungpreporting.org/framework-guidance/download-the-reporting-framework/
https://www.ungpreporting.org/framework-guidance/download-the-reporting-framework/
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Wie lässt sich mit Indikatoren die  
Wirkung messen? 

Ein Indikator zur Wirkungsmessung soll möglichst  
einen glaubwürdigen Zusammenhang zwischen einer 
Maßnahme (hier: Schulung) und der Verringerung  
eines menschenrechtlichen Risikos (hier: Diskriminie-
rung) darstellen. Je weiter jedoch die Maßnahme von 
der Wirkung entfernt ist, desto mehr beeinflussen  
zusätzliche Faktoren eine Veränderung. Zwar mag im 
o.g. Beispiel die Schulung bei einigen Teilnehmer*in-
nen zu einer Verhaltensänderung geführt haben. Die 
sinkende Anzahl von Diskriminierungsfällen kann je-
doch auch auf weitere Faktoren zurückzuführen sein, 
wie zusätzliche Aufklärungskampagnen der öffent
lichen Hand, höhere Strafen bei Verletzung des Dis-
kriminierungsverbots sowie strengere Kontrollen. 

Das bloße Addieren zählbarer 
Ergebnisse reicht nicht aus, um 

einen aussagekräftigen  
Indikator für die Wirkungs­

messung zu definieren. 

Ein direkter Kausalzusammenhang zwischen einer 
Maßnahme und einer bestimmten Wirkung lässt sich 
daher häufig schwierig nachweisen. Auch die For-
schung sieht noch Bedarf, zuverlässige Indikatoren 
zur menschenrechtlichen Wirkungsmessung (Impact) 
zu entwickeln und in der Praxis zu erproben.
Für viele Maßnahmen ist es jedoch weitgehend un-
strittig, dass sie zumindest einen Beitrag zu erwünsch-
ten Wirkungen leisten. Es ist daher für Unternehmen 
legitim, Veränderungen durch ergriffene Maßnahmen 
mithilfe von ergebnisorientierten Indikatoren (Output, 
Outcome) zu messen. Allerdings reicht das bloße  
Addieren (zufällig leicht) zählbarer Ergebnisse nicht 
aus, um einen aussagekräftigen Indikator für die Wir-
kungsmessung zu definieren. Vielmehr ist es nötig, 
dass sich Ihr Unternehmen erst überlegt, welche kon-
krete Wirkung auf die nachteilige Auswirkung mit  
einer Maßnahme erzielt werden soll. Dann können Sie 
einen qualitativen oder quantitativen Indikator ent-
wickeln, der ein Ergebnis abbildet, das mit dieser Wir-
kung im Zusammenhang steht. (Für einen Exkurs 
durch das Deutsche Institut für Menschenrechte zur 
Bedeutung von Wirksamkeit gemäß den VN-Leitprin-
zipien siehe Infobox: Was bedeutet Wirksamkeit von 
Maßnahmen gemäß den VN-Leitprinzipien?)
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Die VN-Leitprinzipien nennen – im Gegensatz zur 
Wirksamkeit von Beschwerdemechanismen –  
keine expliziten Wirksamkeitskriterien für das im 
NAP formulierte Kernelement „Maßnahmen und 
Wirksamkeitskontrolle“. Implizit liefert der Text 
jedoch drei Wirksamkeitsdimensionen, also drei 
Aspekte, die eine Maßnahme mindestens erfüllen 
muss, um menschenrechtlich als wirksam ver-
standen zu werden (vgl. Utlu 2019: Towards a  
definition of effectiveness in HRIAs):

1. �Dimension des Verstehens: Besseres Verstehen 
spezifischer Auswirkungen der Geschäftstätig-
keit auf spezifische Menschen, einschließlich 
des Blickwinkels tatsächlich oder potenziell 
betroffener Rechteinhaber*innen, unter be-
sonderer Berücksichtigung eines gleichstel-
lungsorientierten Ansatzes sowie besonders 
vulnerabler und marginalisierter Gruppen und 
Bevölkerungen.

Bei dieser ersten Wirksamkeitsdimension wird die 
durchgeführte Maßnahme dahingehend analysiert, 
ob sie im Unternehmen/in der Branche zu ziel-
führenden Erkenntnissen geführt hat. Hiermit 
sind allerdings ausschließlich solche Erkenntnisse 
gemeint, die Ihrem Unternehmen/Ihrer Branche 
helfen, die Situation von (potenziell) Betroffenen 
bzw. die Auswirkungen der Geschäftstätigkeit auf 
diese in einer Art und Weise besser verstehen und 
einschätzen zu können, dass sie weniger nachteilig 
ausfallen.

Frage 1: Welche Erkenntnisse hat das Unterneh­
men durch diese Maßnahme (zum Beispiel Schu­
lung von Lieferanten) gewonnen, um in Zukunft 
weniger Menschenrechtsverletzungen zu verur­
sachen, zur Verursachung solcher menschenrecht­
licher Schäden beizutragen oder mit ihnen durch 
die Geschäftstätigkeit in Verbindung zu stehen? 

2. �Dimension des Managements: Integration der 
Erkenntnisse in Unternehmensprozesse und 
-maßnahmen in einer Weise, die spezifische 
Management- und Finanzierungsbedingungen  

 
 
 
erfüllt. Dies bedeutet, dass keine Ressourcen 
verschwendet werden dürfen, die für das Er-
greifen weiterer Maßnahmen zur Abmilderung 
nachteiliger Auswirkungen hätten aufgewen-
det werden können. Dies macht Effizienz zur 
Vorbedingung von Wirksamkeit, jedoch nicht 
umgekehrt.

Die zweite Wirksamkeitsdimension ist zweigliedrig: 
Sie betrifft Fragen der Kompetenz und Befugnis 
zuständiger Entscheidungsträger*innen innerhalb 
Ihres Unternehmens (I) sowie finanzielle Ressour-
cen (II), die Ihr Unternehmen bereitstellt, um die 
Kosten der Sorgfalt und insbesondere der Maß-
nahmen zu tragen.

(I) �Maßnahmen können nur dann wirksam sein, 
wenn die zuständigen Bereiche im Unterneh-
men die Erkenntnisse der Unternehmenspolitik 
und -operationen in die Wege leiten können. 
Daraus ergibt sich eine Zuständigkeit auf 
höchster Geschäftsebene mit entsprechenden 
Durchgriffsrechten in allen relevanten Berei-
chen der Organisation.

Frage 2: Können – und wollen – diejenigen Positionen 
im Unternehmen, die für die Maßnahme zuständig 
sind, in allen für die riskante Geschäftstätigkeit rele­
vanten Bereichen des Unternehmens Änderungen 
herbeiführen?

(II) �Die notwendigen finanziellen Ressourcen 
hängen allein von den Kosten der Maßnah-
men ab, die notwendig sind, um den zuvor in 
der Risikoanalyse identifizierten potenziellen 
Auswirkungen zu begegnen, denn nur dann 
können sie wirksam sein. Andernfalls würde 
die Wahl der Maßnahmen und ihr Umfang 
nicht von dem Risiko abhängen, dem zu be-
gegnen ist, sondern von dem Budget, das das 
Unternehmen im Bereich Menschenrechte 
oder CSR vorsieht. 

Was bedeutet Wirksamkeit von Maßnahmen gemäß den 
VN-Leitprinzipien?
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Wählen Sie Indikatoren entsprechend 
Ihrer festgelegten Maßnahmen  
und Ziele aus

So unterschiedlich (potenziell) nachteilige Auswirkun-
gen auf Menschenrechte sind, so zahlreich und viel
fältig sind die Maßnahmen, um diese zu adressieren. 
Das bedeutet auch: Sie können verschiedenste quali-
tative und/oder quantitative Indikatoren definieren, 
die für Ihre spezifische Situation am ehesten passen 
und die messen, was tatsächlich erreicht werden soll. 
Auch wenn es in der Praxis bisher nur wenige standar-
disierte Indikatoren zur menschenrechtlichen Wir-
kungsmessung gibt, gilt es, Indikatoren zu definieren, 
die nicht nur die reine Aktivität messen, sondern wel-
chen Fortschritt Sie bei Ihren Zielen erreicht haben. 

Formulieren und verabschieden Sie daher für die  
festgelegten Maßnahmen zur Prävention, Abhilfe und 
Wiedergutmachung Ziele, um

 � das eigene Engagement für die Achtung der  
Menschenrechte deutlich zu machen,

 � Verbindlichkeit herzustellen und
 � die Nachverfolgbarkeit des Umsetzungsstandes  

der Maßnahmen zu ermöglichen. 

Berichten Sie diese Ziele und den Fortschritt, den Sie 
auf diesem Weg erreicht haben, an die entsprechen-
den internen Gremien sowie Führungsebenen – sie 
können auch in der externen Berichterstattung veröf-
fentlicht werden. Dies kann etwa in Form von Kenn-
zahlen und ergänzenden Erläuterungen geschehen. 
(Siehe auch Handlungsanleitung zum Kernelement 
„Berichterstattung“.) Um die Verbindlichkeit von ver-
abschiedeten Zielen zu erhöhen und zusätzliche  
Anreize für deren Umsetzung zu schaffen, hat es sich 
in der Praxis bewährt, sie in die Zielvereinbarung und 
Leistungsbewertung von Mitarbeiter*innen sowie  
die erfolgsabhängige Entlohnung von Führungskräften 
zu integrieren. Eine solche Verankerung kann bei-
spielsweise gleichranging mit anderen Unternehmens-
zielen über ein Zielsystem mit sogenannten Balanced 
Scorecards oder anderen vergleichbaren Methoden 
erfolgen.

Frage 3: Werden genug finanzielle Mittel zur Ver­
fügung gestellt, um Maßnahmen zu entwickeln, 
durchzuführen und zu überprüfen, die die potenzi­
ellen und tatsächlichen Auswirkungen auch wirk­
lich mildern bzw. vermeiden können?

3. �Dimension der Reaktion: Generieren von Er-
kenntnissen und Reaktionen, die eine messbare 
Veränderung bewirken (also Maßnahmen zur 
Vermeidung, Abmilderung und Wiedergut
machung der erkannten Auswirkungen) in  
„legitimer“, „transparenter“ und „rechtekom-
patibler“ Weise, bestätigt durch Feedback  
tatsächlich und potenziell betroffener Rechte-
inhaber*innen.

Die beiden ersten Wirksamkeitsdimensionen sind 
hinreichende Bedingungen, während die dritte  
eine notwendige Bedingung darstellt. Wenn (mit-
telfristig) keine relevante Veränderung für Betrof-
fene erreicht werden kann, dann ist ein besseres 
Verständnis der Prozesse wie auch der Einsatz 

von finanziellen und personellen 
Ressourcen nicht ausreichend, um 
von wirksamen Maßnahmen zu sprechen. Die  
relevanten Veränderungen müssen messbar  
sein, wobei hier mit „messbar“ nicht allein eine 
quantitative Messbarkeit gemeint ist. Eine aus-
schließlich quantitative Betrachtung würde  
wichtige nachteilige Auswirkungen auf die Men-
schenrechte nicht mit Sicherheit erfassen können. 
(Beispiel: Nach der Umsiedlung eines afro- 
kolumbianischen Dorfes für die Ausweitung eines 
Bergbauprojektes kommt es zur sozialen Spaltung 
innerhalb der Gemeinschaft, vgl. Niebank/Utlu 
2017: Schutzlücken schließen, S. 15 ff).

Frage 4: Welche Veränderungen hat die Maßnahme 
bei Betroffenen bewirkt (aus Sicht des Unter­
nehmens sowie unabhängiger Menschenrechtsex­
pert*innen?

Frage 5: Wie bewerten die Betroffenen die Ver­
änderungen (qualitativ und quantitativ)?
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Beispiele für Maßnahmenziele

 � Durchführung von Schulungen an allen  
eigenen Standorten

 � Schulung aller im Geschäftsjahr neu eingestell-
ten Mitarbeiter*innen

 � Festlegung eines bestimmten Anteils des Ein-
kaufsvolumens, der durch präqualifizierte Lie-
feranten abgedeckt ist (z.B. Anteil der beauf-
tragten Lieferanten, die alle vom  
Unternehmen mindestens geforderten Präven-
tivmaßnahmen umgesetzt haben)

 � Senkung der Anzahl von Unfällen im  
Vergleich zum Vorjahr

 � Bearbeitung von Beschwerden innerhalb  
eines bestimmten Zeitraums

 � Festlegung von Korrekturmaßnahmen bei  
folgenschweren Menschenrechtsverletzungen 
innerhalb eines bestimmten festgelegten Zeit-
raums (z. B. 3 Monate)

 � Auditierung aller direkten oder indi-
rekten risikobehafteten Lieferanten

 � Festlegung eines bestimmten Anteils audi
tierter Lieferanten aus Hochrisikogebieten/-
warengruppen, die korrektive Maßnahmen  
innerhalb des vorgegebenen Zeitraums  
umgesetzt haben

 � Festlegung eines bestimmten Anteils rückver-
folgbarer Rohstofflieferketten mit Minen bzw. 
Rohstoffquellen, die anerkannte Zertifizie-
rungsprogramme erfüllen (z.B. Naturkautschuk 
in Reifen mit Zertifizierung des Forest  
Stewardship Council (FSC), Minen mit Zertifi-
zierung der Initiative for Responsible Mining 
Assurance (IRMA))

 � sinkende Anzahl nachgewiesener Verstöße  
gegen Verhaltenskodizes

 � Zufriedenheit der Mitarbeiter*innen in der  
Lieferkette mit den Arbeitsbedingungen bei  
einem bestimmten Wert

Basierend auf den festgelegten Maßnahmen und 
Zielsetzungen wählen Sie nun passende Indikatoren 
aus. Folgende Indikatoren bieten eine Anregung, sind 
aber nicht als abschließende Liste zu verstehen:

Beispiele für quantitative Indikatoren

 � Eigener Geschäftsbereich: Gesundheits- und  
Arbeitsschutzkennzahlen von Mitarbeiter*innen, 
Anzahl von Leiharbeitnehmer*innen, die betrieb
liche Sozialleistungen erhalten, Fälle von Ver
stößen gegen die Sicherheit personenbezogener 
Daten von Kunden, Lohngefälle zwischen männ
lichen und weiblichen Angestellten gleicher Ebene, 
Schulungsergebnisse, Anteil barrierefreier Arbeits-
räume, Anzahl bei Audits festgestellter Compliance-
Verstöße, Kosten für mit Menschenrechtsproblemen 
zusammenhängende Gerichtsverfahren

 � Vor- und nachgelagerte Wertschöpfungskette:  
Anzahl festgestellter Fälle von Kinderarbeit, Anzahl 
festgestellter Mängel im Bereich Arbeitssicherheit, 
Anzahl von Verstößen gegen Vorschriften zum Ge-
wässerschutz (z.B. Überschreitung von Grenzwer-
ten für Belastung mit Schwermetallen), Anzahl von 
Verstößen gegen die Herstellung und Verwendung 
von Quecksilber (im Sinne der Minamata-Konventi-
on), Anzahl von Fällen sexueller Belästigung, Anteil 

von Mitarbeiter*innen, die sich gewerkschaftlich 
organisieren, Anteil von Mitarbeiter*innen in pre-
kären Beschäftigungsverhältnissen, Teilnahmequote 
von Lieferanten an Fortbildungsprogrammen, An-
zahl gemeldeter Sicherheitsmängel an Produkten, 
Anzahl von Beschwerden über Werbung und Marke-
tingaktivitäten

Beispiele für qualitative Indikatoren

 � Ergebnisse über die (Un-)Zufriedenheit von  
Anwohner*innen oder lokalen Gemeinschaften in 
unabhängigen Berichten

 � Darstellung der Menschenrechtslage in einem  
Gebiet, in dem sich das Unternehmen aktiv um 
Fortschritt bemüht, in unabhängigen Studien



Branchendialog Automobilindustrie – Handlungsanleitung zum Kernelement „Maßnahmen und Wirksamkeitskontrolle“ 41

Extern betrifft dies beispielsweise Kooperationen und 
Konsultationen mit menschenrechtlichen Fachex-
pert*innen, zivilgesellschaftlichen Organisationen, 
Zertifizierungs- und Auditdienstleistern, staatlichen 
Stellen und Vertreter*innen potenziell betroffener 
Personengruppen. Sofern Sie sicherstellen können, 
dass wettbewerbs- und kartellrechtliche Vorschriften 
eingehalten werden, kann die Zusammenarbeit in 
Verbänden und Brancheninitiativen nützlich sein, um 
Indikatoren zu definieren und zu erheben.

Beispiele für Informations- und Datenquellen

 � Audits: Ergebnisse angekündigter und unangekün-
digter, eigens oder durch unabhängige Dritte 
durchgeführte (soziale oder menschenrechtsbezo-
gene) Audits im eigenen Geschäftsbereich, bei  
Lieferanten oder anderen Geschäftspartnern.

  �Bewertungen: Ergebnisse aus externen Ratings 
und Rankings mit menschenrechtsrelevanten  
Inhalten von Lieferanten oder anderen Geschäfts-
partnern.

  �Befragungen: Ergebnisse aus Befragungen und an-
deren Feedback-Mechanismen der eigenen Beleg-
schaft, anderen Arbeitnehmer*innen in der Wert-
schöpfungskette sowie externen Stakeholdern.

 � Beschwerden: Hinweise von Stakeholdern über 
formelle Beschwerdemechanismen oder informelle 
Wege (z.B. persönliche Gespräche).

 � Interne Informationssysteme: Quantitative Daten 
über geschäftsrelevante Unternehmensbereiche 
z.B. im Zusammenhang mit dem Personalwesen 
(Anzahl Beschäftigter, Geschlecht, Vergütung) oder 
der Arbeitssicherheit (Anzahl von Arbeitsunfällen, 
Ausfallzeiten).

 � Externe Datenbanken, unabhängige Berichte und 
Studien: Daten und Informationen über Menschen-
rechtsprobleme in bestimmten Ländern, Regionen, 
Branchen, Rohstoffen etc., die z.B. von staatlichen 
Stellen, Verbänden und Brancheninitiativen, zivil-
gesellschaftlichen Organisationen oder unabhängi-
gen Expert*innen bereitgestellt werden.

Wie wird die Wirkung  
messbar?

Wirksamkeit auf Menschenrechte messbar zu 
machen, ist derzeit noch weit weniger standar-
disiert als zum Beispiel die Messung von Um-
weltauswirkungen. Eine Orientierung bieten 
jedoch folgende Publikationen:

 � In dem gut zugänglichen Diskussionspapier 
Menschenrechte messbar machen aus dem 
Jahr 2020 stellt econsense quantitative 
Menschenrechtsindikatoren für Unternehmen 
zusammen, die hauptsächlich ergebnisori-
entiert sind.

 � Im deutlich umfangreicheren und komple-
xeren Whitepaper Measuring Stakeholder 
Capitalism des World Economic Forum von 
September 2020 werden Metriken und Be-
richterstattung über nachhaltige Wert-
schöpfung beschrieben und auch Indikatoren 
mit Bezug zu Menschenrechten definiert.

 � Für eine tiefergehende Auseinandersetzung 
mit der Wirksamkeit auf Menschenrechte 
bietet Shift eine Sammlung an allgemeinen 
sowie themen- und sektorspezifischen  
Studien und Leitfäden.

 � Die Value Balancing Alliance, ein Zusam-
menschluss multinationaler Unternehmen, 
hat es sich zum Ziel gesetzt, den Wert der 
von Unternehmen geleisteten Beiträge für 
Gesellschaft, Wirtschaft und Umwelt mit-
hilfe standardisierter Methodiken zu mes-
sen und zu vergleichen. Hierzu bietet sie  
öffentlich und kostenfrei zugängliche Publi-
kationen auf ihrer Internetseite an.

So gehen Sie vor,  
um Indikatoren zu erheben

Je nach Indikator können die Informationen und  
Daten für die Erhebung aus internen und/oder exter-
nen Quellen stammen. Entweder stehen sie Ihrem 
Unternehmen bereits zur Verfügung oder Sie müssen 
neue Prozesse einrichten, um sie zu erheben. Es  
empfiehlt sich, wo möglich, auf bestehende Instru-
mente und Systeme zurückzugreifen. Intern zählen 
dazu beispielsweise Prüf- und Monitoring-Prozesse, 
Mechanismen zur Bearbeitung von Rückmeldungen 
sowie Verfahren zur Beteiligung von Stakeholdern. 

https://econsense.de/aktuelles/neues-econsense-diskussionspapier-menschenrechte-messbar-machen/
https://www3.weforum.org/docs/WEF_IBC_Measuring_Stakeholder_Capitalism_Report_2020.pdf
https://www3.weforum.org/docs/WEF_IBC_Measuring_Stakeholder_Capitalism_Report_2020.pdf
https://shiftproject.org/what-we-do/valuing-respect/resources/
https://www.value-balancing.com/


Branchendialog Automobilindustrie – Handlungsanleitung zum Kernelement „Maßnahmen und Wirksamkeitskontrolle“ 42

Treten Sie mit Betroffenen  
in einen Dialog 

Um Wirkungszusammenhänge besser zu verstehen und 
zu überprüfen, ob die ergriffenen Maßnahmen zur 
Prävention, Abhilfe und Wiedergutmachung tatsäch-
lich die gewünschten Effekte erzielt haben, bedarf es 
des Dialogs mit (potenziell) Betroffenen oder deren 
legitimierten Vertreter*innen. Ermitteln Sie im Aus-
tausch mit Rechteinhaber*innen und/oder unabhän-
gigen Menschenrechtsexpert*innen, welche Verände-
rungen die Maßnahmen bei Betroffenen tatsächlich 
bewirkt haben und inwieweit aus deren Sicht die Ziele 
erreicht wurden (z.B. Arbeitsschutzmaßnahmen bei 
einem Lieferant führten zu weniger Unfällen, Verlän-
gerung von Lieferfristen führte zur Vermeidung von 
Arbeitszeitüberschreitungen, Anpassungen am Pro-
duktdesign erhöhte die Sicherheit der Nutzer*innen). 
Damit können Sie die Veränderung der menschen-
rechtlichen Situation durch Ihre ergriffenen Maßnah-
men besser bewerten. 

Werten Sie Indikatoren aus und  
interpretieren Sie die Entwicklung 

Hat Ihr Unternehmen die benötigten Daten und In-
formationen erhoben, verarbeitet und zu Indikatoren 
kumuliert, müssen Sie deren Entwicklung interpretie-
ren. Hierbei können Sie über den Zeitverlauf Trends 
und Muster in der Veränderung der Indikatoren ana-
lysieren (z.B. Anzahl und Art von Beschwerden und 
deren regionale/geografische Verteilung). Die Analyse-
ergebnisse lassen Rückschlüsse darauf zu, ob Maß-
nahmen zur Prävention und Wiedergutmachung zu 
gewünschten Veränderungen im Zusammenhang mit 
einzelnen Menschenrechtsproblemen geführt haben 
(dass z.B. weniger Arbeitsunfälle zu weniger Ausfall-
zeiten geführt haben, mehr Mitarbeiter*innen mit den 
Arbeitsbedingungen zufrieden sind, das Lohngefälle 
zwischen weiblichen und männlichen Angestellten 
kleiner geworden ist oder weniger Korrekturmaßnah-
men im Rahmen von Auditierungen notwendig waren).

Bei der Interpretation von Trends und Mustern in der 
Entwicklung von Indikatoren ist jedoch auch Vorsicht 
geboten. Nicht jeder gemessene Fortschritt ist unbe-
dingt mit einer Verbesserung der Menschenrechtslage 
(potenziell) Betroffener verbunden. So kann eine ge-
ringe Anzahl eingehender Hinweise ein Zeichen dafür 
sein, dass sich die Menschenrechtslage verbessert 
hat, aber auch dafür, dass Stakeholder den Beschwer-

demechanismen nicht vertrauen. Ein Anstieg von Hin-
weisen kann die Folge verbesserten Zugangs zu Be-
schwerdekanälen sein, aber auch bedeuten, dass sich 
nachteilige Auswirkungen verstärkt haben. Der Rück-
gang registrierter Arbeitsunfälle kann ein Zeichen ef-
fektiverer Arbeitssicherheitsmaßnahmen sein, aber auch 
ein Zeichen für die mangelhafte Meldekultur. Achten 
Sie daher darauf, die Ergebnisse stets in Kontext zu 
setzen und, wo möglich, mit Erkenntnissen aus weiteren 
Quellen zu verbinden. 

Messung und  
Interpretation von  
Auswirkungen
Mit dem Indicator Design Tool bietet Shift  
eine prozessuale Anleitung zur Messung  
sowie Interpretation des Fortschritts und der 
Auswirkungen von Initiativen sowie Maßnah-
menprogrammen für Menschenrechte.

So nutzen Sie die Ergebnisse  
der Wirksamkeitskontrolle

Nutzen Sie die Erkenntnisse aus der Interpretation 
qualitativer und quantitativer Indikatoren um, wo  
nötig, Sorgfaltsprozesse anzupassen und/oder zu er-
gänzen, z.B. um Maßnahmen zu überarbeiten, Richt
linien zu aktualisieren, zusätzliche Prozesse zu  
definieren oder neue Schulungsformate aufzusetzen. 
Nehmen Sie die Ergebnisse der Wirksamkeitskont
rolle außerdem möglichst in die relevante interne und 
externe Berichterstattung auf, um so die erreichten 
Fortschritte bei der Achtung der Menschenrechte 
aufzuzeigen.

https://shiftproject.org/wp-content/uploads/2021/05/Shift_IDT_Parts-1-3.pdf
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Mit folgendem Kriterienkatalog können Sie überprüfen, ob Sie die Umsetzungsschritte und somit die Anforde-
rungendes NAP an das Kernelement „Maßnahmen und Wirksamkeitskontrolle“ vollständig erfüllt haben:

5. So können Sie Fortschritte  
bei der Umsetzung der  
Anforderungen nachverfolgen

Umsetzung der Schritte zur Erfüllung des  
Kernelements „Maßnahmen und Wirksamkeitskontrolle“

Referenz auf 
Umsetzungs
schritt in  
der HA

Ihr Unternehmen berücksichtigt die Ergebnisse der Risikoanalyse als Grundlage, um für  
potenzielle Auswirkungen geeignete Maßnahmen zur Prävention zu identifizieren und für 
tatsächliche, also bereits eingetretene, Auswirkungen geeignete Maßnahmen zur Abhilfe  
und Wiedergutmachung zu identifizieren.

1–5

Ihr Unternehmen passt, basierend auf den Erkenntnissen der Risikoanalyse,  
relevante Managementprozesse an.

1–6

Ihr Unternehmen nimmt, basierend auf den Erkenntnissen der Risikoanalyse, relevante  
Veränderungen in der Lieferkette vor, unter Berücksichtigung dadurch auftretender oder  
sich verschärfender nachteiliger Auswirkungen.

1, 2, 3, 5

Identifizierten potenziell oder tatsächlich nachteiligen Auswirkungen, die Ihr Unternehmen 
verursacht oder zu denen es beiträgt, wird mit angemessenen Maßnahmen begegnet.

1–6

Ihr Unternehmen hat für Auswirkungen, zu denen es beiträgt und mit denen es verbunden 
ist, das Einflussvermögen ermittelt.

3

Für Auswirkungen, die Ihr Unternehmen nicht verursacht und zu denen es nicht beiträgt, ist 
Ihr Unternehmen bemüht, sein Einflussvermögen zu nutzen und, wo nötig, zu steigern, um die 
Auswirkungen zu beseitigen, zu mildern und zu verhüten. D.h. es ist mindestens ein Konzept 
mit Zeitplan festgelegt, um schrittweise das Einflussvermögen zu nutzen und zu steigern.

3

Ihr Unternehmen arbeitet im Einklang mit dem Kartellrecht mit anderen Akteuren zusam-
men, um das Einflussvermögen zu erhöhen. (Dies gilt vor allem da, wo das Unternehmen  
zu nachteiligen Auswirkungen beiträgt oder mit diesen verbunden ist und allein keine  
ausreichende Wirkung erzielen kann).

3

Zur Entwicklung und Umsetzung von Maßnahmen tauscht sich Ihr Unternehmen mit  
(potenziell) Betroffenen, deren legitimen Vertreter*innen oder unabhängigen Menschen-
rechtsexpert*innen aus.

2, 4, 5

Ihr Unternehmen tritt Brancheninitiativen bei, um gemeinsam Lösungen für nachteilige 
menschenrechtliche Auswirkungen zu erarbeiten, sich über wirkungsvolle Praktiken  
auszutauschen sowie diese Lösungen und Maßnahmen (ggf. gemeinsam) umzusetzen.

4, 5, 6

Für die Entscheidung über den Umgang mit nachteiligen Auswirkungen sind klare  
Verantwortlichkeiten und Eskalationsprozesse festgelegt.

2, 4, 5

Die festgelegten Maßnahmen werden in die Geschäftstätigkeit integriert. D.h. dass festgelegte 
Maßnahmen in die Prozesse der betroffenen Geschäftsbereiche und -funktionen eingebettet 
und durch formalisierte Vorgaben beständig berücksichtigt werden.

2, 4, 5
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Entscheidungsprozesse sind so gestaltet, dass die Beendigung von Geschäftsbeziehungen  
wegen tatsächlich oder potenziell nachteiliger Auswirkungen das Mittel letzter Wahl ist.  
D.h. Entscheidungsprozesse sehen vor, dass vorranging Maßnahmen zur Abhilfe und Wiedergut
machung genutzt werden, zunächst eine Reihe von Optionen zur Durchsetzung menschenrecht-
licher Erwartungen greift und die Auswirkungen der Beendigung einer Geschäftsbeziehung 
identifiziert sowie bewertet werden, bevor eine Geschäftsbeziehung beendet wird.

2, 3

Für festgelegte Maßnahmen sind Ziele formuliert. 6

Je nach Maßnahme werden die formulierten Ziele intern und extern kommuniziert. 6

Ihr Unternehmen führt menschenrechtsrelevante Fort- und Weiterbildungen durch:

im eigenen Geschäftsbereich 

für Lieferanten
5

Ihr Unternehmen kontrolliert die Wirksamkeit der Maßnahmen mithilfe von qualitativen und/
oder quantitativen Indikatoren, um sicherzustellen, dass die Maßnahmen so gestaltet sind, 
dass sie den potenziell und tatsächlich nachteiligen Auswirkungen angemessen begegnen.

6

Zur Kontrolle der Wirksamkeit von Maßnahmen tauscht sich Ihr Unternehmen mit Betroffenen, 
deren legitimen Vertreter*innen oder unabhängigen Menschenrechtsexpert*innen aus.

6
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6.1 Weiterführende  
Informationen
Die Handlungsanleitung deckt als eigenständiges Doku-
ment alle relevanten Umsetzungsschritte ab, mit deren 
Hilfe Ihr Unternehmen die Anforderungen des NAP 
an das Kernelement „Maßnahmen und Wirksamkeits-
kontrolle“ vollständig adressieren kann. Über die In-
halte der Handlungsanleitung sowie die externen  
Unterlagen, die bereits genannt wurden, hinaus kön-
nen Sie die folgenden hilfreichen Materialien heran-
ziehen, um sich vertiefend mit dem Thema auseinan-
derzusetzen:

Leitfäden, Vorlagen und digitale Instrumente für die 
vertiefende Analyse von Risiken als Grundlage für 
die Entwicklung von Maßnahmen finden sich in der 
Handlungsanleitung „Risikoanalyse“.

Leitfäden, Vorlagen und digitale  
Instrumente für die Entwicklung und 
Umsetzung von Maßnahmen

  �Human Rights Translated – A Business Reference 
Guide von Castan Centre for Human Rights Law, 
International Business Leaders Forum, Office of 
the UN High Commissioner for Human Rights und 
UN Global Compact: detaillierte Informationsquel-
le mit Erläuterungen, die international anerkannte 
Menschenrechte einzeln und spezifisch behandeln.

  �5 Schritte zum Management der menschenrecht-
lichen Auswirkungen Ihres Unternehmens des UN 
Global Compact Netzwerk Deutschland: Leitfaden 
zum Aufsetzen menschenrechtlicher Sorgfalts-
pflichten, der sich insbesondere mit der Analyse von 
Risiken sowie der Planung nächster Schritte beschäf-
tigt. Grundlagenliteratur, die sowohl für große Un-
ternehmen als auch speziell für KMU geeignet ist.

  �Human Rights and Business Dilemmas Forum vom 
UN Global Compact und Verisk Maplecroft: Samm-
lung von Fallstudien zu Herausforderungen und 
Lösungsansätzen bei Großunternehmen bezüglich 
konkreter Menschenrechtsrisiken.

  �Should I stay or should I go? von SOMO: Diskussi-
onspapier zur Option der Beendigung von Geschäfts-
beziehungen mit Lieferanten im Falle von Menschen-
rechtsverstößen. Adressiert sowohl direkte und 
indirekte Lieferantenbeziehungen als auch Joint 
Ventures und Beteiligungen. Zielgruppe sind Unter-
nehmen, die bereits Erfahrung mit der Umsetzung 
menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten haben.

  �Designing Effective Human Rights Training  
Aligned with the Corporate Responsibility to  
Respect in the UN Guiding Principles on Business 
and Human Rights von BSR für den UN Global 
Compact: Leitfaden zum Aufsetzen effektiver  
Trainings zum Thema Menschenrechte im eigenen 
Unternehmen. Praxisnah und gut zugänglich, auch 
für KMU.

  �Organising the Human Rights Function within a 
Company von Shift für den UN Global Compact: 
Übersicht über unterschiedliche Governance- 
Ansätze zur Organisation der Verantwortung für 
Menschenrechte innerhalb großer Unternehmen.

  �Menschenrechte achten – Ein Leitfaden für  
Unternehmen vom UN Global Compact Netzwerk 
Deutschland, twentyfifty und dem Deutschen Ins-
titut für Menschenrechte: Grundlagendokument 
zur Umsetzung der Menschenrechte im Unterneh-
menskontext, das auch auf Chancen und Heraus-
forderungen bei der Implementierung und auf aus-
gewählte Menschenrechte tiefer eingeht.

  �Decent Work Toolkit for Sustainable Procurement 
des UN Global Compact bietet Leitfäden, Schu-
lungsunterlagen und Praxisbeispiele für die Durch-
setzung angemessener Arbeitsbedingungen in  
globalen Lieferketten. 

  �Conflict-Sensitive Business Practice – Guidance 
for Extractive Industries von International Alert: 

6. Wo finden Sie  
weitere Informationen?

https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FResources%2FHR_Policy_Guide_2nd_Edition.pdf
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/news_events%2F8.1%2Fhuman_rights_translated.pdf
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/news_events%2F8.1%2Fhuman_rights_translated.pdf
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FResources%2FHR_Policy_Guide_2nd_Edition.pdf
https://www.globalcompact.de/migrated_files/wAssets/docs/Menschenrechte/Publikationen/5_schritte_zum_management_der_menschenrechtlichen_auswirkungen_ihres_unternehmens.pdf
https://www.globalcompact.de/migrated_files/wAssets/docs/Menschenrechte/Publikationen/5_schritte_zum_management_der_menschenrechtlichen_auswirkungen_ihres_unternehmens.pdf
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FResources%2FHR_Policy_Guide_2nd_Edition.pdf
https://bhr-navigator.unglobalcompact.org/
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FResources%2FHR_Policy_Guide_2nd_Edition.pdf
https://www.somo.nl/wp-content/uploads/2016/04/Should-I-stay-or-should-I-go-4.pdf
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FResources%2FHR_Policy_Guide_2nd_Edition.pdf
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FUNGC-Good-Practice-Note-Human-Rights-Training.pdf
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FUNGC-Good-Practice-Note-Human-Rights-Training.pdf
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FUNGC-Good-Practice-Note-Human-Rights-Training.pdf
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FUNGC-Good-Practice-Note-Human-Rights-Training.pdf
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FHuman_Rights_Working_Group%2FGoodPracticeNote_HumanRightsFunction.pdf
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FHuman_Rights_Working_Group%2FGoodPracticeNote_HumanRightsFunction.pdf
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FHuman_Rights_Working_Group%2FGoodPracticeNote_HumanRightsFunction.pdf
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FResources%2FHR_Policy_Guide_2nd_Edition.pdf
https://www.globalcompact.de/migrated_files/wAssets/docs/Menschenrechte/menschenrechteachten_130109_download.pdf
https://www.globalcompact.de/migrated_files/wAssets/docs/Menschenrechte/menschenrechteachten_130109_download.pdf
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FResources%2FHR_Policy_Guide_2nd_Edition.pdf
https://www.unglobalcompact.org/take-action/sustainableprocurement
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FResources%2FHR_Policy_Guide_2nd_Edition.pdf
https://www.iisd.org/publications/conflict-sensitive-business-practice-guidance-extractive-industries
https://www.iisd.org/publications/conflict-sensitive-business-practice-guidance-extractive-industries
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Leitfaden und Screeningtools zur Unterstützung 
verantwortungsvollen Verhaltens von Unterneh-
men in Hochrisiko- und Konfliktgebieten, mit  
Fokus auf dem Rohstoffsektor.

  �Stakeholder Engagement in Human Rights Due  
Diligence vom UN Global Compact Netzwerk 
Deutschland und twentyfifty: Leitfaden für effek-
tives Stakeholderengagement im Rahmen men-
schenrechtlicher Sorgfaltspflichten.

  �CSR in Deutschland des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales (BMAS): Informationsportal zu 
NAP und LkSG mit hilfreichen Hintergrundinfor-
mationen, einer Sammlung allgemeiner und bran-
chenspezifischer Leitfäden, Beratungs- und Schu-
lungsangeboten sowie Praxisbeispielen. Speziell 
zum LkSG bietet eine regelmäßig aktualisierte  
Liste Antworten zu den häufigsten Fragen.

  �Infoportal Menschenrechtliche Sorgfalt vom UN 
Global Compact Netzwerk Deutschland: Informati-
onsmaterial (in Schrift- und Videoform) sowie Tools 
zur Konzeption und Verbesserung menschenrecht-
licher Sorgfaltsprozesse in Unternehmen. Spezielle 
Materialien für die Automobilbranche und KMU 
sind verfügbar.

Leitfäden, Vorlagen und digitale  
Instrumente für die Kontrolle der  
Wirksamkeit von Maßnahmen

  �Menschenrechte messbar machen von econsense 
ist ein aktueller Bericht, der die Diskussion rund um 
die Messung von Auswirkungen auf Menschen-
rechte aufgreift. Darin enthalten ist eine umfang-
reiche Zusammenstellung quantitativer Menschen-
rechtsindikatoren von Unternehmen zur Messung 
von Auswirkungen der eigenen Geschäftstätigkeit 
und der von Lieferanten, die noch in der Praxis er-
probt und verfeinert werden sollen. Unternehmen 
können diese als Orientierung nutzen und zusätz-
lich zur aktuellen Diskussion beitragen. 

  �Valuing Respect von Shift ist ein Infoportal, in dem 
Ansätze und Kennzahlen zur Messung der Wirksam-
keit von Maßnahmen zur Achtung der Menschen-
rechte dargestellt sind.

  �Corporate Human Rights Benchmark: Methodologie 
und Ergebnisse zur Bewertung der Etablierung 
menschenrechtlicher Sorgfaltsprozesse in Unter-
nehmen, basierend auf extern verfügbaren Infor-
mationen. Unter anderem setzt das Benchmark  
dabei auch Kriterien zur Bewertung der menschen-
rechtlichen Sorgfaltsprozesse an, die das Unter-

nehmen selbst wiederum für die Wirksamkeitskon-
trolle seiner Maßnahmen nutzen kann. Beinhaltet 
auch einen Schwerpunkt zur Automobilbranche.

  �Know the Chain vom Business & Human Rights  
Resource Centre, Humanity United, Sustainalytics 
und Verité: Bewertung der Umsetzung menschen-
rechtlicher Sorgfaltsprozesse in Unternehmen, ba-
sierend auf extern verfügbaren Informationen. Spe-
zieller Fokus auf Zwangsarbeit und Ausbeutung. 

  �Responsible Recruitment Resource Bank des Insti-
tute for Human Rights and Business: Umfassende 
Sammlung von Tools und Unterlagen zur Umset-
zung fairer Anstellungsprozesse und Arbeitsbedin-
gungen im Sinne des „Employer Pays Principle“. 
Adressiert vor allem die Wertschöpfungskettenab-
schnitte der direkten und indirekten Lieferkette, 
des eigenen Unternehmens sowie der Joint Ven-
tures und Beteiligungen. Zielgruppe sind Unter-
nehmen, die bereits Erfahrung mit der Umsetzung 
menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten haben.

6.2 Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede zwischen 
NAP und LkSG
Der NAP und das LkSG gehen beide auf die im Jahr 
2011 verabschiedeten VN-Leitprinzipien als Refe-
renzrahmen zurück. Die in den Handlungsanleitungen 
beschriebenen Schritte zur Umsetzung der NAP-An-
forderungen helfen daher auch dabei, die im LkSG 
geforderten Sorgfaltsprozesse zu erfüllen. Während 
die zugrundeliegenden Anforderungen des NAP und 
LkSG jedoch vergleichbar sind, sind die Rechte und 
Pflichten inhaltlich nicht deckungsgleich.

Zu den maßgeblichen Unterschieden beider Rege-
lungswerke zählt, dass der NAP mit seinem frei
willigen Ansatz eine grundsätzliche Erwartung der 
Bundesregierung an Unternehmen zum Ausdruck 
bringt, unternehmerische Verantwortung entlang  
ihrer Liefer- und Wertschöpfungsketten in angemes-
sener Weise umzusetzen. Demgegenüber ist das  
LkSG verbindlich für alle Unternehmen, die in seinen 
Anwendungsbereich fallen, und verpflichtet diese zur 
Umsetzung von klar definierten Sorgfaltspflichten im 
eigenen Geschäftsbereich sowie gegenüber unmittel-
baren und mittelbaren Zulieferern. 

https://www.globalcompact.de/migrated_files/wAssets/docs/Menschenrechte/stakeholder_engagement_in_humanrights_due_diligence.pdf
https://www.globalcompact.de/migrated_files/wAssets/docs/Menschenrechte/stakeholder_engagement_in_humanrights_due_diligence.pdf
https://www.globalcompact.de/migrated_files/wAssets/docs/Menschenrechte/stakeholder_engagement_in_humanrights_due_diligence.pdf
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FResources%2FHR_Policy_Guide_2nd_Edition.pdf
https://www.csr-in-deutschland.de/DE/Wirtschaft-Menschenrechte/wirtschaft-menschenrechte.html
https://www.csr-in-deutschland.de/DE/Wirtschaft-Menschenrechte/Gesetz-ueber-die-unternehmerischen-Sorgfaltspflichten-in-Lieferketten/FAQ/faq.html
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FResources%2FHR_Policy_Guide_2nd_Edition.pdf
https://mr-sorgfalt.de/de/
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FResources%2FHR_Policy_Guide_2nd_Edition.pdf
https://econsense.de/wp-content/uploads/2020/09/2020_econsense_Menschenrechtsindikatoren_Diskussionspapier.pdf
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FResources%2FHR_Policy_Guide_2nd_Edition.pdf
https://shiftproject.org/what-we-do/valuing-respect/
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FResources%2FHR_Policy_Guide_2nd_Edition.pdf
https://www.worldbenchmarkingalliance.org/corporate-human-rights-benchmark/
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FResources%2FHR_Policy_Guide_2nd_Edition.pdf
https://knowthechain.org/
https://d306pr3pise04h.cloudfront.net/docs/issues_doc%2Fhuman_rights%2FResources%2FHR_Policy_Guide_2nd_Edition.pdf
https://www.ihrb.org/employerpays/employer-pays-resource-bank
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Umsetzungsschritt Seite Zugehörige NAP-
Anforderung3

Verbindung zu Anforderungen  
im LkSG

1) Ergebnisse der 
Risikoanalyse als Grundlage 
heranziehen

14 A, B
§ 6 (Präventionsmaßnahmen) Abs. 1
§ 7 (Abhilfemaßnahmen) Abs. 1 Satz 1 
und 2

2) Rahmenbedingungen  
für die Umsetzung von 
Maßnahmen schaffen

17 B, F
§ 4 (Risikomanagement) Abs. 1, 3 und 4
§ 6 (Präventionsmaßnahmen) Abs. 2  
und Abs. 3 Satz 1 Nr. 1, 2 und 4

3) Verursachungsbeitrag  
und Einflussvermögen 
bestimmen

18 A, E, F, G

§ 2 (Begriffsbestimmungen) Abs. 6 Satz 3
§ 3 (Sorgfaltspflichten) Abs. 2
§ 6 (Präventionsmaßnahmen) Abs. 3 
und 4
§ 7 (Abhilfemaßnahmen) Abs. 2 Satz 1 
und Satz 2 Nr. 2 sowie Abs. 3

4) Auswirkungen 
entgegenwirken und 
wiedergutmachen (Abhilfe 
und Wiedergutmachung)

26 B, F, G

§ 2 (Begriffsbestimmungen) Abs. 6 Satz 3 
i. V. m. § 7 Abs. 1 Satz 4
§ 3 (Sorgfaltspflichten) Abs. 2
§ 5 (Risikoanalyse) Abs. 1 Satz 2  
i. V. m. § 7 Abs. 1 Satz 2
§ 7 (Abhilfemaßnahmen) Abs. 1, 2 und 3
§ 9 (Mittelbare Zulieferer) Abs. 3 Satz 1 
Nr. 3

5) Nachteilige Auswirkungen 
verhüten (Prävention) und 
Ziele formulieren

30 B, C, D, F

§ 3 (Sorgfaltspflichten) Abs. 2
§ 6 (Präventionsmaßnahmen) Abs. 3 
und 4
§ 9 (Mittelbare Zulieferer) Abs. 3 Satz 1 
Nr. 2

6) Wirksamkeit der 
Maßnahmen kontrollieren

36 F, H, I
§ 4 (Risikomanagement) Abs. 2
§ 6 (Präventionsmaßnahmen) Abs. 5
§ 7 (Abhilfemaßnahmen) Abs. 4

 

3 Die NAP-Anforderungen sind alphabetisch kategorisiert, wie in Kapitel 3 dieser Handlungsanleitung dargestellt.

Um zu bewerten, ob ein Unternehmen die Anforde-
rungen des LkSG erfüllt, wird der spezifische Einzel-
fall durch das BAFA geprüft. Dabei muss auch in  
Hinblick auf das konkrete Geschäftsmodell des be-
treffenden Unternehmens berücksichtigt werden, ob 
die getroffenen Maßnahmen angemessen sind. Das 
BAFA wird Informationen, Hilfestellungen und Emp-
fehlungen zur Einhaltung des Gesetzes veröffentlichen.

In Kapitel 3 sind neben den Vorgaben des NAP auch die 
Anforderungen des LkSG aufgeführt. Die folgende 
Übersicht stellt dar, welche der Umsetzungsschritte der 
Handlungsanleitung unterstützend für die Umsetzung 
der LkSG-Anforderungen genutzt werden können.

Die Handlungsanleitung soll Unternehmen dabei  
helfen, allgemein anerkannte und angemessene Sorg-
faltspflichten zu verstehen und umzusetzen. Die 
Handlungsanleitung adressiert dazu vollständig die 
Anforderungen des NAP-Kernelements „Maßnahmen 
und Wirksamkeitskontrolle“. Ergänzende Hinweise  
zu den Anforderungen des LkSG in dieser Handlungs-
anleitung zeigen dabei auch Sorgfaltspflichten aus 
dem Gesetz auf. Dadurch werden diejenigen Unter-
nehmen, die unter den Anwendungsbereich des Ge-
setzes fallen, dabei unterstützt, parallel die gesetz
lichen Vorschriften umzusetzen. Punktuell gehen die 
Handlungsanleitungen über die genannten politi-
schen Rahmenwerke und regulatorischen Anforde-
rungen hinaus.
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6.3 Glossar

Abhilfemaßnahmen 

Darunter sind sowohl die Prozesse zu verstehen, die 
zu einer Beendigung tatsächlicher oder unmittelbar 
bevorstehender nachteiliger menschenrechtlicher 
Auswirkungen führen, als auch jene, die diese Verlet-
zungen wiedergutmachen sollen. Maßnahmen zur 
Abhilfe und Wiedergutmachung können unterschied-
licher Art sein: Es kann sich beispielsweise um das 
Abstellen der Verletzung, eine Entschuldigung, eine 
Wiederherstellung von Rechten, eine Rehabilitierung, 
eine finanzielle oder nichtfinanzielle Entschädigung, 
Folgemaßnahmen (z. B. strafrechtliche Sanktionen 
gegenüber Einzelpersonen oder verwaltungsrecht
liche Maßnahmen wie beispielsweise eine Geldbuße 
gegenüber dem Unternehmen), einen einstweiligen 
Rechtsbehelf oder eine Garantie der Nichtwiederho-
lung handeln.

Anforderungen an das Kernelement 
„Maßnahmen und Wirksamkeits
kontrolle“ im Wortlaut des NAP

Basierend auf den Ergebnissen der Analyse sollten 
Maßnahmen identifiziert und in die Geschäftstätig-
keit integriert werden. Hierzu kann z.B. gehören:  
spezialisierte Schulung bestimmter Beschäftigter im 
Unternehmen oder bei Lieferanten; Anpassung be-
stimmter Managementprozesse; Veränderungen in 
der Lieferkette; Beitritt zu Brancheninitiativen. Um 
den potenziellen oder tatsächlichen Auswirkungen 
angemessen zu begegnen, sollten klare Zuständigkei-
ten mit entsprechenden Überprüfungsmechanismen 
für das Thema im Unternehmen zugewiesen werden. 
Je nach Art der Auswirkungen kann das Unternehmen 
selbst Abhilfemaßnahmen einleiten. Verfügt das Unter-
nehmen nicht über ausreichendes Einflussvermögen, 
erfolgreiche Maßnahmen durchzuführen, sollte es  
mit anderen Akteuren zusammenarbeiten, um seinen 
Einfluss zu erhöhen. Der Rückzug aus einem Ge-
schäftsfeld oder einem Standort sollte dabei allenfalls 
ein letzter Schritt sein. Das Unternehmen sollte vor-
rangig Maßnahmen zur Abhilfe entwickeln und um-
setzen. Hierfür sollten Ziele formuliert und, je nach 
Maßnahme, intern und extern kommuniziert werden. 
Mithilfe einer Wirksamkeitskontrolle sollte das Un-
ternehmen den Erfolg der ergriffenen Maßnahmen 
regelmäßig überprüfen und mit Betroffenen hierzu in 
einen Dialog eintreten. 

Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte der Vereinten Nationen

Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte wurde 
am 10. Dezember 1948 von der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen verabschiedet. Sie ist als Reso-
lution der Generalversammlung rechtlich nicht bin-
dend, wird aber als Teil des Völkergewohnheitsrechts 
verstanden. In der Erklärung werden die grundlegen-
den Rechte aller Menschen aufgeführt, die allen 
Menschen unabhängig von Herkunft, Religion, Ge-
schlecht oder anderen Merkmalen zustehen. Sie ist 
Teil der Internationalen Menschenrechtscharta der 
Vereinten Nationen, zu der außerdem der Internatio-
nale Pakt über bürgerliche und politische Rechte  
(Zivilpakt) und der Internationale Pakt über wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte (Sozialpakt) 
sowie ihre jeweiligen Fakultativprotokolle zählen.

Begriffsbestimmungen gemäß Liefer-
kettensorgfaltspflichtengesetz

 � Die Pflichten nach dem LkSG bestehen teilweise 
einmal im Jahr sowie zusätzlich „anlassbezogen“. 
Im letzteren Fall kommt es nach § 5 Abs. 4, § 6 
Abs. 5, § 7 Abs. 4 und § 8 Abs. 5 LkSG darauf an, ob 
das Unternehmen in dem entsprechenden Bereich 
mit einer wesentlich veränderten oder erweiterten 
Risikolage rechnen muss. Demgegenüber kommt 
es im Rahmen der Sorgfaltspflichten des Unter-
nehmens aufgrund „substantiierter Kenntnis“ ge-
mäß § 9 Abs. 3 LkSG darauf an, ob dem Unternehmen 
tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, die eine Ver-
letzung einer menschenrechtsbezogenen oder einer 
umweltbezogenen Pflicht bei mittelbaren Zuliefe-
rern möglich erscheinen lassen. Ist dies der Fall, so 
muss das Unternehmen anlassbezogen aktiv werden. 

 � Nach § 3 Abs. 1 Satz 1 LkSG sind Unternehmen ver-
pflichtet, in ihren Lieferketten die in diesem Abschnitt 
festgelegten menschenrechtlichen und umweltbe-
zogenen Sorgfaltspflichten „in angemessener Weise“ 
zu beachten, mit dem Ziel, menschenrechtlichen 
oder umweltbezogenen Risiken vorzubeugen oder 
sie zu minimieren oder die Verletzung menschen-
rechtsbezogener oder umweltbezogener Pflichten 
zu beenden. Ob ein Handeln angemessen ist, um 
den Sorgfaltspflichten zu genügen, bestimmt sich 
gemäß § 3 Abs. 2 LkSG nach:

   � Art und Umfang der Geschäftstätigkeit des  
Unternehmens,

   � dem Einflussvermögen des Unternehmens auf 
den unmittelbaren Verursacher eines menschen-
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rechtlichen oder umweltbezogenen Risikos oder 
der Verletzung einer menschenrechtsbezogenen 
oder einer umweltbezogenen Pflicht,

   � der typischerweise zu erwartenden Schwere der 
Verletzung, der Umkehrbarkeit der Verletzung 
und der Wahrscheinlichkeit der Verletzung einer 
menschenrechtsbezogenen oder einer umwelt-
bezogenen Pflicht sowie

   � der Art des Verursachungsbeitrages des Unter-
nehmens zu dem menschenrechtlichen oder 
umweltbezogenen Risiko oder zu der Verletzung 
einer menschenrechtsbezogenen oder einer  
umweltbezogenen Pflicht.

 
Dabei gilt gemäß der Gesetzesbegründung der Bundes-
regierung zusammenfassend für alle geregelten Sorg-
faltspflichten: Je stärker die Einflussmöglichkeit eines 
Unternehmens ist, je wahrscheinlicher und schwerer 
die zu erwartende Verletzung der geschützten 
Rechtsposition und je größer der Verursachungsbei-
trag eines Unternehmens ist, desto größere Anstren-
gungen können einem Unternehmen zur Vermeidung 
oder Beendigung einer Verletzung zugemutet werden. 
Je anfälliger eine Geschäftstätigkeit nach Produkt und 
Produktionsstätte für menschenrechtliche Risiken ist, 
desto wichtiger ist die Überwachung der Lieferkette.

 � Der „eigene Geschäftsbereich“ im Sinne des LkSG 
erfasst nach § 6 Abs. 2 LkSG jede Tätigkeit der Ge-
sellschaft als Rechtsträger des Unternehmens zur 
Erreichung des Unternehmensziels. Erfasst ist da-
mit jede Tätigkeit zur Herstellung und Verwertung 
von Produkten und zur Erbringung von Dienstleis-
tungen, unabhängig davon, ob sie an einem Stand-
ort im In- oder Ausland vorgenommen wird. In ver-
bundenen Unternehmen zählt zum eigenen 
Geschäftsbereich der Obergesellschaft eine konzern-
angehörige Gesellschaft, wenn die Obergesell
schaft auf die konzernangehörige Gesellschaft einen 
bestimmenden Einfluss ausübt.

  �Als „unmittelbarer Zulieferer“ im Sinne des Gesetzes 
gilt gemäß § 2 Abs. 7 LkSG jeder Lieferant und 
Dienstleister, der Vertragspartner des Unternehmens 
ist und dessen Leistungen für die Herstellung des 
Produktes des Unternehmens oder zur Erbringung 
und Inanspruchnahme der betreffenden Dienst-
leistung notwendig sind.

 � „Mittelbarer Zulieferer“ ist nach § 2 Abs. 8 LkSG 
jedes Unternehmen, das zwar nicht unter die Defi-
nition des unmittelbaren Zulieferers fällt, dessen 
Zulieferungen aber dennoch notwendig für die Tätig-

keit des Unternehmens sind. Unter diesen Begriff 
fallen alle Zulieferer, mit denen das Unternehmen 
infolge seiner Vertragsbeziehungen, seiner Geschäfts-
tätigkeit, seiner Produkte oder seiner Dienstleis-
tungen trotz fehlender direkter Vertragsbeziehun-
gen verbunden ist.

Beschwerdemechanismen 

Im Kontext der Handlungsanleitungen bezeichnet der 
Begriff Beschwerdemechanismus jedes routinemäßige 
unternehmenseigene oder unternehmensübergrei-
fende Verfahren, mit dem Menschenrechtsverletzungen 
durch das Unternehmen vorgebracht werden können 
und Abhilfe gesucht werden kann. 

ILO-Kernarbeitsnormen

Die ILO-Kernarbeitsnormen bezeichnen acht Über-
einkommen der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO), die das Grundgerüst für weltweite Arbeits- und 
Sozialstandards bilden. Sie haben den Status interna-
tionaler Rechtsinstrumente und sind somit für alle 
Staaten bindend, die sie ratifiziert haben. Diese Über-
einkommen sind: Konvention 87 – Vereinigungsfrei-
heit und Schutz des Vereinigungsrechtes (1948),  
Konvention 98 – Vereinigungsrecht und Recht zu  
Kollektivverhandlungen (1949), Konvention 29 – 
Zwangs- und Pflichtarbeit (1930), Konvention 105 – 
Abschaffung der Zwangsarbeit (1957), Konvention 
100 – Gleichheit des Entgelts (1951), Konvention 111 – 
Diskriminierung (Beschäftigung und Beruf) (1958), 
Konvention 138 – Mindestalter (1973) und Konven-
tion 182 – Verbot und unverzügliche Maßnahmen  
zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinder-
arbeit (1999).

Internationale menschenrechtliche  
Referenzinstrumente 

Internationale menschenrechtliche Referenzinstru-
mente sind völkerrechtliche Verträge, Übereinkom-
men, Vorschriften, Grundsätze, Richtlinien, Standards 
und Bestimmungen, um menschenrechtlich verant-
wortungsvolle Unternehmensführung zu fördern. Sie 
bilden einen wichtigen Bezugs- und Orientierungs-
punkt für ein einheitliches Verständnis und die Ver-
pflichtung zur Achtung der Menschenrechte, indem 
sie konkrete Schutzgüter im Bereich der Menschen-
rechte benennen.
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Konflikt- und Hochrisikogebiete 

Konflikt- und Hochrisikogebiete (engl. Conflict-affected 
and high-risk areas, CAHR-As) bezeichnen Gebiete, 
die sich in einem bewaffneten Konflikt oder in einer 
fragilen Post-Konfliktsituation befinden. Darin einbe-
zogen sind auch Gebiete mit schwacher oder nicht 
vorhandener Regierungsführung und Sicherheit sowie 
mit weit verbreiteten und systematischen Verletzungen 
von internationalem Recht und Menschenrechten.

Korruption 

Die kriminologische Forschung definiert Korruption 
als „Missbrauch eines öffentlichen Amtes, einer Funk-
tion in der Wirtschaft oder eines politischen Mandats 
zugunsten eines Anderen, auf dessen Veranlassung 
oder in Eigeninitiative, zur Erlangung eines Vorteils 
für sich oder einen Dritten, mit Eintritt oder in Erwar-
tung des Eintritts eines Schadens oder Nachteils für 
die Allgemeinheit (Täter in amtlicher oder politischer 
Funktion) oder für ein Unternehmen (betreffend Täter 
als Funktionsträger in der Wirtschaft)“.

Leitprinzipien für Wirtschaft und  
Menschenrechte der Vereinten  
Nationen (VN-Leitprinzipien) 

Die VN-Leitprinzipien sind ein Rahmenwerk aus 31 
Prinzipien, das Anforderungen an Politik und Wirt-
schaft formuliert und damit erstmals einen allgemein 
anerkannten Referenzrahmen für menschenrechtli-
che Pflichten von Staaten und für die Verantwortung 
von Unternehmen in globalen Liefer- und Wert-
schöpfungsketten bildet. Die VN-Leitprinzipien bau-
en auf den folgenden drei Säulen auf: Staatliche 
Pflicht zum Schutz der Menschenrechte, unterneh-
merische Verantwortung zur Achtung der Menschen-
rechte und Zugang zu Abhilfe für Betroffene von 
Menschenrechtsverstößen. Der Menschenrechtsrat 
der Vereinten Nationen hat die VN-Leitprinzipien im 
Jahr 2011 verabschiedet.

Lokale Gemeinschaften 

Im Kontext menschenrechtlicher Sorgfaltspflicht be-
zeichnen lokale Gemeinschaften diejenigen Gemein-
schaften, die in unmittelbarer räumlicher Nähe zu 
Standorten von Wirtschaftsunternehmen liegen oder 
aber unmittelbar durch deren Geschäftstätigkeit be-
troffen sind oder sein können. Die Betroffenheit kann 

positiv (z.B. durch Schaffung von Arbeitsplätzen) oder 
negativ (z.B. durch Verschmutzung von Grundwasser) 
erfolgen. Lokale Gemeinschaften sind nicht zwangs-
läufig homogen; es gibt meist Schnittstellen mit indi-
genen Gemeinschaften oder vulnerablen Personen.

Menschenrechte 

Menschenrechte sind grundlegende Rechte, die allen 
Menschen zu eigen sind, unabhängig von jeglicher 
Diskriminierung z.B. aufgrund von Staatsangehörig-
keit, Wohnort, Geschlecht, nationaler oder ethnischer 
Herkunft, Hautfarbe, Religion, Muttersprache und 
sonstigen Eigenschaften. Sie werden unter grundle-
genden internationalen Standards zusammengefasst. 
Ziel ist es, die Würde und Gleichheit aller Menschen 
weltweit zu gewährleisten. Zu den Menschenrechten 
zählen die Rechte, die in der internationalen Men-
schenrechtscharta der Vereinten Nationen (Internati-
onal Bill of Human Rights) aufgeführt werden, ebenso 
wie die Grundrechte, die in den Kernarbeitsnormen 
der ILO festgelegt sind.

Menschenrechtliche Auswirkungen 
(nachteilige, schwerwiegende) 

Nachteilige menschenrechtliche Auswirkungen liegen 
vor, wenn ein Unternehmen direkt oder indirekt dazu 
beiträgt, dass ein Mensch an der Ausübung seiner 
Menschenrechte gehindert oder darin beeinträchtigt 
wird. Der Fokus dieses Konzepts liegt auf dem Risiko 
für die Menschen, nicht für das Unternehmen. 
Gleichzeitig wird anerkannt, dass dort, wo die Risiken 
für die Menschenrechte am größten sind, eine starke 
Konvergenz mit dem Risiko für das Unternehmen be-
steht. Als folgenschwer werden diejenigen nachteili-
gen menschenrechtlichen Auswirkungen definiert, die 
das Kriterium der Schwere entsprechend Ausmaß, 
Umfang und Unumkehrbarkeit erfüllen. Diese Kriterien 
können unabhängig von der Möglichkeit gegeben 
sein, ob das Unternehmen Einfluss nehmen kann. Da 
folgenschwere Menschenrechtsthemen spezifisch für 
die Aktivitäten oder Geschäftsbeziehungen eines  
Unternehmens sind, unterscheiden sie sich zwischen 
Unternehmen.
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von rassistischer Diskriminierung (International Con-
vention on the Elimination of All Forms of Racial  
Discrimination, ICERD), Übereinkommen zur Beseiti-
gung jeder Form von Diskriminierung der Frau (Com-
mittee on the Elimination of Discrimination Against 
Women, CEDAW), Übereinkommen gegen Folter und 
andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe (Committee Against Torture, 
CAT), Übereinkommen über die Rechte des Kindes 
(Convention on the Rights of the Child, CRC), Inter-
nationale Konvention zum Schutz der Rechte aller 
Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen 
(International Convention on the Protection of the 
Rights of All Migrant Workers and Members of Their 
Families, ICMW), Übereinkommen über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen (Convention on 
the Rights of Persons with Disabilities, CRPD), Inter-
nationales Übereinkommen zum Schutz aller Personen 
vor dem Verschwindenlassen (International Conven-
tion for the Protection of All Persons from Enforced 
Disappearance, CPED).

Minderungsmaßnahmen 

Minderungsmaßnahmen sind alle Maßnahmen, die 
getroffen werden können, um das Ausmaß tatsächlich 
nachteiliger menschenrechtlicher Auswirkungen oder 
die Wahrscheinlichkeit des Eintretens potenziell 
nachteiliger menschenrechtlicher Auswirkungen zu 
reduzieren.

Nationaler Aktionsplan Wirtschaft und 
Menschenrechte (NAP) 

Der NAP stellt die Umsetzung der VN-Leitprinzipien 
durch die deutsche Bundesregierung dar. Der NAP 
wurde im Jahr 2016 vom Bundeskabinett verabschie-
det. Im Aktionsplan verankert die Bundesregierung 
erstmals die Verantwortung von deutschen Unter-
nehmen für die Achtung der Menschenrechte in einem 
festen Rahmen. Sie formuliert darin ihre Erwartung, 
dass Unternehmen ihre menschenrechtliche Sorg-
faltspflicht ausüben und Menschenrechte entlang ihrer 
Liefer- und Wertschöpfungsketten achten. Der NAP 
umfasst fünf Kernelemente: Grundsatzerklärung zur 
Achtung der Menschenrechte, Verfahren zur Ermitt-
lung tatsächlich und potenziell nachteiliger Auswir-
kungen auf die Menschenrechte, Maßnahmen zur Ab-
wendung potenziell nachteiliger Auswirkungen und 
Überprüfung der Wirksamkeit dieser Maßnahmen, 
Berichterstattung sowie Beschwerdemechanismus.

Menschenrechtliche Risiken und  
Risikoanalyse 

Unter menschenrechtlichen Risiken sind die potenziell 
nachteiligen Auswirkungen eines Wirtschaftsunter-
nehmens auf die Menschenrechte zu verstehen. Men-
schenrechtliche Risiken sind stets als Risiken für die 
Betroffenen zu verstehen und nicht in erster Linie als 
Risiken für das Unternehmen. Um die menschen-
rechtlichen Risiken abzuschätzen, sollte ein Wirt-
schaftsunternehmen eine Risikoanalyse durchführen. 
Diese umfasst eine Ermittlung und Bewertung aller 
tatsächlich oder potenziell nachteiligen menschen-
rechtlichen Auswirkungen, an denen das Wirtschafts-
unternehmen entweder durch seine eigene Tätigkeit 
oder durch seine Geschäftsbeziehungen beteiligt ist.

Menschenrechtliche Sorgfaltspflichten 
und Sorgfaltsprozesse

Menschenrechtliche Sorgfaltspflichten bezeichnen 
die Pflichten, die ein Unternehmen hat, um seiner 
Verantwortung zur Achtung der Menschenrechte in 
seinen globalen Liefer- und Wertschöpfungsketten 
nachzukommen. Konkrete Pflichten sind insbesonde-
re in den VN-Leitprinzipien definiert. Menschenrecht-
liche Sorgfaltsprozesse stellen einen kontinuierlichen 
Risikomanagementprozess dar, den Unternehmen 
benötigen, um nachteilige menschenrechtliche Aus-
wirkungen zu identifizieren, zu verhindern, zu min-
dern und wiedergutzumachen, sowie Rechenschaft 
darüber abzulegen, wie sie mit diesen umgehen. Die 
wesentlichen Schritte zur Erfüllung menschenrechtli-
cher Sorgfaltspflichten sind durch die fünf Kernele-
mente des NAP abgebildet.

Menschenrechtspakte der  
Vereinten Nationen

Die VN-Menschenrechtspakte sind völkerrechtlich 
verbindliche Menschenrechtsabkommen, die in jenen 
Staaten gelten, die das Menschenrechtsabkommen 
unterzeichnet und ratifiziert haben. Zu den Menschen-
rechtspakten der Vereinten Nationen zählen die fol-
genden: Internationaler Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte (Zivilpakt, International Covenant 
on Civil and Political Rights, ICCPR), Internationaler 
Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte (Sozialpakt, International Covenant on Econo-
mic, Social and Cultural Rights, ICESCR), Internatio-
nales Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form 
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bei der Verwendung des Begriffs Rechteinhaber*innen 
der Blick in der Regel auf potenziell von Menschen-
rechtsverletzungen betroffene Personengruppen, die 
auch als potenziell Betroffene bezeichnet werden.

Völkerrecht 

Das Völkerrecht ist eine überstaatliche Rechtsord-
nung, die sich Staaten als Subjekte des Völkerrechts 
selbst gegeben haben. Wichtige Quellen des Völker-
rechts sind die Charta der Vereinten Nationen sowie 
bi- und multilaterale völkerrechtliche Verträge, das 
Völkergewohnheitsrecht und richterliche Entschei-
dungen. Unternehmen sind dagegen keine Völker-
rechtssubjekte und auch nicht unmittelbar an völker-
rechtliche Abkommen gebunden. Unabhängig davon 
stehen sie nach den VN-Leitprinzipien in der Pflicht, 
die in den völkerrechtlichen Abkommen aufgeführten 
Menschenrechte innerhalb ihres Unternehmens
kontextes zu achten. 

Vulnerable Personengruppen 

Vulnerabilität im Sinne der VN-Leitprinzipien ist ein 
Maß dafür, wie anfällig eine Personengruppe für 
nachteilige menschenrechtliche Auswirkungen einer 
Geschäftstätigkeit ist und wie sie diese bewältigen 
kann. Nachteilige menschenrechtliche Auswirkungen 
entstehen demnach für vulnerable Personengruppen 
nicht nur aufgrund einer Geschäftstätigkeit an sich; 
vielmehr werden diese Auswirkungen durch beste-
hende kulturelle, soziale, ökologische, politische oder 
ökonomische Benachteiligungen einer vulnerablen 
Personengruppe erhöht.

Wertschöpfungskette 

Die Wertschöpfungskette eines Unternehmens  
umfasst alle Tätigkeiten im Zusammenhang mit der 
Herstellung, dem Vertrieb, der Nutzung und der Ent-
sorgung der Produkte sowie der Erbringung der 
Dienstleistungen des Unternehmens. Zur Wertschöp-
fungskette gehören demnach neben der eigenen  
Geschäftstätigkeit Unternehmen, zu denen das Unter-
nehmen eine direkte Geschäftsbeziehung unterhält, 
Unter-nehmen in der vorgelagerten direkten und in-
direkten Lieferkette (bis hin zur Rohstoffbeschaffung) 
sowie Kund*innen und Geschäftspartner nachgela-
gerter Entsorgungsleistungen. Ebenfalls Teil der 
Wertschöpfung sind unterstützende Funktionen wie 
Investitions- und Finanzierungstätigkeiten.

Nichtregierungsorganisationen (NRO) 

Nichtregierungsorganisationen sind nichtstaatliche 
Organisationen, Institutionen, Vereine, Stiftungen 
und andere private Einrichtungen, die nicht gewinn-
orientiert sind, sondern einen im weitesten Sinne ge-
meinwohlorientierten Zweck haben. Sie können lokal, 
regional, national oder international tätig sein; zu 
NRO zählen daher sowohl lokale zivilgesellschaftliche 
Organisationen als auch nationale und internationale 
NRO. Auch kirchliche Hilfswerke, in der Solidaritäts-
bewegung verankerte Organisationen und den politi-
schen Parteien nahestehende Stiftungen zählen dazu. 
NRO können eine Vielzahl von Interessen verfolgen. 
Im Sinne der VN-Leitprinzipien zählen Unternehmen 
oder unternehmerische Verbände nicht als NRO.

OECD-Leitsätze für multinationale  
Unternehmen 

Die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen 
sind Empfehlungen der Organisation für wirtschaft
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (engl. Orga-
nisation for Economic Co-operation and Develop-
ment (OECD)) für Staaten und Unternehmen, die 
nachhaltiges unternehmerisches Handeln in globalen 
Liefer- und Wertschöpfungsketten fördern. Sie bein-
halten Empfehlungen in den Bereichen Transparenz, 
Arbeitsbedingungen, Umwelt, Korruption, Verbrau-
cher*innen-Schutz, Berichterstattung, Technologie-
transfer, Wettbewerb und Steuern.

Präventionsmaßnahmen 

Der Begriff Präventionsmaßnahmen bezeichnet vor-
beugende Maßnahmen, die das Ziel verfolgen, dass 
nachteilige menschenrechtliche Auswirkungen nicht 
auftreten.

Stakeholder

Stakeholder sind Personen oder Organisationen, die 
die Aktivitäten und Entscheidungen eines Unter
nehmens tatsächlich oder potenziell beeinflussen 
oder von diesen tatsächlich oder potenziell beein-
flusst werden.

Rechteinhaber*innen 

Inhaber*innen von Menschenrechten sind alle Men-
schen unabhängig von persönlichen Eigenschaften. 
Innerhalb der Handlungsanleitungen fokussiert sich 
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Die Wertschöpfungskette der Automobilbranche ist 
durch dynamische Liefernetzwerke mit wechselseiti-
gen Beziehungen von Lieferanten und Kund*innen 
gekennzeichnet. Das bedeutet, dass sich insbesondere 
mittelbare Lieferanten häufig ändern können und zu-
sätzlich oft nicht beim beziehenden Unternehmen 
bekannt sind. Außerdem können einzelne Unterneh-
men der Wertschöpfungskette gleichzeitig als  
Lieferanten und Kund*innen für unterschiedliche  
Produkte gegenüber einander auftreten.

Wiedergutmachung 

s. Abhilfemaßnahmen.

Zivilgesellschaftliche Organisationen

s. Nichtregierungsorganisationen (NRO).
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